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Widmung

Dieses Buch ist all denen gewidmet, die schon seit Jahren durch
Recherchen und Veroffentlichungen mutig fiir Freiheit, Gerechtig-
keit und Selbstbestimmung fiir alle Kinder, Frauen und Méanner
eintreten.

Es ist fiir die geschrieben, die schon lange wissen, dafs etwas nicht
stimmt in diesem Land. Fiir jene die bereit sind, friedlich ihren
Beitrag zu leisten, um eine positive Veranderung fiir unser Volk
herbeizufiihren.

Es ist unseren Kindern und allen nachfolgenden Generationen ge-
widmet, damit sie in Frieden und Freiheit mit allen Volkern dieser
Welt leben konnen.

”SEI DU SELBST DIE VERANDERUNG
DIE DU DIR WUNSCHST.”

Mahatma Gandhi



Soll sich die Geschichte wiederholen?

Die Mitglieder der Weissen Rose unter anderen
die Geschwister Hans und Sophie Scholl
verteilten im Jahr 1942 / 43 insgesamt
sechs Flugblatter. 1943 wurden sie

@

fiir ihren friedlichen Widerstand hingerichtet.

Flugblatter der Weissen R o s e
I

Nichts ist eines Kulturvolkes unwiirdiger, als sich ohne Widerstand
von einer verantwortungslosen und dunklen Trieben ergebenen
Herrscherclique "regieren" zu lassen. Ist es nicht so, daB sich jeder
ehrliche Deutsche heute seiner Regierung schamt, und wer von uns
ahnt das Ausmal der Schmach, die ilber uns und unsere Kinder kommen
wird, wenn einst der Schleier von unseren Augen gefallen ist und die
grauenvollsten und jegliches MaBk unendlich iiberschreitenden Verbrechen
ans Tageslicht treten? Wenn das deutsche Volk schon so in seinem
tiefsten Wesen korrumpiert und zerfallen ist, daB es, ohne eine Hand zu
regen, im leichtsinnigen Vertrauen auf eine fragwiirdige GesetzmdBRigkeit
der Geschichte das HOchste, das ein Mensch besitzt und das ihn Uber
jede andere Kreatur erhdht, namlich den freien Willen, preisgibt, die
Freiheit des Menschen preisgibt, selbst mit einzugreifen in das Rad
der Geschichte und es seiner vernuUnftigen Entscheidung unterzuordnen
- wenn die Deutschen, so jeder Individualitat bar, schon so sehr zur
geistlosen und feigen Masse geworden sind, dann, ja dann verdienen sie
den Untergang.[...]

Wenn jeder wartet, bis der andere anfangt, werden die Boten der
rdachenden Nemesis unaufhaltsam ndher und naher riicken, dann wird

auch das letzte Opfer sinnlos in den Rachen des unersattlichen Damons
geworfen sein. Daher muR jeder einzelne seiner Verantwortung als
Mitglied der christlichen und abendldndischen Kultur bewuBt in dieser
letzten Stunde sich wehren, soviel er kann, arbeiten wider die GeiRel
der Menschheit, wider den Faschismus und jedes ihm &hnliche System
des absoluten Staates. Leistet passiven Widerstand - Widerstand -, wo
immer Ihr auch seid, verhindert das Weiterlaufen dieser atheistischen
Kriegsmaschine, ehe es zu spdt ist, ehe die letzten Stddte ein
Trimmerhaufen sind, gleich K&ln, und ehe die letzte Jugend des Volkes
irgendwo filir die Hybris eines Untermenschen verblutet ist. VergeBt
nicht, daB ein jedes Volk diejenige Regierung verdient, die es ertragt!

[...]



WER SEINE FREIHEIT AUFGIBT,
UM SICHERHEIT ZU ERLANGEN,

WIRD AM ENDE BEIDES VERLIEREN.

Benjamin Franklin, Amerikanischer Prdsident

WENN RECHT zZU UNRECHT WIRD,
WIRD WIDERSTAND ZUR PFLICHT.

Berthold Brecht, dt. Dichter

WENN DIE MACHT DER LIEBE
DIE LIEBE ZUR MACHT UBERSTEIGT,

ERST DANN WIRD DIE WELT WISSEN,
WAS FRIEDEN IST.

Jimi Hendrix, Musiker
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1. Zukunftsvision 2020

Mehr freie Zeit. Liebe statt Angst.

Die Zukunftsvision des Johannes erzéihlt aus der nahen Zukunft, dem Jahre 2020. Sie soll die
Sehnsucht nach einer lebenswerteren Zukunft wecken. Hierzu zitieren wir aus dem Buch ,Der
kleine Prinz* von Antoine de Saint-Exupery:

"Wenn Du ein Schiff bauen willst, dann trommle nicht Manner zusammen um
Holz zu beschaffen, Aufgaben zu vergeben und die Arbeit einzuteilen, sondern lehre
die Mdnner die Sehnsucht nach dem weiten, endlosen Meer.“

Im Jahr 2020 haben wir mehr
freie Zeit. Obwohl wir deut-
lich weniger arbeiten, bleibt
uns dennoch viel mehr Geld
zum Leben. Moglich macht
dies das menschenfreundliche
Steuerrecht nach dem Recht
aus der Zeit von vor 1914.
Die Steuerséitze betragen wie-
der 0,65 bis 10%. Diese Ein-
nahmen werden “Gemeinwohl-
beitrag” genannt und bleiben
vollstéandig im eigenen Land.
Die Gemeinden erheben ei-
ne Grundsteuer, die von al-
len Gemeindemitgliedern be-
schlossen wird. Alle diese Bei-
trage werden zweckgebunden verwendet, bspw. fiir den Kindergarten, die Schulen und die
Feuerwehr. Uberall im Land blithen die Gemeinden wieder auf. Die Stadtflucht hat sich um-
gekehrt. Viele Menschen wollen ein entschleunigtes Landleben.

Der neue Trend heiftt freudig und begeistert arbeiten und ,Liebe statt Angst“. Dafiir hat
vor allem die neue Grundabsicherung gesorgt. Sie ersetzt Arbeitslosengeld, Hartz4, Aufsto-
cker, 400-Euro-Jobber und Mini-Rente. Noch vor Jahren zahlten wir fiir die milliardenteuere
Armutsverwaltung und Kontrolle durch Arbeitsagenturen. Bei den sogenannten ,Klienten“
(Arbeitslosen, Aufstockern etc.) kam nur ein Bruchteil dessen an. Damit fallen auch die teils
demiitigenden Mafnahmen und die unwiirdige Uberwachung weg. Heute braucht keiner mehr
Angst vor Arbeitslosigkeit oder Verarmung zu haben.

Die Flaschensammler, Bettler und Obdachlosen sind seit Jahren aus dem Stadtbild ver-
schwunden. Die Grundabsicherung wird unabhéngig vom Vermogen gezahlt. Dadurch be-
halten Rentner ihre Immobilie als zusétzliche Altersabsicherung. Frither mufiten Rentner
zunédchst ihr Vermogen aufbrauchen und ihr Hauschen verkaufen. Wofiir mancher sein halbes
Leben gearbeitet hatte, war innerhalb kiirzester Zeit weg.

Friiher flossen die Steuermilliarden fast ausschlieflich zu zentralistischen Verwaltungsorga-
nen in Berlin, Briissel und Diisseldorf. Diese diktierten dann mit ihren Vorgaben und Sub-
ventionen, wie die Kommunen zu investieren hatten. Wer sich nicht fiigte, der bekam keine
Subventionen mehr. Hiufig musste Geld verschwendet werden, sonst gab es im néchsten Jahr
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weniger aus dem Subventionstopf. Heute bestimmt jede Kommune, selbst in was sie inves-
tiert. Die banken- und konzerntreue Lobbykratie ist aufgelost worden. Da wir souverén sind,
konnen wir auch wieder iiber unser Geldsystem bestimmen. Es existieren heute mehrere re-
gionale und tberregionale Wahrungen. Sie sind mit realen Werten abgesichert /gedeckt. Dies
schiitzt uns vor groken Finanzblasen, dem Casino-Kapitalismus und dem Zinseszins-System.
Fiir den Handel und das Reisen existiert eine européaische Wahrung. Sie kann entsprechend
variabler Wechselkurse erworben werden.

Durch den Friedensvertrag sind wir
wieder voll souverdn. Wir leben
nun in einer Basisdemokratie. Jetzt
entscheiden wieder die Gemeinde-
mitglieder iiber ihre Belange. Dabei
muss der Wille der Mehrheit den
Willen der Minderheit stets achten!
Die alten Gesetze wurden neu for-
muliert. Eine einfache, leicht ver-
stdndliche Sprache ersetzt das um-
stédndliche Behorden- und Juristen-
deutsch.

Die Bundeswehr wurde aus dem
Ausland abgezogen. Von uns und
unserem Boden gehen keine Kriege mehr aus. Alle Militdrbasen wurden gerdumt, die USA
haben Rammstein verlassen. Bis vor Jahren mussten wir die Kosten fiir diese fremde Kriegsin-
frastruktur zahlen. Konsequent haben wir die grofsen Kriegsbiindnisse verlassen und mit allen
Léndern der Welt Friedens- und Freundschaftsvertriage abgeschlossen. Viele andere Lander
sind unserem guten Beispiel gefolgt, so dafs sich die NATO aufloste. Dadurch sparen wir jéhr-
lich weitere Milliarden. Aber nicht nur die Ausgaben sinken. Auch die Einnahmen steigen,
denn die Steuerflucht der Grofkonzerne und Superreichen wird effektiv verhindert. Nach wie
vor ist die Produktivitdt in unserem Land sehr hoch. Alle diese positiven Einfliisse machen
im Jahre 2020 die 30-Stundenwoche zum Regelfall. Arbeitszeit ist Lebenszeit.

Die gute Aufbruchstimmung im Land befliigelt die Menschen, noch innovativer zu sein. Auch
haben sie mehr freie Zeit, um klar denken zu konnen. Heute konnen Erfinder und Tiiftler ihre
Ideen realisieren und davon leben. Frither wurden sie durch Lobbyismus und ein ungerechtes
Patentsystem behindert. Heute dient das Patentsystem wieder den Machern und Innovato-
ren! Technologien, die den Menschen nutzen, werden zielstrebig entwickelt und massenhaft
angewendet. Nicht alle Ideen sind neu. Viele Technologien sind altbewéhrt, aber verdrangt
und fast vergessen. Besonders interessant ist jenes Wissen, das bisher bewuftt unterdriickt
wurde. Unterirdisch verlegte Supraleiter sind ein gutes Beispiel. Supraleiter haben die Hoch-
spannungsleitungen ersetzt, da sie den Strom ,supragut® iibertragen. Allein dadurch konnten
wir 5 Kraftwerke abschalten, abbauen und dem Wertstoffkreislauf zufithren. Das ,,grenzenlose
Wachstum® und der , Konsum® waren bisher die ,heiligen Grale” unserer Gesellschaft. Heute
streben wir an, nachhaltig, bewuft und gliicklich zu leben. Einerseits macht uns dieser Sin-
neswandel zufriedener, andererseits setzen wir damit ungeahnte Ressourcen frei und schaffen
Vollbeschéftigung!



Die Energieversorgung wird dezentral und
regional durch Energiegenossenschaften or-
ganisiert. Sie versorgen uns ohne Gewinnab-
sicht giinstig mit Strom, Gas, O, Fernwérme
und Kraftstoffen wie Benzin, Diesel und Au-
togas.

Vielen Menschen beschert das neue Leben
mehr freie Zeit und finanzielle Mittel. Im-
mer mehr junge Paare entscheiden sich fiir ei-
ne Familie mit Kindern. Sie sehen eine scho-
ne Zukunft auf uns zukommen. Entwarnung
gibt es fiir viele Alte: Das Mehrgenerationen-
wohnen wird geférdert und bietet eine Alter-
native zum Pflegeheim.

Heute befinden sich die Medien nicht mehr in
den Handen von wenigen Konzernen. Heute
gibt es wieder frei recherchierende Journalis-

ten die in alternativen Medien veroffentlichen. Das Internet ist frei! Heute ist es noch sicherer
als frither, denn die Storerhaftung wurde abgeschafft und die Datenschutzgesetze werden
tatsdchlich angewendet. Auch die gefiirchteten Abmahnanwiélte gibt es nicht mehr.

Endlich sorgt eine ein-
fache Kennzeichnungspflicht
fiir Durchblick bei den Le-
bensmitteln. Der Markt
bietet mittlerweile {iber-
wiegend biologische, nach-
haltig angebaute Lebens-
mittel an. Die meisten un-
serer Zivilisationskrank-
heiten resultierten aus Stress,
Umweltgiften und néhr-
stoffarmen Nahrungsmit-
teln. Durch die gesiinde-
ren Umweltbedingungen
und echte Lebensmittel
werden die ,Volkskrank-

heiten immer seltener.

Heute, im Jahr 2020, lebt die Mehrheit der Menschen in Verbundenheit und Liebe. Kaum
einer spielt das alte Spiel von ,Teile und Herrsche* noch mit. Obwohl vieles schon besser
geworden ist, so ist noch nicht alles perfekt, aber tédglich wird unser Leben besser.

Dies ist eine Zukunftsvision, die nach einem Friedensvertrag moglich werden kann. Viele
Menschen waren im Jahre 2016 nicht mehr zufrieden mit dem herrschenden System. Sie
wollten eine Verdnderung, aber oft blieb die Frage offen: ,Was ist die Alternative?*.

Damals wollten uns einige Politiker einreden, daf es keine Alternative gdbe. Was geschehe,



sei ,alternativlios”. Es gibt immer eine Alternative!

Wie willst DU in Zukunft leben? Wie sieht DEINE Zukunftsvision aus?

Bitte schreibt eure Zukunftsvision in das Forum (forum.nestag.de), um weitere Menschen zu
begeistern.

Einige Visionen werden auf der Internetseite www.zukunftsvision2020.de veroffentlicht.
Wichtiger Hinweis: Mittlerweile herrscht in unserem Land weitgehende Willkiir! Sobald
die BRD ihre Existenz oder ihre Steuereinnahmen geféhrdet sieht, beugt sie regelméfig das
eigene Recht.

Wir empfehlen daher ...

1.

reaktiviert Gemeinden, um das Bodenrecht zu behalten und unser Land zu
befreien! Kleinkriege mit der GEZ oder wegen kleiner Ordnungswidrigkeiten kosten
unnotig Energie und Zeit.

. Recht bekommt i. d. R. nur derjenige, der es mit Nachdruck einfordert. Daher ist

es ratsam, als Gruppe aufzutreten und Alleingéinge zu vermeiden. Unsere Erfahrung
ist, dafs wir unsere Forderungen am besten durchsetzen kénnen, wenn wir als Gruppe
(Zeugen, Protokollanten) personlich bei den BRD-"Behérden” vorstellig werden.

. vermeidet unndtige Prozesse, denn diese bleiben meist erfolglos: Es herrscht mittlerweile

Willkiir. So werden eidesstattliche Versicherungen von sogenannten “Behordenmitarbei-
tern” nicht unterschrieben. Wenn sich Gerichtsprozesse nicht vermeiden lassen, dann
sollten Beweismittel vor der Verhandlung der Gerichtsakte beigefiigt werden. Dieser
Vorgang muss mit einer Quittung bestétigt werden. Andernfalls werden Beweismittel
in der Verhandlung nicht beriicksichtigt.

vernetzt Euch indem ihr mit einer reaktivierten Gemeinde zusammen arbeitet, Stamm-
tische organisiert und eigene Gemeinden reaktiviert.

sorgt fiir Transparenz und Offentlichkeit. Die BRD meidet die 6ffentliche Diskussion und
scheut offentliche Dokumentation von Vorgéangen. Nutzt das Internet, um Rechtsbriiche
zu dokumentieren! Frag immer “wem nutzt es?”.

sorgt frithzeitig fiir Aufkldrung. Altgediente Polizisten und Gerichtsvollzieher lehnen
mittlerweile vermehrt Vollstreckungen, die rechtswidrig sind, ab. Sie sind sich des Un-
rechts und ihrer privaten Haftung bewufst. Klart besonders die ausfithrenden Organe
(POLIZEI, Gerichtsvollzieher, Banker) auf indem ihr ihnen Handzettel zukommen laft
und in Schreiben stets auf die rechtliche Situation hinweist! Klért eure Freunde, Fami-
lie und Kollegen auf. Schreibt sachliche Kommentare in Foren und unter Presseartikel
von Online-Zeitungen. Falls eine Zensur erkennbar ist, so sollte diese 6ffentlich gemacht
werden (bspw. in noch unzensierten Foren). Der wirksamste Protest sicherlich ein be-
stehendes Zeitungsabonnement zu kiindigen.

Die BRD sieht sich als alleinige handlungsfidhige Priasenzform des "Deutschen Reiches". So-
lange wir dies u.a. durch Wahlen bestétigen, wird es so bleiben. Wir kénnen uns, wie das
Buch beschreibt, selbst organisieren und damit der BRD den Riicken zukehren. Dann sind
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wir, der Souverdn, wieder eigenstindig und handlungsfahig. Wichtig ist es die reaktivierten
Gemeinden aus dem Vertrag zu nehmen und geschéftsfahig zu werden. Das heifst, dafs iiber

fiinfzig Prozent der Bundesstaatsangehorigen die staatliche Gemeinde bestétigt (gewéhlt)
haben.
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Gemeinde Neuhaus

Bild 1: Interview mit Wakenews.tv zum Friedensvertrag

Im Mai 2016 informierte ein Aktionskiinstler der Gemeinde Neuhaus {iber den fehlenden
Friedensvertrag auf einer Demo in Paderborn. Die Aktion “Deutschland sucht den Friedens-
Vertrag’ kam gut an. Uber das Fiir und Wider von AfD und Fliichtlingen waren tausende
Demonstraten zerstritten. Aber sicherlich ist jeder von ihnen fiir den Friedensvertrag und
den Weltfrieden.

-

Friedensvertrag
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www.vivo-ich-lebe.de
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Bild 2: “Aktionskunst: “Deutschland sucht den Friedensvertrag”

Thttp://vivo-ich-lebe.de
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Schluss mit TTIP, ESM, Bankendiktatur, Totaliberwachung, Sozialabbau, GEZ, Eurokrise,
Atomwaffen, Gentechnik, Fracking, Kriegstreiberei und Vertreibung!

Schiitzen Sie lhre Familie, Freunde, Rechte, Inmobilie und Ihr Vermégen!

Priift auf der Internetseite Eurer Gemeinde/Stadt, ob diese ihr altes Wappen
verwendet!

~  Oh?! Findet lhr nur noch ein Werbe-Logo und kein Wappen? (Bsp. Paderborn) l I I '

Erklarung: Die Stadte und Gemeinden hatten 1990 durch den 2+4-Vertrag die freie
Wahl zwischen Staatlichkeit und Handelsrecht gehabt. Diese haben sie nicht genutzt.

Sie haben sich vollstandig ins Handelsrecht begeben. Deshalb mussten sie ihr o
Bodenrecht abtreten und haben hierdurch ihren Status als Gebietskérperschaft <
verloren. Seitdem durfen sie ihre amtlichen Wappen nicht mehr fiihren. o ’
Nur die Stadte und Gemeinden, die in den letzten Jahren wieder aktiviert wurden, o
sind berechtigt, ihr amtliches Wappen zu fuhren. g
Paderborn
. . tberzeugt
Welchen Ausweis haben Sie beantragt?
DRVTSCHLAND 122000129

Oh?! Falls Sie versehentlich einen PERSONALausweis
statt des Staatsangehdrigkeitsausweises beantragt
haben, sind Sie in einem ungunstigeren Rechtskreis.

e
MUSTERMANN
GEB. GABLER
- i

¢

e s et
12.08.1964 DEUTSCH
e e S S

BERLIN

Stopl syt et

31.10.2020 938568

R Y e
2% 28,80 €

Erklarung: Im Dritten Reich haben viele Deutsche ihren Pass
mit jeweiliger Bundesstaatsangehérigkeit gegen einen
Reichsausweis getauscht. Damit haben sie sich freiwillig aus
der Staatlichkeit bewegt.

,Der Bundespersonalausweis oder der deutsche Reisepass sind - -

kein Nachweis Uber den Besitz der deutschen Staatsangehdrigkeit.  Bundespersonalausweis

Sie begrtinden lediglich die Vermutung, dass der Ausweisinhaber P

die deutsche Staatsangehdrigkeit besitzt. Die deutsche

Staatsangehdrigkeit wird durch eine Staatsangehdrigkeitsurkunde L R L AN
nachgewiesen.” (Quelle: http://www.aschaffenburg.de).

Diesen ,Staatenlosen” haben die Alliierten (auf Antrag) einen m
Personalausweis ausgehéandigt. Die Inhaber von
Reichsausweis und Personalausweis befinden sich im
gleichen Rechtskreis; dem Handelsrecht.

Staatsangehdrigkeitsausweis |

Welche Vorteile und Rechte geniel3en Deutsche mit i
Staatsangehérigkeitsausweis im Gegensatz zu BRD-Biirgern R
mit PERSONALausweis? Warum haben nur 13365 Warat
Staatsangehorige die freie Wahl zwischen gesetzlichen ’
Pflichtversicherungen und gdnstigeren Alternativen?

Wieso missen Staatsangehoérige keine Beitrdge an die GEZ, a3 e 033
IHK usw. zahlen?

Weitere Antworten sowie Schritt-flir-Schritt-Anleitungen Loay

*) Nach RuStAG 1913 4.1 nicht nach StAG! Siehe Anleitung im Buch!

finden Sie auf www.nestag.de im Buch ,Souveraner Staat A
durch Friedensvertrag” (auch als kostenlose PDF-Datei). i
25,00 €

Wechselt zuriick in die Staatlichkeit FESEEEEW LGS

Herausgeber ist das Amt der staatlichen Gemeinde Neuhaus i. W.,

Postfach 6220, [33104] Neuhaus i. W.1 www.Gemeinde-Neuhaus.de @@@@
BY NC ND

Mit freundlicher Unterstitzung durch das Netzwerk der Staatsangehoérigen (www.nestag.de)



Der Rechtsstatus ,Deutschlands” von 1871 bis heute.

Die 26 Bundesstaaten und ihre Staatlichkeit existieren bis zum heutigen Tage!

BY

2¢9

1871-1918 Staatenbund ,Deutsches (Kaiser)Reich* aus 26 souverdanen unabhangigen . . . -
Bundesstaaten (Kgr. Sachsen, Kgr. Bayern usw.) mit Einigung auf einen Verfassungs- 1919-1933 wird die Mandatsregierung ,Weimarer Republik
vertrag, bei dem die Bundesstaaten die Souveréanitat mit eigenem Staatsangehorigkeits- durch Selbsterméachtigung erschaffen.

recht behalten (siehe RuStAG 1913 § 4.1). Erst hieriiber kann man als Deutscher
Staatsangehdrigkeit in einem Bundesstaat erlangen.

Die Alliierten bezeichnen 1944 im SHAEF-Vertrag den Begriff ,Deutschland” als das
Deutsche Reich in den Grenzen vom 31.12.1937. Der Begriff “Deutschland“ bezeichnet 1932 “Freistaat PreuRen” wird durch Putsch des Kanzlers von
,Nazi-Deutschland*. Papen durch den sogenannten ,Preuf3enschlag” illegal
handlungsunfahig gemacht und der Regierung ,Weimarer
Republik* unterstellt.

@

1919-1932 wird der ,Freistaat PreuBen“ mit einer sogenannten
.neuen Verfassung" erschaffen, die nicht vom Volk legitimiert ist.

1914-1918 Erster Weltkrieg wird mit Waffenstillstandsabkommen lediglich pausiert.
Beendet werden kann er nur durch einen Friedensvertrag!

1949-1990 Die drei 1945-1949 Verwaltung ,Vereinigtes 1933-1945 Hitler erschafft das sogenannte ,Dritte Reich“d
M :. - Q_m %m_ Wirtschaftsgebiet” fur den Teil Deutschlands, der illegale ,Selbsterméchtigung“. Parole: ,Ein Land, ein Volk, ein Fuhrer".
achte grunden die den Besatzungsmachten USA, GB und Frankreich AuRerhalb der Staatlichkeit wird 1934 der Reichsausweis durch das

Mandatsregierung ,BRD".

Red Carlo Schmid unterstellt ist. Die komplette Regierung gefangen sogenannte ,Reichsbiirgergesetz* eingefihrt.
OO SPD) 08.09 1048 genommen. Angeblich alle Nazibeschlisse- und Jeder Inhaber eines Reichs- oder Personalausweises befindet sich im-
_umq_AmBm_‘WHmzwo:.m ; mmm -“gesetze" aufgehoben. NS-“Gesetze", die den selben Rechtskreis aulRerhalb der Staatlichkeit (im Handelsrecht).
Besatzern dienlich sind, werden tibernommen. 1939-1945 ,2ter* Weltkrieg durch Waffenstillstandsbruch des WK1.

1990 Mauerfall: ,,Vereinigtes Nutze Deine Wahlfreiheit !
Deutschland“. Verwaltungs-
konstrukt von BRD und DDR als
Firmen organisiert und im
Handelsrecht tatig. Seit 1914 gibt
es immer noch keinen
Friedensvertrag!

Am 1.10.1990 geben die Alliierten mit dem 2+4-Vertrag ihre Rechte und
Verantwortlichkeiten in Bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes ab!

- Wir kdnnen seitdem unseren Rechtskreis frei wahlen: Staats- oder Handelsrecht!
Die Besatzung von 1945 ist beendet, aber die Besatzung bzgl. des Ersten Weltkrieges
besteht weiterhin. Sie wird durch einen Friedensvertrag zum Ersten Weltkrieg beendet.

Gilt nur fur abgemeldete juristische Personen § (u.a. Personalausweisabgabe!)

Staatlichkeit EU-BRD-Verwaltung

Staatsangehorige in aktivierter staatlicher Gemeinde / Stadt Personalausweisinhaber im Handelsrecht
Souveranitat & Basisdemokratie. Rechtsgrundlage ist die HLKO, das Zentralismus ohne Basisdemokratie
Internationale Deutsche Recht: BGB von 1896, HGB von 1897 etc. Rechtsgrundlage: UCC, ...
Ziel: Friedensvertrag zum Ersten Weltkrieg ! Ziel: Alle ,,Staaten“ in das Handelsrecht zwingen !

Gerechte Gesetze, staatliche unabhéngige Gerichte, hoheitliche TTIP, CETA, ESM, NATO, EU-Lobbyismus: Herrschaft von Banken &
Aufgaben, kommunale Stadtwerke — geringere Kosten flir Energie, Konzernen, Parteiendiktatur. Private Zentralbanken — privatisierte
Wasser, Abfallentsorgung etc. Eigenverantwortliche Gemeinden, Gewinne aus ,Geldschépfung” (Schuldgeld). Birgerfeindliche
staatliche Zentralbank und Banknoten - Gewinne kommen Verordnungen, Anordnungen und Empfehlung. Unkontrollierbare
der Bevolkerung zugute = geringere und zweckgebundene (geheime) Handelsgerichte. Uberwachungsstaat, Gentechnik,
Steuern. Keine Zwangsmitgliedschaften wie GEZ, IHK, QV Fracking, KomDoppikLG. Die BRD versucht, mit einer neuen

L GKYV, PKYV etc., freie Wahl der Wahrung (Euro, Mark etc.). ) r..<mlmmm==m.. die Staatsrechte abzuschaffen! )

Hrsg: Amt — Gemeinde Neuhaus i.W. | Postfach 6220 | [33104] Neuhaus i. W. || Kostenlose PDF-Version des Buches unter www.nestag.de



2. Vorwort

Bevor wir tiefer in das Thema einsteigen wollen wir eine héaufige Frage beantworten.
Wie passen Basisdemokratie und bspw. Konigreich Preufien zusammen?

Wir — die Mitglieder der Gemeinde Neuhaus — streben nach Basisdemokratie und lehnen
sowohl Monarchie, sowie einen Konig ab. Allerdings kniipfen wir an den alten Rechtskreis von
vor 1914 an, um den Friedensvertrag zu erreichen. Dieser kann nur als dem alten Rechtskreig?]
heraus beendet werden, da er in diesem begonnen wurde. Fiir die Verhandlungen iiber einen
Friedensvertrag sind moglichst viele reaktivierte staatliche Gemeinden erforderlich. Man kann
sich den alten Rechtskreis wie ein “Dornrdschen-Schlofs” vorstellen, daf seit fast hundert
Jahren schléft.

Durch die dann erreichte Souverénitat konnen wir basisdemokratisch leben. Die Basisdemo-
kratie beginnt in den Gemeinden. Sie ermoglicht denjenigen die Mitsprache, welche die Ent-
scheidungen direkt betreffen. Damit wird die momentan noch herrschende Schein-Demokratie
der Parlamente (parlamentarische Demokratie) ersetzt. Heute entscheiden wenige iiber die
Belange der Mehrheit. Zukiinftig wird wieder die Mehrheit iiber ihre Belange entscheiden.

Der Erste Weltkrieg wurde noch von souveridnen Staaten erklart.

Seit einiger Zeit sind sich Historiker und Wissende einig, dafs der Erste Weltkrieg
nicht von deutscher Seite geplant wurde. (Literaturliste im Anhang[A.14).

Diese und viele andere damals souverdne Staaten hatten zwischen 1907 und 1910 einen vol-
kerrechtlichen Vertrag tiber die Regeln des Krieges und der Besatzung abgeschlossen, die
Haager Landkriegsordnung (HLKO). Dieser Vertrag ist bis heute ungekiindigt und giiltig.
Ab der zweiten Hilfte des 19. Jahrhunderts P wechselten immer mehr Staaten vom Staats-
recht ins Handelsrecht. Ein Friedensvertrag kann nur durch souveréne Staaten im Staatsrecht
oder durch die Reststaatlichkeit der Parlamente geschlossen werden. Sogenannte “Staaten”
im Handelsrecht, wie die BRD, haben diese M&glichkeit nicht.

Vélkerrechtlich schreiben die souverinen Minner und Weibeif] eine Verfassung.
Diese Verfassung stellt ein Regelwerk fiir die Regierung dar, um die Rechte des
Volkes zu schiitzen. Um Mandatsregierungen handelt es sich, wenn ein souvera-
ner Staat durch kleine Gruppen und Selbsterméichtigung ohne Legitimation des
Souveridn (dem Staatsvolk) gebildet wird.

Die Haager Landkriegsordnung bietet den deutschen Vélkern eine einzigartige Moglichkeit!
Sie konnen sich friedlich und geméafs aller volkerrechtlichen sowie handelsrechtlichen Vertrage
von der Besatzung befreien. Hierzu ist ein Friedensvertrag zum Ersten Weltkrieg mit den drei
Alliierten zu schlieften. Der Friedensvertrag wiirde die volle Souveranitiat der deut-
schen Voélker herbeifiihren und das Handelsrecht unter das Staatsrecht stellen.
Wir streben basisdemokratische Gemeinden und Bundesstaaten an. Obwohl wir
den staatlichen Rechtskreis, u. a. des Konigreich Bayern nutzen, um den Frie-
densvertrag zu erhalten, streben wir keine Monarchie an. Auch ein Kaiserreich oder

20bwohl der Name “Freistaat Preuken” die Eigenschaften “frei” und “staatlich” vermuten 1i8t, so befindet
er sich doch im Handelsrecht. Aus diesem Rechtskreis ist der Friedensvertrag nicht erreichbar.

3verstiirkt nach dem Ersten Weltkrieg (WK I) und der Fortfiihrung des WK I durch Waffenstillstandsbruch
im Jahr 1939

4Die Begriffe “Herr” und “Frau” bezeichnen die fiktive natiirliche Person.
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Suchwort eingeben

* Deutscher Bundestag

Der Bundestag Dokumente Mediathek Kultur & Geschichte Presse Besuche:

Startseite > Presse > Aktuelle Meldangen (hib) > 06
Pressemittellungen Volkerrechtssubjekt "Deutsches Reich"
v Aktuelle Meldungen (hib)
Auswidrtiges/Antwort - 30.06.2015
Akkreditierung Berin: (hib/AHE) Das Bundesverfassungsgericht hat in stiindiger Rechtsprechung
Thsidas festgestellt, dass das Voikerrechtssubjekt “Deutsches Reich® nicht untergegangen und
die Bundesrepublix Deutschiand nicht sein Rechtsnachfolger, scndern mit ihm als
Bilderdienst, Bldarchiv Véikerrechtssubjekt identisch ist. Darauf verweist die Bundesregierung in ihrer Antwort
(18/5178) auf eine Kleine Anfrage der Fraklion Die Linke zum Potsdamer Abkommen
Mitschnittservice von 1945 (18/5033), Die Abgeordneten hatten sich unter anderem nach der *These von
der Fortexistenz des Deutschen Reiches™ erkundigt und gefragt, cb die
Pressedokumentation Bundesregierung diesa als offentich als unhaitbar zurickweisen werde, "damit diese
Behauptung nicht von Necnazis und deor so genannten Reichsbirgerbewegung flr
Kontakt ihren Gebletsrevisionismus gegendber den EU-Nachbardndem instrumentalisient
werden kann®.

Bild 3: Volkerrechtssubjekt “Deutsches Reich” ist identisch mit der BRD

einen Imperator”| lehnen wir ab.

Die Reststaatlichkeit ist in jedem Land der Besatzer vorhanden. Im Falle der USA ist dies der
Kongress, in Grofsbritannien und Nordirland ist es das Oberhaus und in Frankreich ist es das
Parlament der Kammer des Oberhauses. Mit Russland besteht bereits ein Friedensvertrag.
Hier liegt die Reststaatlichkeit bei der Duma.

Durch den handelsrechtlichen SHAEF-Vertrag aus dem Jahr 1944 unterliegen alle be-
setzten Gebiete des sogenannten ,Zweiten Weltkriegs” der absoluten Kontrolle der Alli-
ierten. Viele Konflikte wie in Libyen, der Ukraine u. a. sind Ergebnis dieses Vertrages. Durch
einen Friedensvertrag zum Ersten Weltkrieg wiirde der SHAEF-Vertrag aufgelost. Damit lie-
fsen sich viele Kriege und das Elend der Fliichtlinge schnell beenden.

Wie weitreichend das Vertrags-/ Handelsrecht ist zeigt sich am Beispiel der russischen “Zen-
tralbank”. Lenin brauchte fiir seine Revolution in den Jahren 1917/18 goldgedecktes Geld.
Dies bekam er vom Bankier Warburg gegen die Zusicherung, fiir 99 Jahre die russische Zen-
tralbank leiten zu konnen. Dieser Vertrag lauft 2016/17 aus. Die Auseinandersetzung zwischen
den USA und Russland lassen sich darauf zuriickfithren, dafs die Russische Foderation den
Vertrag wohl nicht verldngern mochte (Sanktionspolitik und militarische Einkreisung).

Alle Vertrige und gegriindeten Vereine wie die UNO, die NATO, die Européische Union etc.
kénnen beim Friedensvertag von den souveranen deutschen Bundesstaaten fiir nichtig erklart
werden. Da die UNO nur auf der Feindstaatenklausel, u. a. gegen Deutschland, aufgebaut
wurde, miisste sie sich auflésen und einem weltweiten Volkerbund mit Mehrheitsentscheidun-

Swie bspw. bei dem handelsrechtlichen Verein “Kénigreich Deutschland”.
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MILITARY GOVERNMENT — GERMANY
UNITED STATES ZONE

Law No. 52

Amended
Blocking and Control of Property
ARTICLE 1
Categories of Property
1. All property within the occupied territory owned or
controlled, directly or indirectly, in whole or in part, byl any
of the following is hereby declared to be subject to seizure

of possession or title, direction, management, supervision or
otherwise being taken into control by Military Governmeont:—

(a) The German Reich, or any of the Linder, Gaue ,or
Provinces, or other similar political subdivisions or
any agency or instrumentality thereof, including all
utilities, undertakings, public corporations or monop-
olies under the control of any of the above;

Governments, nationals or residents of nations, other
than Germany which have been at war with any of
the United Nations at any time since September 1,
1939, and governments, nationals or resideats of terri-
tories which have been occupled since that date by
such nations or by Germany;

(®)

MILITARREGIERUNG — DEUTSCHLAND
AMERIKANISCHE ZONE

Gesetz Nr. 52

Abgedndert
Sperre und Kontrolle von Vermbgen
ARTIKEL I

Arten von Vermdgen

n innerbalb des besetzten Gebietes, das un-
mittelbar oder mittelbar, ganz oder tellweise im Eigentum
oder unter der Kontrolle der folgenden P steht, wird
hiermit hinsichilich Besitz oder Eigentumsrecht der Be-
schlagnahme, Welsang, Verwaltung, Aufsicht oder sonstigea
Kontrolle durch die Militirregierung unterworfen:

(a) Das Deutsche Reich oder eines seiner Linder, Gauve
oder Provinzen oder eine gleichartige staatliche oder
kommunale Verwaltung, deren Dienststellen und Or-
gane, einschlieBlich aller gemeinwirtschaftlichen
Nutzungsbetriebe, Unternehmen, offentlicher Korper-
schalten und Monopolbetriebe, die durch irgendeine
der ten Organisati kontrolliert werden;
Reglerung g ge oder Einwohner von
Staaten, mit Ausnahme des Deutschen Reiches, die
sich mit elnem Mitglied der Vereinigten Nationen zu
irgendeinem Zeltpunkt seit dem 1. September 1939 im
Kriegszustande befanden, und Regierungen, Staats-
angehdrige und Einwohner von Lindern, die seit
diesem Tage von den vorgenannten Stasten oder von
Deutschland besetzt waren;

1. Verm

Staat hArid:

(b)

Bild 4: SHAEF-Vertrag

gen der Volker der Welt Platz machen. Veto-Entscheidungerﬂ einzelner Staaten wéren dann
nicht mehr moglich. Im Weltsicherheitsrat der UNO haben nur die fiinf stdndigen Mitglieder
ein absolutes Vetorecht: die Volksrepublik China, das Vereinigte Konigreich Grofbritannien
und Nordirland, die Franzosische Republik, die Russische Foderation und die Vereinigten
Staaten von Amerika.

Stellen Sie sich vor, welche Moglichkeiten wir in der Hand haben um den Welt-
frieden zu erreichen!

Etwas, was nicht im Bewusstsein der meisten Deutschen ist:

O Unter dem Namen “Deutschland” verstehen die vier Alliierten von 1945, laut SHAEF-
Vertrag Art. 52, das Deutsche Reich in den Grenzen vom 31.12.1937 (Hitler-Dikatur).

Unter dem Namen “Deutsches Reich” verstehen die vier Alliierten von 1918 und
1945, laut SHAEF-Vertrag Art. 52, das Kaiserreich in den Grenzen von 1914. Der
Begriff “Deutsches Reich” hat nichts mit dem Nationalsozialismus unter Hitler zu tun!

Die BRD war bis zum Jahr 1990 ein direktes Besatzungskonstrukt der drei westlichen
von insgesamt vier Alliierten ab 1945.

Durch den Zwei-plus—Vier—Vertragﬂ von 1990 wurde die Besatzung von 1945 der vier
Alliierten aufgehoben! Berlin und Deutschland wurden in den Grenzen von 1937 frei-
gegeben. Die beendete Besatzung von 1945, sowie das Uberfithren der Gemeinden/
Stédte in das Handelsrecht erlaubt uns, unsere Gemeinden/ Gebietskorperschaften zu
reaktivieren.

SEin Veto (lateinisch veto ,jich verbiete®) ist das Einlegen eines Einspruches, das innerhalb eines formell
definierten Rahmens geschieht und damit Entscheidungen aufschieben oder ganz blockieren kann. (Quelle:
Wikipedia)

"Der vollstindige amtliche Titel ist “Vertrag iiber die abschlieRende Regelung in bezug auf Deutschland”.
Er wird daher auch kurz als Regelungsvertrag bezeichnet.

11



O Unser Land steht jetzt “nur noch” unter der Besatzung der drei Alliierten (GB, FR,
USA), resultierend aus dem Ersten Weltkrieg.

O Es gibt nur einen Weltkrieg, und zwar den Ersten Weltkrieg! Der sogenann-
te “Zweite Weltkrieg” ist lediglich die Fortsetzung des Ersten Weltkrieges
durch Waffenstillstandsbruch. Es gibt nur einen Waffenstillstand von 1918 durch
das Militar. Mit Russland besteht seit dem 3. Méarz 1918 der Friedensvertrag von Brest-
Litowsk.

O Der Grund der Besatzung liegt in dem Fehlen eines Friedensvertrages zum FErsten
Weltkrieg!

Die reaktivierten staatlichen Gemeinden streben daher den Friedensvertrag zum
Ersten Weltkrieg an. Mit diesem wird die Besatzung beendet und unsere Bun-
desstaaten wieder voll souveran!

Wir bekennen uns zum Voélkerrecht, zu den Menschenrechten, zur Freiheit, zur Demokratie
und einem friedvollen Miteinander. Wir verurteilen jedes Sagen und Tun das gewaltsam,
sexistisch, rassistisch und faschistisch ist, egal in wessen Namen und aus welchem Motiv. Wir
sind politisch unparteiisch und an keine Religion gebunden.

Wir fordern eine wirkliche Demokratie in Form einer Basisdemokratie. Die herrschende par-
lamentarische (Lobby)Demokratie hat versagt. Deren Parteien machen vor der Wahl zu oft
Versprechen, die sie nach der Wahl nicht halten wollen oder kénnen (Koalitionszwang).

Wir denken, fithlen und handeln nach drei universellen Prinzipien:

1. Achte und schiitze das Leben.
2. Achte und schiitze die Sphire des Anderen.
3. Sprich die Wahrheit und handele ehrlich.

Dieses Buch beschreibt die aktuelle Lage in unserem Land und seine Wirkung auf die Welt.
Im Anhang findet man Zitate von Politikern zur Souveranitéit Deutschlands. Die BRD ist bei
der UNO als Nichtregierungsorganisation (NRO) registriert.

Eine NRO ist eine nichtstaatliche Organisation, d. h.
ein zivilgesellschaftlich zustande gekommener Interes-
senverband so wie bspw. Brot fir die Welt, Die Johan-
niter und Das Deutsche Rote Kreuz Der englische Be-
griff non-governmental organization (NGO) wurde von
den Vereinten Nationen eingefiihrt.

Dieses Buch wurde nach bestem Wissen und Gewissen
erstellt. Es ist eine Aufarbeitung der Weltgeschichte von
gesellschaftlicher Relevanz. Daher berufen sich die Au-
toren insbesondere auf die Freiheit der Wissenschaft,
aber auch auf ihr Recht der freien Meinungsaufserung.
Die Gemeinde Neuhaus hat alle Informationen dieses Buches mit Sorgfalt recherchiert und
gepriift. Jeder Interessierte kann sie kostenlos nutzen. Wir konnen die Richtigkeit nicht ga-
rantieren und ermuntern jeden, selbst zu recherchieren und zu priifen. Wir wiinschen allen
die unseren Weg gehen von Herzen viel Erfolg.

Teile dieses Buches wurden von Werken anderer Autoren inspiriert. Wir danken ihnen und
hoffen —in ihrem Sinne— unser wertvolles Wissen zu verbreiten.

Niemals aufgeben!
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3. Uber die Autoren

Die Verfasser dieses Buches sind Nachfahren von volkerrechtswidrig Vertriebenen aus Schle-
sien, sowie von Menschen die in der Zeit des sogenannten “Zweiten Weltkrieges” aktiv im
Widerstand tétig waren. Die Autoren haben ihre Grofeltern gefragt: “Warum habt Thr Euch
nicht gegen das grofse Unrecht gewehrt? Warum seid ihr nicht eingeschritten, als immer mehr
Unschuldige kriminalisiert und deportiert wurden?”

Die Antworten waren bescheiden: “Wir konnten nichts machen, sonst héatten wir Nachteile
gehabt” oder “wéren ins Gefangnis gekommen”. Die Fragen wurden oft als unangemessen und
unangenehm abgewehrt. Wir haben dieses Buch in dem Bewufstsein geschrieben, daf sich die
Geschichte nicht wiederholen darf. Nie wieder soll das deutsche Volk rechtlose Zeiten erleben.
Nie wieder sollen Unschuldige verfolgt und ganze Vélker vertrieben werden. Zukiinftig sind
besonders jene Menschen zu schiitzen, die sich fiir Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit
einsetzen. Die Autoren beschéftigen sich seit einigen Jahren intensiv mit unserer Geschichte
und der heutigen politischen Situation in unserem schénen Land. Sie haben nach einer Losung
gesucht, denn sie sind sich ihrer Verantwortung fiir unsere Generation und fiir unsere Kinder
bewufst.

Unsere Souveranitdat hat ihren Anfang auf der kleinsten gemeinsamen Ebene, der reakti-
vierten Gemeinde.

Reaktivieren der
Gemeinden auf
Bewusst. TV

Bild 5: Interview von Jo Conrad bei Bewusst. TV

Herausgeber ist das Amt der Gemeinde Neuhaus in Westfalen. Alle Inhalte dieses Werkes
unterliegen — sowie nicht anders angegeben — der Creative Commons Namensnennung - Nicht
kommerziell - Keine Bearbeitungen 4.0 International (CC BY-NC-ND 4.0).

Eine aktuelle Version dieses Buches kann kostenlos auf den Internetseiten
www.gemeinde-neuhaus.de und www.nestag.de heruntergeladen werden.
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4. Etwas deutsche Geschichte

Warum ist es notwendig, Gemeinden zu reaktivieren ?

Ab 1990 wurden, bedingt durch den Zwei-plus-Vier-Vertrag, nach und nach alle Stadte und
Gemeinden ins Handelsrecht iiberfiihrt. Dadurch gab die BRD die Ur-Gemeinden als Gebiets-
korperschaften mit Bodenrecht frei. Bis zum Jahre 2013 gab es keine staatlichen Gemeinden
oder Stadte mehr. Denn sie sind als Firmen organisiert worden, siehe Firmeneintragungen
bei den internationalen Firmenregistern D&B, manta oder Hoppenstedt. Diese Firmen un-
terliegen durch die handelsrechtliche Verwaltung der BRD dem Verein namens Europaische
Union (EU). Die EU agiert ebenfalls im Handelsrecht. Diese Gemeindefirmen sind den strik-
ten Anordnungen der {ibergeordneten EU-"Behorden” ausgeliefert. Anscheinend will die EU,
dak sich die Gemeinden hoch verschulden und abhéngig von EU-(Foérder-)Mitteln werden.
Letztlich werden die Gemeinden zu Bittstellern, um ihr eigenes Geld zuriick zu bekommen.
Die Stddte und Gemeinden der BRD weisen sich durch ihre handelsrechtliche D-U-N-S-
JUPIK-Nummer aus. Die 2013 reaktivierte staatliche Gemeinde Neuhaus in Westfalen als
Gebietskorperschaft benotigt dagegen keine solche Firmenregisternummer.

Man beachte: Eine Firma im Handelsrecht

gehort ihrem FEigentiimer. Daher dient sie Bundesrepublik Deutschland = Vollprofil von der Firma Hoppenstedt
auch zuerst diesem Eigentiimer. Zudem ist
das Ziel einer jeden Firma, Profite zu ma-
chen und zwar jedes Jahr mehr als im Vor-

iy rre——lads

jahr. Diese Gewinne, bzw. dieses Geld, miis- Hoppenstedt Vollprofil

sen jedoch irgendwo herkommen (bspw. aus IS

Steuern, Abgaben, Parkgebiihren, ... ). Bundesrepublik Deutschiand <]
-

Dahingegen ist eine staatlich organisier-
te Stadt oder Gemeinde im Eigentum der =
Staatsangehorigen, die dort ihren Wohn- — - <:J
sitz haben. Eine staatlich organisierte Stadt 4 . .

dient den Biirgern vor Ort. Von einer sol-
chen Stadt profitieren alle Biirger und nicht

nur privateﬂ Figentlimer. i |
vt /;E

Der weitere Weg ist wie folgt vorgege-
ben: Die Gemeinden und Stddte in ih-
rer Firmenstruktur haben oder wollen nach
,Landesgesetz® das sogenannte Doppik
(KomDoppikLGﬂ) einfithren. Diese Struk-
tur dndert das System des Geldvermdogens in
ein imaginéres Eigenkapital. Es macht die Gemeinde zu einer leeren Hiilse. Alle Werte sollen
in fremde Hénde {ibergeben werden. Dies sind zum Beispiel Kindergéirten, die Wasserver-
sorgung, die Abwasserbeseitigung, die Schulen, die Schwimmbéder, der 6ffentliche Personen-
nahverkehr, usw. Den Gemeinden und Stédten wird jenes Vermogen entzogen, welches ihre
Einwohner bereits erarbeitet haben.

Bild 6: Firmenregister “Hoppenstedt”

8privat vom lat. privatare - rauben. Gemeint ist der Raub der Gemeingiiter (Allmende) durch die Privati-
sierung. So wird bspw. aus einem kostenlosen Stadtpark ein kommerzieller Privatpark.
9am Beispiel Rheinland-Pfalz: http://www.voeb.de/download /rp01.
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Im Kgr. Preufsen war die Eigenstédndigkeit der Gemeinden von der Regierung ausdriicklich
gewiinscht und in den Gemeindeverordnungen verankert. Die Biirger bestimmten eigenstandig
iiber ihre Belange. Durch das staatliche Prinzip der Subsidiaritaf im Konigreich Preufen
konnte der Staat nach der Verfassung Preufens von 1848 /1850 kaum noch in die Belange der
Gemeinden eingreifen. Das Geld der Gemeinde blieb ausschlieflich in der Gemeinde. Schulden
der Gemeinden waren in der damaligen Zeit so gut wie unbekannt. Es herrschte allgemeiner
Wohlstand, wie man an den aus der damaligen Zeit stammenden Gebauden heute noch sehen
kann.

Der 1. Oktober 1990 ist das bedeutendste Datum seit dem “Kriegsende” im Jahre
1918.

Dem Attentat von Sarajevo vom 28. Juni 1914 folgte die Kriegserklarung Osterreich-Ungarns
an Serbien. Es war der Beginn des Ersten Weltkrieges. Er endete mit dem Waffenstillstand
von Compiégne am 11. November 1918.

Die Siegerméchte im Ersten Weltkrieg waren Frankreich, das Vereinigte Konigreich von Grofs-
britannien und Irland, die Vereinigten Staaten von Amerika und das Konigreich Italien.
Die Triple Entente von 1907 umfafste nur Frankreich, Grofbritannien und Russland. Denn
Italien trat erst 1915 der Entente bei. Die Alliierten hatten den Italienern Tirol zur Anne-
xion versprochen. Russland war schon nach der Oktoberrevolution 1917 ausgeschieden. Die
USA betrachteten sich lediglich als assoziierte Macht der Triple-Entente, der sie nicht bei-
getreten waren. Die EntenteEr] siegte iiber die MittelmiichteF_Z] und bestimmte die Pariser
Vorortvertrage.

Am 1. Oktober 1990 wurde der Zwei-plus-Vier-Vertrag iiber die abschliefende Rege-
lung in Bezug auf Deutschland mit der "Erklarung zur Aussetzung der Wirksamkeit
der Vier-Machte-Rechte und Verantwortlichkeiten” unterschrieben.

Art. 7 des Vertrages besagt:

“(1) Die Franzdsische Republik, die Union der Sozialistischen Sowjetrepu-
bliken, das Vereinigte Konigreich Grof$britannien und Nordirland und die Verei-
nigten Staaten von Amerika beenden hiermit ihre Rechte und Verantwortlichkei-
ten in Bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes. Als Ergebnis werden
die entsprechenden, damit zusammenhdngenden vierseitigen Vereinbarungen, Be-
schliisse und Praktiken beendet und alle entsprechenden Einrichtungen der Vier
Machte aufgeldst.”

Der Begriff “Deutschland” bezeichnet das Deutsche Reich in den Grenzen von
1937 (siche SHAEFF-Vertrag Artikel 52).

10GQubsidaritiit (von lateinisch subsidium = Hilfe, Reserve) ist das Prinzip, Verantwortlichkeit auf die kleinste
mogliche Ebene oder Verwaltungseinheit zu verlagern. Es ist eine politische, wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Maxime, die die Entfaltung der individuellen Féhigkeiten, Selbstbestimmung und Eigenver-
antwortung anstrebt.

HVereinigtes Konigreich von Grofbritannien, Frankreich, Russland und als assoziierte Macht die Vereinigten
Staaten von Amerika.

2Deutsches Reich, Osterreich-Ungarn, Bulgarien, Osmanisches Reich (Tiirkei).
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Wenn wir diesen Text wirklich in seiner ganzen Bandbreite verstehen mdochten,
sollten wir auf die Zeit von 1914 /1918 zuriickgehen. Der Erste Weltkrieg war beendet,
der Kaiser hatte am 28. November 1918 abgedankt und es gab keine legitime Regierung und
Monarchie mehr. Nach dem Voélkerrecht hitte jetzt das Volk iiber die weiteren Ge-
schicke des Landes abstimmen miissen. Es kam anders. Es kam zur Selbsterméchtigung
von Parteigruppen. Oswald Sprengler™® hat dies im Jahr 1924 bereits klar aufgezeigt:

,Aus Angst um den Beuteanteil entstand auf den grofherzoglichen Samtsesseln
und in den Kneipen von Weimar die deutsche Republik, keine Staatsform, son-
dern eine Firma. In ihren Satzungen ist nicht vom Volk die Rede, sondern von
PARTEIEN; nicht von Macht, von Ehre und Grofe, sondern von PARTEIEN. Wir
haben kein Vaterland mehr, sondern PARTEIEN; kein Ziel, keine Zukunft mehr,
sondern Interessen von PARTEIEN. Und diese PATREIEN — noch einmal: keine
Volksteile, sondern Erwerbsgesellschaften mit einem bezahlten Beamtenapparat,
die sich zu amerikanischen Parteien verhielten wie ein Trodelgeschéft zu einem
Warenhaus — entschlossen sich, dem FEINDE alles was er wiinschte auszuliefern,
jede Forderung zu unterschreiben, den Mut zu immer weitergehenden Ansprii-
chen in ihm aufzuwecken, nur um im Innern ihren eigenen Zielen nachgehen zu

kénnen.
Zitiert nach Oswald Spengler, Philosoph 1924 (Zweibindiges Werk tber den
,Untergang des Abendlandes®). Quelle: Zeit-Online vom 9. Juli 1993

Besser konnten wir die heutige Zeit auch nicht beschreiben.

Noch erstaunlicher ist die Weitsicht Spenglers, die er in seinem Buch “Preuffentum und So-
zialismus” im Jahr 1919 bzgl. der Rolle Deutschland fiir die Welt hat.

Wir wissen jetzt, was auf dem Spiele steht: nicht das deutsche Schicksal al-
lein, sondern das Schicksal dar gesamten Zivilisation. Es ist die entscheidende
Frage nicht nur fiir Deutschland, sondern fiir die Welt, und sie mufs
in Deutschland fiir die Welt gelost werden: soll in Zukunft der Handel
den Staat oder der Staat den Handel regieren?

Quelle: Oswald Spengler: “Preuflentum und Sozialismus” - Kapitel 6 “Die In-
ternationale T4

Vor 1918 waren die Parteien von einer verantwortlichen Mitgestaltung der Politik
ausgeschlossen.

Im Jahr 1918 wurden die deutschen souverdanen Bundesstaaten vom Handelsrecht iiberdeckt.
Jedoch haben sie ihre Rechtsf?’uhigkeit stets behalten. Sie liegen wie im Marchen, im
“Dornroschen-Schlaf”. Die Anderungen an den Verfassunge kann nach dem giiltigen

130swald Arnold Gottfried Spengler wurde am 29. Mai 1880 in Blankenburg/Harz geboren und starb am
8. Mai 1936 in Miinchen. Er war ein deutscher Geschichtsphilosoph, Kulturhistoriker und politischer
Schriftsteller.

“http: //gutenberg.spiegel.de/buch /preussentum-und %20sozialismus-5331 /6

15wie bspw. die preufische Verfassung von 1850 und die per Gesetz erlassene “Verfassung” des Deutschen
Reiches von 1871.
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Volkerrecht nur der Souveréin —das Volk— vornehmen. Die Paulskirchenverfassung vom 28.
Miérz 1849 bezieht sich nur auf das Deutsche Reich (welches keinen Staat darstellte) und
nicht auf die einzelnen Bundesstaaten. Ihr fehlt zudem der Geltungsbereich (Bundesstaaten),
um volkerrechtlich giiltig zu sein.

Wir sollten uns davor hiiten eine neue Verfassung zu fordern, wie es die Alliierten in ihrer
Anordnung “Grundgesetz” verlangen. Wir kénnten dann den Bezug zu unserer Abstammung
verlieren. Wenn man die volkerrechtliche Staatsangehorigkeit bewahren will, dann muf man
an den alten giiltigen Rechtskreis ankniipft. In unserem Fall ist dies der Rechtskreis von vor
1914. In diesem regelt das RuStAG die Staatsangehorigkeit|]

Wenn die preufiische Verfassung vom Souveran abgeschafft wird, geht die Staats-
angehorigkeit dadurch verloren. Die Bundesrepublik Deutschland plant eine neue
sogenannte “Verfassung” (im Handelsrecht) um sich zu legitimieren.

Mit solchen Tricks werden die deutschen Volker seit mehr als hundert Jahren
auf gut Deutsch ‘“verarscht”!

Ohne Staatsangehorigkeit stehen wir ungeschiitzt im Handelsrecht. Wir sollten die
Verfassungen unserer jeweiligen Bundesstaateﬂ nur erginzen und dndern, d. h. sie den heu-
tigen Lebensumstinden"| anpassen. Die Verfassung darf nur vom Souveriin geéindert
werden. Sie ist die Gebrauchsanleitung fiir unsere Angestellten in den Verwal-
tungen. Damit beh&lt der Souverdn (WIR) die Macht in seinen Hénden. In die
Verfassung sollte unbedingt aufgenommen werden, daf eine bestimmte Anzahl von Gemein-
den die Verwaltungen absetzen und neu besetzen konnen. Diese Mafnahme kann erforderlich
werden, wenn die Verwaltung gegen die Interessen des Souveréns arbeitet (bspw. Lobbyismus,
Vetternwirtschaft, Landesverrat, Vorteilsnahme etc.).

Alle sogenannten Regierungen nach 1918 waren Mandatsregierungen im Handelsrecht
und im Auftrag von Dritten. Durch Selbsterméchtigung herrschten die Weimarer Regierung
und ab dem Jahr 1933 die Regierung unter Reichskanzler Adolf Hitler.

Der Erste Weltkrieg wurde (nur) durch einen nach dem Volkerrecht méglichen Waffenstill-
stand unterbrochen (Kriegshandlungen wurden eingestellt). Im volkerrechtlichen Vertrag von
1907/ 1910, der Haager Landkriegsordnung, ist dies festgelegt:

Art. 86 [Folgen des Waffenstillstandes; Aufnahme der Kampfhandlungen/

Der Waffenstillstand unterbricht die Kriegsunternehmungen kraft eines wechselseitigen Uber-
einkommens der Kriegsparteien. Ist eine bestimmte Dauer nicht vereinbart worden, so kon-
nen die Kriegsparteien jederzeit die Feindseligkeiten wieder aufnehmen, doch nur unter der
Voraussetzung, daf$ der Feind, gemdjf§ den Bedingungen des Waffenstillstandes, rechtzeitig
benachrichtigt wird.

Der Erste Weltkrieg kann nur durch einen Friedensvertrag beendet werden. Diesen Frie-
densvertrag zum Ersten Weltkrieg haben wir bis heute noch nicht. Der soge-

6Der Landkreis Demmin weist in einem Schreiben deutlich auf unsere geerbte Staatsangehérigkeit hin (siehe

Anhang Seite .

wie zum Beispiel die Verfassung vom Kgr. Preufsen von 1850
BInternet, Gleichberechtigung der Frau
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nannte “Zweite Weltkrieg” ist ein Waffenstillstandsbruch und die Fortsetzung
des Ersten Weltkrieges. Mit Russland besteht seit dem 3. Marz 1918 der Frie-
densvertrag von Brest-Litowsk.

Nach dem Ersten Weltkrieg ist nicht nur unser Land ins Handelsrecht verkommen, auch
die Alliierten sind jetzt im Handelsrecht. Als Beispiel: der Erste Weltkrieg wurde mit dem
zaristischen Kaiserreich Russland gefiihrt. Die Fortsetzung des Ersten Weltkrieges wurde mit
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken gefiihrt. Heute nennt sich die Firma Russische
Féderation und Herr Putin ist der Geschéftsfithrer. Die Reststaatlichkeit liegt bei der Duma.

Erinnern wir uns an den Zwei-plus-Vier-Vertrag? Dort hat die Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken unterschrieben und nicht die Russische Foderation. Wie kann das sein?

Bei uns ist das Kaiserreich noch rechtsfihig. Es wurde durch den Souverédn nie aufer Kraft
gesetzt. Die Staatlichkeit des volkerrechtlich noch existierenden Kaiserreichs wurde iiberdeckt
von handelsrechtlichen Konstrukten:

Namentlich:

1. der Weimarer Republik

2. dem sogenannten Dritten Reich (Hitlerdiktatur)

3. den Vereinigten Wirtschaftsgebieten

4. und zum Schluf durch die Bundesrepublik Deutschland.

Alle Handelsfirmen sind somit Fortfithrungen der Weimarer Republik (siehe auch GG Art. 140,
Weimarer Verfassung). Im Fall der Sozialistischen Sowjetrepubliken ist die Russische Fode-
ration ebenfalls nur die Fortsetzung des vilkerrechtlich existenten Zarenreiches.

Als Konsequenz aus den handelsrechtlichen Mandatsregierungen kénnen auch
alle von ihnen abgeschlossenen Vertrige nur Handelsvertriage sein.

Der Vertrag von Versailles vom 28. Juni 1919 ist ein Handelsvertrag und kein Frie-
densvertrag wie vielfach behauptet wird. Auf dem Deckel des Vertrages steht: ,,Treaty of
Peace® - \Vertrag zum Frieden“. Ein volkerrechtlicher Friedensvertrag schreibt sich wie folgt:
,Peace Treaty* - Friedensvertrag® Mit solchen Wortschépfungen werden wir seit fast 100
Jahren getauscht.

Nach 1949, in der sogenannten Bundesrepublik Deutschland stand, in unseren Ausweisen nur
noch Name und nicht mehr Familienname. Das giiltige internationale deutsche Gesetz, daft
HGB vom 10. Mérz 1897, besagt im Art. 17. ,Die Firma eines Kaufmannes ist der Name, |[...|“.
Durch diese weitere Tauschung konnten die Staatsangehorigen der jeweiligen Bundesstaaten
ausgeraubt werden (siehe auch Lastenausgleich@ 1952). Bei einer natiirlichen Person
muss laut Gesetz ein Familienname eingetragen werden. Der Leser mdge nun in seinem
Ausweis priifen, ob er eine natiirliche Person oder eine juristische Person (unbeseelte
Sache) ist.

Yhttp: / /www.1000dokumente.de/pdf/dok 0234 lag de.pdf
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Verordnung iiber Personalausweise und den
elektronischen Identitdtsnachweis (Personal-
ausweisverordnung - PAUSWVE"E[) § 28 Antrag
(1) Um das Vorliegen der Voraussetzungen des
§ 21 Absatz 2 Satz 1 des Personalausweisge-
setzes tiberprifen zu konnen, muss ein Antrag
nach § 21 Absatz 1 Satz 1 des Personalaus-
weisgesetzes enthalten:

1. Angaben zur Identitdtsfeststellung von juristischen
und natirlichen Personen; bet natiirlichen Perso-
nen sind dies insbesondere der Familienname, die
Vornamen, der Tag und der Ort der Geburt sowie die
Anschrift der Hauptwohnung; bei juristischen Per-
sonen sind diese insbesondere der Name, die An-
schrift des Sitzes, die Rechtsform und die Bevollmdch-
tigten; auflerdem st in diesem Fall eine Kopie des
Handelsregisterauszugs oder der Errichtungsurkunde
beizulegen; |...J.

Bild 7: Friedensvertrag?

Vertragsrecht kann Vélkerrecht brechen!

Der SHAEF-Vertrag der Alliierten aus dem Jahre 1944 ist ebenfalls ein Handelsvertrag.
Er schiitzt die Staatsangehorigen des Kaiserreiches laut Haager Landkriegsordnung (HL-
KO). Auch wenn die Alliierten ihren SHAEF-Vertrag als “Gesetz” bezeichnen, es bleibt ein
handelsrechtlicher Vertrag und eine Besatzungsanweisung. Auch dies fallt unter Tau-
schung. Die HLKO wurde von souverdnen Staaten unterschrieben, einschlieflich von dem
Deutschen Kaiser. Am SHAEF-Vertrag war das Dt. Kaiserreich nicht beteiligt. Aus diesem
Grund ist die HLKO dem SHAEF-Vertrag vorrangig.

Das ,Gesetz“ Nr. 52 Sperre und Kontrolle von Vermdgen besagt:

Artikel VII (Begriffsbestimmungen):
»Deutschland® bedeutet das Gebiet des Deutschen Reiches, wie es am 31. Dezember 1937
bestanden hat.”

Die Alliierten (von 1944) meinen mit dem Begriff “Deutschland” die Hitlerdikta-
tur im Jahr 1937.

Artikel I (Arten von Vermogen):

1. Vermdgen innerhalb des besetzten Gebietes, das unmittelbar oder mittelbar, ganz oder teil-
weise im Eigentum oder unter Kontrolle der folgenden Personen steht, wird hiermit hin-
sichtlich Besitz oder Eigentumsrecht der Beschlagnahme, Weisung, Verwaltung, Aufsicht oder
sonstigen Kontrolle durch die Militdrregierung unterworfen:

http: //www.gesetze-im-internet.de/pauswv/ __28.html
http:/ /www.gesetze-im-internet.de/pauswg/ __5.html
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(a) Das Deutsche Reich oder seine Linder, Gaue oder Provinzen oder eine gleichartige staatli-
che oder kommunale Verwaltung, deren Dienststellen und Organe, einschliefSlich aller gemein-
wirtschaftlichen Nutzungsbetriebe, Unternehmen, dffentliche Korperschaften und Monopol-
betriebe, die durch irgendeine der vorgenannten Organisationen kontrolliert werden;

(b) Regierungen, Staatsangehirige oder Einwohner von Staaten, mit Ausnahme des Deut-
schen Reiches, die sich mit einem Mitglied der Vereinten Nationen zu irgend einem Zeit-
punkt seit dem 1. September 1939 im Kriegszustand befanden, und Regierungen, Staats- an-
gehdrige und Einwohner von Lédndern, die seit diesem Tage von den vorgenannten Staaten
oder von Deutschland besetzt waren;" (siehe auch HLKO Art. 46 “Das Privateigentum
darf nicht eingezogen werden.”

Art.56 ,Das Eigentum der Gemeinden |...| ist als Privateigentum zu behandeln.®)

Die wesentliche Aussage dieser Texte ist: Die Gemeinden unterliegen nicht der Sperre
und Kontrolle von Vermogen. Die HLKO regelt auch, dafs Gemeinden wie Privatvermogen
geschiitzt sind (Artikel 56 der HLKO).

Die Staatsangehorigen des ,Deutschen Reiches” (Kaiserreich vor 1918) sind von der Sperre
und Kontrolle von Vermogen nach dem Volkerrecht ausgenommen. Dies diirfte fiir alle in-
teressant sein, die eine Immobilie oder Vermogen besitzen. Es ist wichtig, seine Rechte zu
kennen und sie einzufordern!

Der dritte Vertrag im Handelsrecht ist der oben aufgefiihrte Zwei-plus-Vier-Vertrag. In die-
sem Vertrag geben die handelsrechtlichen Parteien die Besetzung des Jahres 1945
auf.

Im Jahr 1990 setzte US-Aufsenminister James Baker den Art. 23 “Geltungsbereich des
GG” aufier Kraft. Damit verlor das Grundgesetz seine Wirkung. Die Besatzung des soge-
nannten ‘“Zweiten Weltkrieges” wurde damit aufgehoben. Die Verwaltung der Bundes-
biirger wurde an den Verein “Européiische Union” iibertragen; dieser befindet sich
im Handels-/ Vereinsrecht. Wenn man sich auf das Grundgesetz beruft, dann auf
die genehmigte Fassung vom 15.09.1949.

Seit 1990 haben alle Bundesstaatsangehorigen’? die Moglichkeit der Selbstver-
waltung®], d. h. sie diirfen sich selbst verwalten!

In den Jahren von 2006 bis 2010 ordneten die Alliierten die Bereinigungsgesetze an. Diese
setzten die Verordnungen, Anordnungen und Empfehlungen der direkten Besat-
zungsverwaltung fiir Staatsangehorige der Bundesstaaten aufier Kraft. Gesetze
konnen nur von einem souverdnen Staat erlassen werden. Die BRD-Verwaltung greift in den
Jahren 2009 und 2011 bei der ZPOEG und der StPOEG auf die Gesetze des Kaiserreiches
aus dem Jahr 1877 zuriick.

Uberleitungsvertrag

Am 23. Oktober 1954 wurde von der damaligen Bundesregierung in Paris der Uberleitungs-
vertrag unterschrieben (Amtlicher Text, BGBL. 1955 11 S. 405). Im Buchanhang (Seite [106)

22Staatsangehorige der Bundesstaaten von vor 1918
23Wenn man sich auf das Grundgesetz beruft, dann auf das von 1949.
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ist ein Schreiben des Bundesministeriums der Justiz vom 29. Mérz 2004 hinterlegt. Es be-
weist die aktuelle Giiltigkeit des Uberleitungsvertrages. Die Konsequenz aus dem “giiltigen
Uberleitungsvertrag” ist, daf wir immer noch besetzt sind. In dem Vertrag sind folgende drei
Punkte wichtig:

1. wir sind von drei Méachten besetzt (GB, Frankreich, USA);
2. die Besatzer nennen sich selbst Besatzungsbehorden,;

3. der Vertrag gilt bis zu einem Friedensvertrag.

ZPOEG, StPOEG, BGBEG sind nur Verordnungen einer Handelsverwaltung.

Quellen zu den Bereinigungsgesetzen (Gesetzblatter): 1. BGBL 2006, Teil I, Nr. 18, S. 866ff,
ausgegeben zu Bonn am 24. April 2006 2. BGBI. 2007, Teil I, Nr. 59, S. 2614ff, ausgegeben
zu Bonn am 29. November 2007 3. BGBI. 2010, Teil I, Nr. 63, S. 1864ff, ausgegeben zu Bonn
am 14. Dezember 2010.

Ab 1990 wird die Verwaltung der Bundesrepublik Deutschland nach und nach ins Handels-
recht {iberfiihrt. Im Auftrag der Alliierten hat Aufenminister Genscher am 3. Oktober 1990
die Bundesrepublik Deutschland (,BRD*) bei der UNO abgemeldet und an Stelle dessen
Deutschland ,Germany“ angemeldet. Seit dieser Anmeldung wird Deutschland/Germany
bei der UNO als Nicht-Regierungsorganisation (englisch: NGO) gefiihrt. Ein Staat mit
dem Namen “Bundesrepublik Deutschland” existiert bei der UNO nicht (siehe
Anhang “NGO”).

Wenn wir diese Zusammenhinge verstanden haben konnen wir erkennen, welche
einzigartige Chance wir in unserem Land jetzt haben.

Wir kénnen im Gegensatz zu unseren Nachbarléndern unsere Handelsverwaltung ohne Ge-
walt, durch unsere Handlungen absetzen. Die Voraussetzungen bietet das Volkerrecht, die
HLKO.

Wir sind bis zum Friedensvertrag zum Ersten Weltkrieg noch immer ein besetztes Land.
Allerdings koénnen sich die Staatsangehorigen @ seit dem 12. September 1990 nach dem
Zwei-plus-Vier-Vertrag wieder selbst ohne direkte Verwaltung der Alliierten organisieren.

Das heifst: Die Gemeinden und Stédte, die nach 1990 von den Alliierten ins Handelsrecht
gesetzt wurden, sind jetzt als Gebietskorperschaft mit dem Bodenrecht wieder freigegeben.
Die Staatsangehorigen, die ihre Vorfahren bis vor 1914 (RuStAG 1913) nachweisen konnen,
haben die Moglichkeit die rechtsfahige Gemeinde wieder zu reaktivieren.

Auszug aus der Reaktivierungsurkunde der Gemeinde Neuhaus vom 8. April 2013 an die Al-
liierten, die UNO und die “Behorden” der BRD, zur Kenntnisnahme gerichtsfest per Telefax:

, [--.] setze Sie hiermit in Kenntnis, daf$ die Gemeinde Neuhaus (ab 1036) in der Preuflischen
Provinz Westfalen nach der Gemeindeordnung fiir die Provinz Westfalen vom 19.03.1856 von
preuf$ischen Staatsangehorigen bewohnt wird und aktiv ist.

24nach RuStAG 1913. Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz: http://justitia- deutschland.org/R/RuStAG-
1913.htm
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Laut Haager Landkriegsordnung (HLKO) von 1907 ist es laut Artikel 43 untersagt neue Lin-
der, Stddte oder Gesetze anzuordnen. Die Namensdnderung im Jahr 1957 in Schlof$ Neuhaus
und die Eingemeindung — durch ,Nordrhein Westfalen“ — am 01. Januar 1975 widersprechen
dem giiltigen Vilkerrecht, stellen ein Kriegsverbrechen dar und sind somit nichtig. Wir er-

innern Sie auch an den Befehl Nr. 46 der Alliierten Hohen Kommission der 1955 von der
UDSSR aufgehoben wurde.

Inwohner?| der Gemeinde Neuhaus sind freie Mdinner und Frauen und Staatsangehirige des
Kénigreich Preuflens. [...]”

Wir fordern Sie auf, als Besatzungsmacht tiber das Deutsche Reich dafiir Sorge zu tragen,
daf$ die NGO/Company ,Bundesrepublik Deutschland“ keine Angehorige der Bundesstaa-
ten/Deutsches Reich pliindert oder deren Figentum einzieht. Sie verstoffen damit gegen giil-

tiges Volkerrecht (HLKO Artikel 43, 46, 47 )

Die reaktivierte Gemeinde kann sich nach internationalem Recht selbst organi-
sieren. Wir kénnen uns jetzt entscheiden, ob wir mit der Verwaltung der Alliierten in dem
Verein Européische Union (im Handelsrecht) aufgehen wollen oder ob wir uns wieder selbst
als souverdner Staat organisieren. Auf dem Gebiet des Amt Neuhaus in Westfalen/ Gemein-
de Neuhaus in Westfalen gilt als Beispiel kein ESM-Vertragf Dies hat die EU in ihrem
Antwortschreiben zur Kenntnis genommen.

Viele reaktivierte Gemeinden kénnen mit den westlichen Alliierten des Ersten Weltkrieges den
Friedensvertrag verhandeln. Mit Russland haben wir zum Ersten Weltkrieg bereits
den volkerrechtlich giiltigen Friedensvertrag von Brest-Litowsk?| vom 3. Miirz
1918. Wenn der Friedensvertrag mit den westlichen Alliierten abgeschlossen wird, ist unser
Land wieder voll souveran.

Wichtig: Der Erste Weltkrieg wurde von allen Parteien unter Anerkenntnis der
Haager Landkriegsordnung (HLKO) und der Genfer Konvention durch Kriegs-
erklirungen begonnen. Diese Vertrige regeln den Ablauf eines Krieges: Kriegs-
erklirung, Einstellung der Kampfhandlungen durch einen Waffenstillstand und
Kriegsende durch einen Friedensvertrag. Nur die Reststaatlichkeit (siehe Sei-
te |90) der urspriinglichen Vertragspartner kann den Ersten Weltkrieg beenden!

Es gibt in unserem Land viele Gruppen, die glauben das Deutsche Reich, Preufen (auch
Freistaat Preuﬁen@ von 1920 im Handelsrecht) oder ein Kénigreich@ zu sein. Alle diese
Gruppen im Handelsrecht (Vereinsrecht) halten sich nicht an das Volkerrecht. Aus diesem
Grund konnen sie weder die volle Souverénitat erlangen, noch einen Friedensvertrag erwir-
ken. Die Souverdnitat kann nur in den Gemeinden beginnen und damit in der Verwaltung
zum Kreis usw. gehen. Man kann den Hausbau nicht mit dem Dach beginnen. Ei-
nige Aktivisten-Gruppen sind bereits in den Verdacht gekommen, mit Diensten zusammen
zu arbeiten. Ein deutlicher Hinweis auf die Arbeit der Dienste ist, dafs sie die Gruppen im

2%“Inwohmer” ist der alte Begriff fiir “Einwohner”.

26Européischer Stabilititsmechanismus; er dient primér der Bankenrettung.

2Thttp:/ /www.1000dokumente.de

28Die sogenannte “Verfassung” des Freistaat Preufien dhnelt sehr der sogenannten NRW-"Verfassung” ohne
biirgerliche Rechte.

29bspw. “Konigreich Deutschland”.
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Handelsrecht organisieren oder sie auf die eine oder andere Weise ins Handelsrecht ziehen.
Vorsicht ist auch geboten, wenn solche Gruppen hierarchische Strukturen (Pyramidenstruk-
tur) fordern.

Souverdn heifst: Wir entscheiden, ob iiber unserem Land Gift in den Himmel
gespriiht wird, ob Wir alle von den Diensten der Alliierten (NSA u. a.) abgehort
werden, welches Geldsystem Wir haben wollen, ob Bargeld abgeschafft werden
soll, ob Wir die Vertrage wie ESM, TTIP@, NATO@ usw. anerkennen, oder
nicht. Diese Themen werden jeden Tag breit im Internet und in den Massen-
medien diskutiert. Wir konnen iiber die weitere Entwicklung der Weltgeschichte
entscheiden.

Bei dem Reaktivieren der Gemeinde ist der Rechtskreises vor 1914 zu wahlen!

Nur im Staatsrecht vor 1914 gewihrleistet die HLKO Schutz. Wer sich auf die
Zeit nach dem Ersten Weltkrieg einlafst ist im Handelsrecht und angreifbar!

Das Spiel im Handelsrecht heif$t Monopoly: Seien Sie sich bewulst, dafs Sie gegen inter-
nationale Grofskonzerne und -banken Monopoly spielen. Diese besitzen und kontrollieren die
Bank, die Schlofsallee, die Badstrafte und den Bahnhof, also quasi alles, was spielentscheidend
ist. Thre Gegenspieler konnen sogar jederzeit die Spielregeln éndern! Wenn Sie mitspielen dann
werden Sie auf Dauer verlieren. Dies zeigt die Geschichte der letzten 97 Jahre all zu deutlich!

Die Gemeinde Neuhaus hat die Landgemeindeordnung der preufsischen Provinz Westfalen
vom 19. Mérz 1856 und die “Verfassung” des Deutschen Bundes von 1871 angenommen.
Wenn man eine Gemeinde reaktivieren will, dann sollte man ihre Grenzen und
die giiltige Gemeindeordnungf’?| kennen.

Die Verfassung des Konigreich Preufsen wurde von den Staatsangehorigen mit ihrem Leben
(Blutsonntag in Berlin) und mit Festungshaftf’] durchgesetzt und 1850 vom Kénig von Preu-
Ren unterzeichnet. In dieser Verfassung? finden sich viele biirgerliche Rechte. Der Artikel 10
z. B. besagt: “Der biirgerliche Tod und die Strafe der Vermogenseinziehung finden nicht statt.”

Am 1. Januar 1871 wurde die Verfassungﬁgl des Deutschen Reiches als Zusammenschlufs der
souverdnen Bundesstaaten vollzogen. Die vorstehende Verfassung wurde vom Bundesrat dem
am 21. Méarz 1871 zusammentretenden Reichstag des Deutschen Reiches unter rein redak-
tionellen Anderungen als Reichsgesetz betreffend die Verfassung des Deutschen Reiches vor-
gelegt und am 16. April 1871 von Kaiser Wilhelm I. im Reichsgesetzblatt bekannt gegeben.
Das Gesetz trat am 4. Mai 1871 in Kraft und ersetzte im Wesentlichen die Verfassung vom

39Transatlantic Trade and Investment Partnership.

31North Atlantic Treaty Organization. ,Organisation des Nordatlantikvertrags® bzw. Nordatlantikpakt-
Organisation; im Deutschen héufig als Atlantisches Biindnis bezeichnet.

3Zhttp:/ /www.gemeindeverzeichnis.de/gem1900 /gem1900.htm?preussen1900.htm

33Tm Februar 1849 wurde ein Vorfall bekannt. Auf dem Schlofplatz in Neuhaus in Westfalen umdringten
begeisterte Biirger den Wagen des, aus politischer Haft entlassenen, Gerichtsreferendars Franz Loher. Er
war ein Vorkdmpfer fiir die Idee einer preufischen Verfassung von 1848/1850. Franz Loher wurde spéter
fiir seine Verdienste um die neue Verfassung geadelt und hief fortan "Franz von Loher".

34http:/ /www.verfassungen.de/de/preussen /preussen50.htm+#2

35http: //www.verfassungen.de/de/de67-18 /verfassung70-i.htm
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1. Januar. Das “Deutsche Reich” ist somit kein Staat, sondern ein handelsrechtlicher Verein.
Deshalb kann es auch keine Staatsangehorigkeit “Deutsches Reich” geben. Es gibt weltweit
nur drei Zusammenschliisse mit souveridnen Bundesstaaten. Das sind die Schweiz,
Amerika (USA@ und der Deutsche Bund.

Die Gemeinden haben ihre Rechtsfihigkeit aus der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg
stets behalten!

Organisation der reaktivierten Gemeinde: Die Gemeindemitglieder, die ihren Wohnsitz
nach Art. 7 des BGB vom 18. August 1896 in der reaktivierten Gemeinde begriinden und sich
von der Firma Gemeinde (im Handelsrecht) abgemeldet haben, unterliegen wieder dem Schutz
des volkerrechtlichen Vertrages, der HLKO und dem Schutz des internationalen deutschen
Rechtes. Damit ist die Gemeinde wieder organisiert.

Die organisierte Gemeinde erlangt ihre Geschéaftsfahigkeit, wenn tiber 50 Prozent
der deutschen Bundesstaatsangehérigen’| mit Wahlrecht®™| ihren Wohnsitz in der reaktivier-
ten Gemeinde begriinden. In diesem Fall muft die handelsrechtliche BRD-Verwaltung die
Organisation iibergeben. Diese umfaft alle Unterlagen, Dateien, Gebduden und Mitarbeiter.
Die reaktivierte Ur-Gemeinde ist dann nicht mehr an Anweisungen der BRD-"Behorden” oder
der EU gebunden. Nach unserem Wissen gelten dann auch keine Schulden aus der Zeit vor der
Geschiéftsfahigkeit. Die Schulden verbleiben bei der ehemaligen Gemeinde im Handelsrecht !
Die dann staatliche Gemeinde kann sich, ohne Abgaben an andere, selbst finanzieren und die
Gemeindemitglieder entscheiden selbst iiber ihre Belange wie zum Beispiel die Organisation
des Kindergartens. Die Gemeinde kann auch die Biirgerrechte verleihen.

Voraussetzung dafiir ist:

1. die handelsrechtliche Kiindigung mit Hinweis auf den Art. 119 “Anfechtung wegen
Irrtums” des BGB von 1896.

2. der Nachweis der Staatsangehorigkeit mit der Staatsangehorigkeitsurkunde:

a) beantragt geméf RuStAG 1913 4.1
b) mit Angabe einer Bundesstaatsangehorigkeit (bspw. Kgr. Bayern).

Dieses Vorgehen ist auch die Voraussetzung, um bei einem Friedensvertrag mitbestimmen zu
konnen und die Rechte als Staatsangehoriger wieder zu erlangen.

Das “Ausldndergesetz” (AuslG—VWVEgL eigentlich eine Verordnung) sieht vor, daf jeder Bun-
desbiirger, der seine Staatsangehorigkeit nicht mit einer Staatsangehorigkeitsurkunde nach-
weisen kann, wie ein Auslander zu behandeln ist. Nur souverdne Staaten konnen Gesetze
erlassen, wohingegen Mandatsregierungen nur Verordnungen, Anordnungen oder
Empfehlungen erlassen konnen.

36United States of America = Vereinigte Staaten von Amerika.

3"Diese Personen miissen ihre “deutsche” Abstammung bis vor 1914 nachweisen.

38Geregelt durch die Gemeindeordnungen. Weitere Informationen zum Wahlrecht liefert das Buch “Preufen
und die Wurzeln des Erfolgs” von Ehrhardt Bodecker.

39http:/ /www.infodalien.de/vwv/vwv_1.htm
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AuslG-VwV: “Ausléindergesetz”@ vom 28. 04. 1965:

“1.2.1 Ausldnder ist jede natiirliche Person, die weder die deutsche Staatsangehorigkeit
besitzt moch als Flichtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehorigkeit oder als dessen
FEhegatte oder Abkémmling im Gebiet des Deutschen Reiches nach dem Stand vom 31. Dezem-
ber 1937 Aufnahme gefunden hat (Deutsche ohne deutsche Staatsangehorigkeit) oder diesen
Status durch Abstammung oder - bis 31. Mdirz 1953 - durch FEheschlieffung erworben hat.”

“1.2.3.1 Deutsche, die zugleich eine oder mehrere fremde Staatsangehdrigkeiten besitzen, sind
keine Auslinder i.S.d. Auslindergesetzes (inlandischer Mehrstaater). Bestehen Zweifel, ob
jemand Deutscher ist, obliegt die Klirung der Staatsangehdérigkeitsbehorde. Bis zur Kldarung
ist er als Auslinder zu behandeln. Beruft sich ein Auslinder darauf, Deutscher zu sein,
hat er dies gemdfs § 70 Abs. 1 nachzuweisen (z. B. durch Staatsangehorigkeitsurkunde).”

Die BRD-"Behorden” sind im Auftrag der Alliierten bis zu einem Friedensvertrag verpflichtet,
die offentliche Ordnung in unserem Land zu gewéhrleisten. Dazu gehort u. a. die Verwaltung
der Einwohnerdaten und das Katasteramt. Es gibt jeweils Personen in den “Behdrden”, die
fiir die deutsche Frage zustindig sind. Das Bild [§] zeigt die Unterschiede zwischen dem
reinen Handelsrecht und den im Auftrag der Alliierten zu fithrenden staatlichen Registern.
In diesem Fall verwendet das Kastasteramt das Wappen der Urgemeinde (auf der linken
Seite) und ein Fantasie-Logo welches die Firma “Kreis Paderborn” (auf der rechten Seite) im
Handelrecht nutzt.

Kreis Paderborn Auszug aus dem
FepleaR Liegenschaftskataster

Bestandsnachweis NRW

Paderborn
Der Landrat
Totokon: 28 n
Nints Padecsom « Pogiech 1940 « 13049 Padeom SERL- 300 = M,
At
Amt fr Geginformation, Katasier und Vermessung

Dienstpabdade
Adegraversiralie 10-14, 33102 Padertaom

Ansprechparine

Bild 8: Zeichen von Reststaatlichkeit (oben) gegeniiber Handelsrecht (unten)

Die Bestéatigung der Staatsangehorigkeit kann deshalb nur iiber den sogenannten ,gelben
Schein“ erfolgen! Solange in der Gemeinde mehrheitlich Bundesbiirger wohnen, {ibernimmt die
BRD-Verwaltung die Bestéatigung der Staatsangehorigkeit. Hierzu nutzt sie die Melderegister,
die sie im Auftrag der Alliierten weiterfiihren muss.

4Ohttp://www.zaoerv.de/25 1965/25 1965 3 b 499 515.pdf
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5. Der Weg in die Freiheit und den Frieden
(Staatlichkeit)

Du willst frei sein? Du willst in Frieden leben? Du willst Dich, Deine Familie und Dein Hab
und Gut schiitzen?

Dieser Wegweiser zeigt einen gangbaren Weg. Jeder ist aufgefordert ihn zu priifen, zu ver-
bessern und fiir seine Freiheit zu nutzen.

Die Gemeinde Neuhaus in Westfalen wurde im April 2013 reaktiviert. Ihre Gemeindemitglie-
der haben viele Erfahrungen gesammelt.

Wer diesen Weg gehen will sollte vorbereitet sein.

Vorher oder zeitgleich fiir das Wichtigste sorgen: Familie, Gesundheit, Essen, Vorrite, Freun-
de/ Netzwerke und Vermogenssicherung. Dieses Buch vermittelt wichtiges Wissen. Wer dieses
Wissen besitzt, hat Verantwortung gegeniiber Freunden, Nachbarn, seiner Familie, der Ge-
meinde, unserem Land und dem Weltfrieden. Wir bestimmen unsere Zukunft!

5.1. Unsere Erfahrung und was zu erwarten ist

Womit ist zu rechnen, wenn man diesen Weg geht?

Einzelkimpfer haben in der Regel wenig bis keine Chance, sich gegen das Besatzungskon-
strukt, bzw. das BRD-System, zu schiitzen. Deshalb ist es unbedingt ratsam, sich zusammen
zu tun und mit dem Wissen der reaktivierten Gemeinden im Netzwerk zusammen zu arbeiten.
”Einigkeit macht stark!”

Solange man weiterhin “Steuern” (Schenkungen) und andere Forderungen zahlt, passiert aus
unserer Erfahrung nichts.

Wer sich mit den BRD-"Behorden” nicht anlegen will, der teilt als Mitglied der reaktivierten
Gemeinde den jeweiligen Rechtskreis/Rechtsstatus mit. Er zahlt immer als Staatsange-
horiger des jeweiligen Bundesstaates und ohne Rechtsanerkenntnis@ Bei jedem
Schreiben auf den § 119 BGB von 1896 “Anfechtung wegen Irrtums” hinweisen!
Nach unserer Erfahrung werden deutsche Staatsangehorige mit der richtigen Staatsangeho-
rigkeitsurkundd®? —im Handelsrecht bei Zahlungsverweigerung gegeniiber BRD-"Behérden”-
vom Gerichtsvollzieher in die Schuldnerdatei des jeweiligen “Bundeslandes” der BRD einge-
tragen. Aus dieser Datei bezieht auch die SCHUFA[®] ihre Informationen.

“Ipspw. ein Passus “Die Zahlung erfolgt ohne Anerkennung einer Rechtspflicht”.

4Znach RuStAG 1913 4.1 und der Angabe des richtigen Bundesstaates.

43SCHUFA Holding AG ist eine privatwirtschaftliche deutsche Wirtschaftsauskunftei in der Rechtsform einer
Aktiengesellschaft mit dem Geschiftssitz in Wiesbaden.
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Wichtig ist:

O

O

Gerichtsvollzieher/POLIZEI nicht in das Haus/die Wohnung lassen.

Gerichtsvollzieher / Amtsgericht schriftlich auf den jeweiligen Rechtsstatus hin-
weisen.

Die reaktivierte Gemeinde kann ihre Mitglieder vor BRD-"Behdrden” schiitzen, wenn
sich diese erfolgreich von der BRD-Gemeinde abgemeldet haben. Sie haben damit ihre
juristische Person abgemeldet. Bildlich ausgedriickt: Die Spielfigur wird vom BRD-
Spielbrett genommen.

Die Staatsangehorigkeitsurkunde wird empfohlen.

In der Regel kann der Eintrag in die Schuldnerdatei (und SCHUFA) nicht vermieden
werden. Dieser bleibt drei Jahre bestehen.

Vollstdndig befreite Staatsangehorige leben in einem anderen Rechtskreis (im Staats-
recht statt im Handelsrecht). Briefe von BRD-"Behérden” die nicht den Namen der
reaktivierten Gemeinde als Empfangsadresse tragen, sollten generell mit einem Aufkle-
ber iiber dem Anschriftenfeld als falsch zugestellt zuriickgesendet werden. Einen DIN-
A4-Bogen mit Adressaufklebern bieten wir zum kostenlosen Herunterladen auf unserer
Netzwerkseite www.nestag.de.

Bei vollstiandig befreiten Staatsangehorigen haben wir erlebt, dafs kein Ein-
trag in die Schuldnerdatei mehr erfolgt.

Es empfiehlt sich, erst alle Schritte auszufiihren um sich rechtssicher zu po-
sitionieren und erst dann zusammen mit der reaktivierten Gemeinde mit
den BRD-"Behé6rden” zu (ver)handeln. Der volle Rechtsschutz bspw. durch HL-
KO, das internationale deutsche Recht und internationale Handelsvertriage besteht erst
dann, wenn der richtige Rechtsstatus erreicht ist (siehe Vorgehen in diesem Ab-
schnitt).

Trotz aller Vorkehrungen ist dennoch mit Kontenpfdndungen aus dem Handelsrecht zu
rechnen, sofern Zahlungen an die BRD-"Behorden” verweigert werden! Die Banken befinden
sich aufserhalb unseres staatlichen Rechtskreises. Sinnvolle Gegenmafnahmen sind:

O

O

Einrichten eines pfandungssicheren Kontos (P-Konto).

Konto bei einer Sparkasse einrichten. Die Sparkassen sind aus Stadt- und Kreissparkas-
sen hervorgegangen und haben einen Versorgungsauftrag, d. h. sie konnen einem Kun-
den nicht grundlos kiindigen. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluss
(BvL 8/11 und 1 BvL 22/11) vom 18. Dezember 2012 festgestellt, daf das “Selbstti-
tulierungsrecht mit dem Grundgesetz unvereinbar ist”. Weiter heifst es: “Das Schaffen
von Vollstreckungstiteln gehore zum Kernbereich der dem Richter {ibertragenen Recht-
sprechung”. Die direkte Titulierung wird vor allem vom Finanzamt, den Krankenkas-
sen, von Notaren und der GEZ vorgenommen. Mittlerweile miffachten die Banken und
“Behorden” der BRD regelméfig die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes
(Willkiir). Daher ist der néchste Punkt ratsam:

Einrichten eines Bankkontos in einem sicheren Land. Zum Erfahrungsaustausch bitte
das Forum nutzen.
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O Hohe des Uberziehungskredites méglichst klein halten oder wenn méglich auf Null set-
zen.

O Vollmacht iiber ein “fremdes” Konto besorgen.

O Bargeld/ Barscheck, Vorauskasse, BitCoin (in geringen Mengen), Prepaid-Masterkarte
nutzen.

O Generell Giral’geld” (elektronisches “Geld” auf dem Konto) in Sachwerte umwandeln,
bspw. Lebensmittel, Werkzeug, Edelmetalle.

O Grundsétzlich nur die notwendige Geldmenge (bspw. fiir Miete) auf dem Konto belassen
und den Rest immer abheben.

O Wenn moglich: Zwei Monatsgehélter in bar zu Hause lagern (Stichwort: Kontensperrung
Zypern, Griechenland/ drohende Falligkeit der ESM-Biirgschaft mit Kontopfandungen/
Kontokorrentpfindung = Uberziehungskredit).

O Kredite vermeiden, d. h. keine “Schulden machen”.

Die Vergangenheit lehrt uns: Das “Geld” wird fast gegen Null abgewertet. Dagegen bleiben
die Schulden weitestgehend erhalten.

Wer Schulden (Darlehen) auf sein Haus aufgenommen hat, sollte an die Mdoglichkeit der
sogenannten Nachschusspflicht denken. Beim Zusammenbruch des Geldsystems verlieren
Immobilien dramatisch an Wert. Wenn der Gebaudewert unter den Darlehenswert sinkt, muss
die Differenz bei einigen Vertrigen “kurzfristig” ausgeglichen werden.

5.2. Gelber Schein - Staatsangehorigkeitsausweis

Mit dem “Gelben Schein” bescheinigen uns die Alliierten unsere deutsche Abstammung
bzw. Staatsangehorigkeit in einem Bundesstaat.

Gelber Schein kontra ,,Deutsches Reich*

Oft werden wir auf den ,Staatsangehorigkeitsausweis (“Gelber Schein” oder Staatsangehorig-
keitsurkunde) angesprochen. Es gibt einige Gruppierungen die ebenfalls Ausweise ausgeben.
Es handelt sich aber nicht um staatliche Dokumente. Unseres Erachtens haben sie rechtlich
keinen Nutzen.

Es gibt keinen Staat ,,Deutsches (Kaiser-)Reich und darum gibt es auch keine echte
Exilregierung des ,Staates* Deutsches (Kaiser-)Reich. Dieser Bund trégt den Namen “Deut-
sches Reich”. Die Praambel der Verfassung von 1871 beschreibt also die Griindung eines
Bundes souverédner Staaten (bspw. der Koénigreiche Bayern und Sachsen), einen Staaten-
bund der selbst jedoch kein Staat ist. Und ebenso haben all diese Gruppierungen keine
bestallten Beamten, welche befugt wiren Ausweisdokumente mit Angabe einer echten Staats-
angehorigkeit zu erstellen. Die Péasse der ,BRD* weisen ebenso keine Staatsangehorigkeit
nach.

Worin liegt nun der Unterschied zwischen dem Staatsangehorigkeitsausweis von diesen ,,Reichs-
amtern” und , Exilregierungen” in Deutschland und dem, der von der Ausldnderbehorde her-

aus gegeben wird?
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Der Unterschied liegt darin, daf die von den ,Reichsdamtern und ,Exilregierungen“ heraus
gegebenen Ausweisdokumente von der ,BRD* nicht anerkannt werden, genauso wenig inter-
national.

Sie werden jedoch auch nicht eingezogen, da sie keine staatlichen Hintergriinde haben und
somit niemandes Recht beriihren. Damit ist nicht gesagt, daf die BRD sehr viel staatlicher
wiére, als diese ,,Reichsédmter*.

Das Problem sogenannter ,Reichséamter und anderer sich selbst erklarter ,Regierungen und
JFreistaaten” ist, daf sie immer versuchen das Deutsche (Kaiser-)Reich von oben nach unten
aufzubauen.

Bismark hat das Deutsche (Kaiser-)Reich seiner Zeit nach dem Subsidarititsprinzip von unten
nach oben aufgebaut. Das heifst, die kleinste Einheit (die Gemeinde) verwaltet sich selbst.
Folglich miissen erst einmal die Méanner, Frauen und Familien wieder souverian werden, denn
sie bilden die Gemeinden. Haben sich geniigend Gemeinden wieder reorganisiert, konnen diese
einen Stadtetag ausrufen und dieser wiederum kann seinen BundesSTAAT (kein Land und
auch kein Reich) reaktivieren.

Erst wenn sich einige Bundesstaaten des Deutschen Reiches wieder reorganisiert haben, kann
das Deutsche (Kaiser)Reich und damit ein Reichsamt wieder tatséchlich legitim seine Arbeit
aufnehmen!

Was die Legitimitiat des bundesrepublikanischen Nachweises angeht:
Die BRD ist kein Staat und kann keine eigene Staatsangehorigkeit definieren, bzw. vergeben.
Diese Tatsache hat auch das Bundesverfassungsgericht richtig feststellt.

Warum ist deren “Gelber Schein” dann trotzdem giiltig?

Die BRD ist eine von den Alliierten eingesetzte Verwaltung. Sie soll die “Deutschen”
verlasslich mit “staatlichen” Urkunden versorgen, die sie im nationalen und interna-
tionalen Umgang bendtigen. Zudem hat die BRD-Verwaltung die Aufgabe, die Ordnung in
unserem besetzten Land (sieche GG Art. 120) zu garantieren. Und genau diese Aufgabe er-
fiillt sie auch. Sie stattet uns mit Urkunden aus nach Gesetzen aus der Zeit vor ihrer eigenen
Entstehung. Man sollte also genau wissen auf welche Gesetze man sich beruft, die auch
international giiltig sind!

Die Alliierten haben keinerlei juristischen Zugriff auf die Rechte von vor dem Ersten Welt-
krieg, denn sonst hétten sie das Deutsche Reich wohl schon langst aufgelost (Debellatio@.
Das machen wir uns zunutze und beantragen mit unserer eigenen Willenserklarung (BVA-
Formular: Antrag F) die Feststellung der deutschen Staatsangehorigkeit. Damit 16sen
wir einen Verwaltungsakt aus.

In dem ,,Antrag” weisen wir unsere Angehorigkeit in einem der Bundesstaaten nach. Diese
Bundesstaatsangehorigkeit kann uns die BRD im Handelsrecht zwar auf Grund des fehlenden

44Debellatio: Annexion des Landes durch den Sieger.

29



alliierten Zugriffs auf das Deutsche Reich nicht geben, aber sie kann und muss uns im EStA-
Register des BVA eintragen (fithren). Es hélt fest, daf wir diese Bundesstaatsangehorigkeit
verbindlich nachgewiesen haben!

Die souverdnen Biirger bilden den Bundesstaat (z. B. Konigreich Wiirttemberg/ Bayern/
Preufen). Als Bundesstaat ist er Mitglied in einem Verein namens “Deutsches Reich” von
1871. Man erhélt seine Bundesstaatsangehorigkeit bei der Geburt durch Abstammung. Die
natiirliche Person ist nicht Mitglied des Vereins (Deutscher Bund/ Deutsches Kaiserreich),
sondern sie ist Angehoriger eines Bundesstaates. Zudem ist sie als Biirger oder Einwohner
Mitglied einer Gemeinde, je nach der Satzung dieser Gemeinde.

Innerhalb des BRD-Systems (im Handelsrecht) sind die BRD-Gemeinden verpflichtet die
Staatsangehorigkeit zu bestatigen. Nur die Staatsangehorigkeitsurkunde wird von den Alliier-
ten als Nachweis iiber die Staatsangehorigkeit akzeptiert. Durch die Staatsangehorigkeit
gilt wieder das internationale deutsche Recht, volkerrechtliche Vertrage wie die
HLKO und Handelsvertriage, wie z. B. die Europaische Menschenrechtskonventi-
on. Die Staatsangehorigkeitsurkunde bietet einen gewissen Schutz. Sie ist aber nur der erste
Schritt zur Erlangung unserer Rechte.

Das Beantragen der Staatsangehorigkeitsurkunde 16st einen Verwaltungsakt aus!
Es gibt nur eine tatséchlich existierende Staatsangehdrigkeit, ndmlich die Bundesstaatsan-
gehorigkeit (bspw. Kgr. Preufen, Kgr. Bayern, Fiirstentum Lippe, Grofherzogtum Baden
etc.). Dies proklamierenﬁ] wir durch unsere Willenserklarung.

Mit dem “Gelben Schein” bescheinigen uns die Alliierten unsere deutsche Ab-
stammung, bzw. Staatsangehorigkeit in einem Bundesstaat.

Jeder Bundesbiirger hat die sogenannte ,Staatsangehorigkeit” “DEUTSCH® aufdiktiert be-
kommen, und zwar durch konkludentes Handeln@. Man muss diese nicht gewollte und
unechte ,,Staatsangehorigkeit” “DEUTSCH‘ ablegen, indem man seinen gegentei-
ligen Willen erklart. Hierzu muss man sich auf das Reichs- und Staatsangehdrigkeitsgesetz
( RuStAG@ von 1913 beziehen. Fiir BRD-Biirger wurde die Staatsangehorigkeit abgeschafft,
und zwar u. a. durch den “Ausfiihrungserlass zum StAG, RdErl. MIK vom 16.08.2010”. Da-
durch werden die BRD-Biirger in die Staatenlosigkeit gefiihrt und werden Apolidd™

Im RuStAG vom 22.07.1913 steht direkt im ersten Artikel geschrieben: "Deutscher ist, wer
die Staatsangehdrigkeit in einem Bundesstaat (§§ 3 bis 32) oder die unmittelbare Reichsan-
gehdrigkeit (§§ 3 bis 35) besitzt."”

45Proklamation (von lat. proclamare, ,laut ausrufen, schreien”; aus pro, ,vor, fiir, und clamare, ,rufen; und
von frz. proclamation, ,Ausrufung, Verkiindigung®) ist ein 6ffentlicher Aufruf, eine Bekanntmachung oder
eine offentliche Erkldrung.

46konkludent: stillschweigende Willenserklirung. § 362 HGB Schweigen eines Kaufmanns auf ein Angebot.
§ 17 HBG Die Firma eines Kaufmanns ist der Name. In den Personalausweisen und Péssen der BRD
steht Name und nicht Familienname.

AThttp: / /justitia-deutschland.org/R /RuStAG-1913.htm.

48griechisch: “ohne Staat”, heimat-, staatenlos/italienisch: staatenlos, Staatenlose(r).
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Bis 1934 stand in den Ausweispapieren/ Pass der jeweilige Bundesstaat wie zum Beispiel:
Bayern, Preufien, Sachsen, freier Volksstaat Wiirttemberg, Freistaat Baden, Land Thiirin-
gen, Volksstaat Hessen, Freie und Hansestadt Hamburg, Freistaat Mecklenburg-Schwerin,
Freistaat Oldenburg, Freistaat Braunschweig, Freistaat Anhalt, Freie und Hansestadt Bre-
men, Freistaat Lippe. Freie und Hansestaat Liibeck, Freistaat Mecklenburg-Strelitz, Freistaat
Waldeck, Freistaat Schaumburg-Lippe.

Ab 5.2.1934 wurde - durch das sogenannte "Gleichschaltungsgesetz’1?] (unter der Diktatur
durch Adolf Hitler) - die alleinige sogenannte “Staatsangehorigkeit” namens “Deutsches Reich”
eingefiihrt. Darin heifst es:

Auf Grund des Artikels 5 des Gesetzes iiber den Neuaufbau des Reichs vom 30. Januar 1934
(RGBL 1. S. 75) wird Folgendes im § 1 verordnet:

(1) Die Staatsangehorigkeit in den deutschen Landern fallt fort.

(2) Es gibt nur noch eine deutsche Staatsangehorigkeit (Reichsangehorigkeit).

Man beachte: Linder bedeutet nicht Staat. Beispielsweise sind die sogenannten
Freistaaten (wie Freistaat Preufien, Freistaat Bayern) nur Linder ohne staatliche
Legitimation.

Seit diesem Zeitpunkt gibt es auch den Begriff “Deutsch” bzw. "DEUTSCH" in den Aus-
weispapieren. Die Bundesrepublik Deutschland hat die Gesetzgebung des Dritten Reiches in
diesem Punkt nahtlos weitergefiihrt und gibt sich auch dadurch als dessen Nachfolgeorgani-
sation zu erkennen. Viele sogenannte “Gesetze” (Verordnungen) wurden in Originalfassung
{ibernommen. Ein Beispiel hierfiir ist das NamensinderungsgesetZ”| vom 05.01.1938 und das
Einkommenssteuergesetz{s_T] mit dem Ausfertigungsdatum 16.10.1934.

Frither galt die unmittelbare Reichsangehérigkeit nur fiir die Kolonien/Schutzgebiete des
Deutschen Reiches.

Am 15.07.1999 wurden unter der SPD-Regierung des Bundeskanzlers Gerhard Schroder al-
le BRD-Angehorigen zu Kolonieangehorigen: "Deutscher ist, wer die |. . .| unmittelbare
Reichsangehorigkeit [. . .| besitzt." (siche StAG).

Das Wort “unmittelbar” bedeutet Reichsangehorigkeit, wiahrend “mittelbar” die Ange-
horigkeit in einem Bundesstaat mit Bodenrecht meint.

Seit dem 21.08.2002 heifst es: "Deutscher ist, wer die |.. .| unmittelbare /*Reichs*/ ange-
horigkeit |.. .| besitzt."
Damit sind alle Bundesbiirger ab diesem Zeitpunkt staatenlos. Bei der Notation “/*
* /7 scheint es sich juristisch um eine Ausklammerung zu handeln.

Am 08.10.2010 erfolgte der grofe Staatsstreich und die Reichsangehorigkeit (unmittelbare
deutsche Staatsangehorigkeit) wurde génzlich beseitigt. Damit wurden alle Bun-
desbiirger der Bundesrepublik Deutschland endgiiltig staatenlos! Der Bezug
auf das letzte Staatsangehorigkeitsgesetz aus dem Jahre 1913 (RuStAG) wurde endgiil-
tig beseitigt. Hierbei handelt es sich um die Vorbereitung auf die Uberfithrung in die
sogenannte EU-Staatsbiirgerschaft ohne echte Staatsangehorigkeit.

49 http: / /www.verfassungen.de/de/de33-45 /index.htm
50http:/ /www.gesetze-im-internet.de/nam _ndg/BJNR000090938.html
Sthttp://www.gesetze-im-internet.de/estg/BJNR010050934.html
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Staatsangehorigkeitsgesetz (StAG)

Spéatestens seit dem Gesetz liber die weitere Bereinigung von Bundesrecht vom 8. Dezember
2010 (BGBI 2010 Teil I Nr. 63, ausgegeben zu Bonn am 14. Dezember 2010, Artikel 2
Aufhebung des Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsangehorigkeit (102-1) ist die
Staatsangehorigkeit fiir die Bundesbiirger abgeschafft[*?]

,Das Gesetz zur Regelung von Fragen der Staatsangehorigkeit in der im Bundesgesetzblatt
Teil III, Gliederungsnummer 102-1, verdffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBL. I S. 1864) geéndert worden ist* Stand:
Zuletzt gedndert durch Art. 1 G v. 8.12.2010 I 1864 ,Die Bedeutung der Begriffe ,,Reichs-
und Staatsangehorigkeit im Sinne dieses Gesetzes hat sich gedndert. An die Stelle der
,Reichsangehorigkeit” ist gem. § 1 V v. 5.2.1934 102-2, Art. 116 Abs. 1 GG 100-1 die deutsche
Staatsangehorigkeit getreten. Die die ,Reichsangehorigkeit vermittelnde Staatsangehorigkeit
in den Bundesstaaten — seit der Weimarer Verfassung in den deutschen Landern — ist durch
§ 1V v.5.2.1934 beseitigt worden.

Das bedeutet: Die sogenannte “Staatsangehorigkeit” der Hitler-Diktatur wurde aufgehoben.
Der Bezug zum RuStAG 1913 fiel dadurch weg. Die BRD kann aus dem Handelsrecht nicht die
Staatsangehorigkeit (wie z. B. Kgr. Preufsen) verdndern. Sie kann nur den Bezug zum letzten
Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz (RuStAG 1913 4.1) fiir ihre Bundesbiirger wegneh-
men. Vor 1990 hat die BRD fiir alle Deutschen am Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz
(RuStAG) stets festgehalten P

Der Begriff “Reichsangehérigkeit” stammt aus dem Jahre 1933. Zu dieser Zeit wurde die
Bundesstaatsangehorigkeit bereits abgeschafft. Diese Anderung wurde von einer Mandatsre-
gierung durchgefiihrt und ist somit —ebenso wie die Anordnungen der BRD— vélkerrechtlich
unwirksam. Richtig miisste es heifsen “Bundesstaatenangehorigkeit”.

Das Staatsangehorigkeitsgesetz (StAG) mit dem Ausfertigungsdatum vom 22.07.1913
ist nur fiir Bundesbiirger (juristische Personen) giiltig. Die tatsichliche Staats-
angehorigkeit ist an einen Bundesstaat gebunden. Sie ist nun fiir Bundesbiirger
abgeschafft. Dadurch sind Bundesbiirger staatenlos.

Das verstofht eindeutig gegen die Allgemeine Erklirung der Menschenrechte vom 10. Dezem-
ber 1948 - UN Resolution 217 A (III) und gegen den Internationalen Pakt tiber biirgerliche
und politische Rechte vom 19. Dezember 1966 (unterzeichnet von der DDR und BRD).

Der Artikel 15 der Allgemeinen Erkldrung der Menschenrechte erklért:
1. Jeder hat das Recht auf eine Staatsangehorigkeit.

2. Niemandem darf seine Staatsangehorigkeit willkiirlich entzogen noch das Recht versagt
werden, seine Staatsangehorigkeit zu wechseln.

Siehe hierzu auch das Staatsangehorigkeitsgesetz 20127 das Reichsstaatsangehorigkeitsge-

5Zhttp://www.dortmund.de/media/p/oednungsamt /ordnungsamt /Staatsangehoerigkeitsgesetz. pdf
53siehe auch das Schreiben des Landrats des Landkreis Demmin im Anhang
5http: / /www.gesetze-im-internet.de /rustag/BJNR005830913.html
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setz von 191, das RuStAG von 1913 mit Anderunge, sowie eine Entscheidun des
Bundesgerichtshofs vom 17.12.1953 wonach alle Beamtenverhéiltnisse erloschen
sind (Bundesgerichtshof - A - 1 BvR 147/52).

Im Jahr 1945/ 1946 wurde der Bundesstaat Preufien von den westlichen Alliierten mit dem
Befehl Nr. 46 abgeschafft und volkerrechtswidrig —gegen die HLKO- in die neuen Bun-
deslander des Besatzungskonstrukts BRD umgewandelt (z. B. NRW). 1955 hat die UdSSR in
der Hohen Alliierten Kommission die Beschliisse zur Aufhebung des Bundesstaates Preufien
(Befehl Nr. 46) wieder aufgehoben. Die Organisation (Verwaltung) der souverdnen deutschen
Bundesstaaten endete 1918 mit der Machtenthebung des Kaisers und der durch Selbsterméch-
tigung geschaffenen Weimarer Republik. Seine Rechtsfihigkeit blieb davon allerdings
unbeeinflusst.

2. Proklamation Eisenhowers (Sept. 1945): Bildung von Verwaltungsgebieten
Bereits am 19. September 1945 gab General Eisenhower die Proklamation Nr. 2 bekannt:
"An das deutsche Volk in der amerikanischen Zone: Ich, General Dwight D. Eisenhower,
Oberster Befehlshaber der amerikanischen Streitkrifte in Europa, erlasse hiermit folgende
Proklamation:

Artikel 1:

Innerhalb der amerikanischen Besatzungszone werden hiermit Verwaltungsge-
biete gebildet, die von jetzt ab als Staaten bezeichnet werden. Jeder Staat wird
eine Staatsregierung haben, die folgenden Staaten werden gebildet: Groffhessen,
Wiirttemberg-Baden und Bayern. Wiirttemberg-Baden umfafst die Kreise Aalen,
Backnang, Bdblingen, Crailsheim, Esslingen, Gmiind, Gdoppingen, Hall, Heiden-
heim, Heilbronn, Kiinzelsau, Leonberg, Ludwigsburg, Mergentheim, Niirtingen -
nordlich der Autobahn, Ohringen, Stuttgart, Ulm, Vaihingen. Waiblingen (...)
Landesbezirk Mannheim und die Kreise Bruchsal, Karlsruhe Stadt und Land und
Pforzheim Stadt und Land."

In dem Dokument werden Verwaltungsgebiete —volkerrechtswidrig— als Staat bezeichnet
(die amerikanische Besatzungszone betreffend z. B. Grofs-Hessen, Wiirttemberg-Baden, Bay-
ern).

Die Auflssung der Freistaaten| erfolgte am 23. August 1946. Die Bundesstaaten
(wie z. B. Konigreich Preufen) konnten nicht aufgelost werden, da sie auf der Verfassung
eines souverdnen Staates griinden.

Ein souveridner Staat kann nur durch den Souverin (das Volk) aufgelést oder
verandert werden. Die Alliierten haben nur einen Einflufl auf Mandatsregierun-
gen.

Die “Bedeutung der Staatsangehorigkeitsurkunde” erkléren wir in dem kurzen Youtube-Video
“Bedeutung der Staatsangehorigkeitsurkunde’P?] Abhiingig davon wie der Antrag ausgefiillt
wird, wird der Staatsangehorigkeitsausweis in einer von drei Varianten ausgestellt.

SShttp://www.documentarchiv.de /ksr /1913 /reichs-staatsangehoerigkeitsgesetz.html
56http: //www.verfassungen.de/de/de67-18 /rustagl3.htm

5Thttp: //opinioiuris.de/entscheidung /805

58http:/ /www.verfassungen.de/de/sh/aufloesung1946.htm

59https:/ /www.youtube.com /watch?v=RCutgk EEe9l
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Bild 9: Staatsangehorigkeitsurkunde/ -ausweis (“Gelber Schein”)

5.2.1. Ausfiillen des Antrages zum Staatsangehorigkeitsausweis

Im Folgenden wird das Ausfiillen des Antrages zur Staatsangehorigkeitsurkunde erkléart. Wir
nutzen das Beispiel eines preufischen Bundesstaatsangehorigen, da das Kgr. Preufsen den
bevolkerungsreichsten Bundesstaat darstellt. Es empfiehlt sich, die Antragsformulare des
Bundesverwaltungsamtes (BVA) zu nutzen und nicht bspw. die vom Land NRW! Die BVA-
Formulare konnen von unserer Internetseite www.nestag.de/ heruntergeladen werden.
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Wichtig: Es gibt den Freistaat Preufien im Handelsrecht und es gibt das Konig-
reich Preufien aus der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg im Staatsrecht. Deshalb ist
im Antrag fiir Preufen stets Konigreich (bzw. Kgr.) Preuflen einzutragen, um den richtigen
Rechtskreis festzustellen. Gleiches gilt fiir die iibrigen Bundesstaaten, z. B. Kgr. Bayern statt
Freistaat Bayern.

Generell ist die Grofs-Kleinschreibung zu verwenden, d. h. bspw. Max Muster-
mann (nicht in GRORBUCHSTABEN!)

Generell sollten keine Angaben zu einem geleisteten Militdardienst gemacht werden! Felder
die hier nicht beschrieben werden sind frei zu lassen.

Ausfiillhilfe zur Anlage F

O

O

In den Feldern 1.1, 1.2 und 1.3 ist die Grok-Kleinschreibung zu beachten! Bsp.: Meier.

In den Feldern 1.6, 1.9 und 1.11 wird der Bundesstaat von vor 1914 eingetragen. Beispiel:
Konigreich Preuften, RuStAG 1913 4.1
Kgr. Preufen, RuStAG 1913 4.1

Feld 1.10: Die neue fiinfstellige Postleitzahl wird in rechteckige Klammern gesetzt.
Bspw. [12345].

In den Feldern 1.12 und 1.13 werden keine Angaben gemacht. Riickfragen sollten per
Brief zugestellt werden.

Feld 3.2: “durch Abstammung” ankreuzen.

Feld 4.1 wird nicht angekreuzt, da die BRD keine Staatsangehorigkeit vergeben kann!
Feld 4.2: ankreuzen.

Feld 4.3: bspw. Kgr. Preufsen, RuStAG 1913 4.1 | seit Geburt | durch Abstammung.

Felder 5 und 5.X: es werden keine Angaben gemacht. Die Staatsangehorigkeit ist
unabhéngig von den Aufenthaltszeiten.

Felder 6 und 6.X: es werden keine Angaben gemacht. Die Staatsangehorigkeit ist un-
abhéngig von einem geleisteten Militdrdienst. Diese Angabe kann ggf. negative Wirkung
haben.

Am Ende von Blatt 3: Ort, Datum und Unterschrift eintragen!

Bei den Anlagen sind in der Regel zumindest die “Anlage V” und “weitere Anlagen”
anzukreuzen.

In die Liste “weitere Angaben” werden die beglaubigten Heiratsurkunden, Geburtsur-
kunden etc. aufgelistet.

Am Ende des Kastens “weitere Angaben” Ort, Datum und Unterschrift eintragen!

Am Ende von Blatt 4 tragt der Antragsteller nichts ein und leistet keine Unterschrift!
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Ausfiillhilfe zur Anlage V
In der Anlage V muss die Abstammung bis mindestens vor 1914 nachgewiesen werden (Va-
ter, Grofsvater und ggf. Ur-Grofivater). Fiir jeden Vorfahren ist ein eigenes Blatt auszufiillen.

O

O

Feld 1.1: Vater oder Grofvater oder Urgrofvater ankreuzen.
Feld 1.2, 1.3 und 1.4: Grof-Kleinschreibung verwenden, bspw. Meier.
Feld 1.6: es wird der alte Stédtename und Kreis (vor 1914) eingetragen.

Feld 1.7: wird der Bundesstaat von vor 1914 eingetragen: bspw. Konigreich Preuften,
RuStAG 1913 4.1.

Feld 1.10: Datum, Ort und Staat (bspw. Kgr. Preufsen).
Feld 2.3 und 2.4: es werden keine Angaben gemacht.
Feld 3.2: “durch Abstammung” ankreuzen und in der Regel “vom Vater”.

Feld 4.1: wird nicht angekreuzt, denn die BRD kann keine Staatsangehorigkeit verge-
ben.

Feld 4.2: ankreuzen.

In den Felder 4.3 zum Beispiel: Kgr. Preufen, RuStAG 1913 4.1 | 01.01.1910 (Geburt)
| Abstammung.

Felder 5 und 5.X: es werden keine Angaben gemacht. Die Staatsangehorigkeit ist
unabhéngig von den Aufenthaltszeiten.

Felder 6 und 6.X: es werden keine Angaben gemacht. Die Staatsangehorigkeit ist un-
abhéngig von einem geleisteten Militardienst. Diese Angabe kann ggf. negative Wirkung
haben.

5.2.2. Beantragen des Staatsangehorigkeitsausweis

Vor dem Einreichen des Antrages sollten die eigenen Angaben nochmals griindlich gepriift
werden!

In letzter Zeit ist es deutlich schwieriger geworden, die richtige Staatsangehorigkeit feststellen
zu lassen. Die BRD-"Behorden” lehnen es teilweise ab, richtig ausgefiillte Antrige anzuneh-
men. Sie sind rechtlich jedoch verpflichtet, einen Verwaltungsakt auszufithren und die korrekte
Staatsangehorigkeit zu bestétigen!

Folgende Mafnahmen fiihren in der Regel zum Erfolg:

1.

Die “Behorde” und die fiir die “Deutsche Frage zustédndige Person’@ direkt (nicht den
einfachen unwissenden Sachbearbeiter) personlich kontaktieren und den Antrag einrei-
chen. Den eingereichten Antrag und die Abstammungsunterlagen in beglaubigter Kopie
vorlegen, abstempeln/ bestétigen lassen und wieder mit nach Hause nehmen. Die rich-

tige Staatsangehorigkeitsurkunde erhdlt man, wenn man diese im Rechtsstand von vor
1914 beantragt (siche Ausfiillhilfe der Antrage).

60Leiter des Einwohnermeldeamtes. Er ist direkt von den Alliierten eingesetzt und muss HLKO-konform
handeln.
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2. Falls der Antrag nicht angenommen wird, hilft ggf. ein “Begleitschreiben zum Antrag
auf Feststellung der Staatsangehorigkeit”, welches wir auf unserer Internetseite zur Ver-
fiigung stellen. Dieses Schreiben wird zusammen mit den Antragsformularen persénlich
abgegeben. Es stellt eine Argumentationshilfe dar:

a) Es wird auf das Bundesverfassungsgerichtsgesetz § 31 hingewiesen:
(1) Die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts binden die Verfassungsor-
gane des Bundes und der Linder sowie alle Gerichte und Behdrden.

b) Am 21.10.1987 beschlof das Bundesverfassungsgericht (BVerfG): "Aus dem Wah-
rungsgebot [des GG| folgt insbesondere die verfassungsrechtliche Pflicht, die Iden-
titdt des deutschen Staatsvolkes zu erhalten." (2 BvR 373/83).

3. Ein héufiger Ablehnungsgrund ist das Fehlen eines berechtigten Interesses. Falls das
Wahrungsgebot allein nicht anerkannt wird, so kann man den Antrag wie folgt begriin-
den:

Kauf einer Immobilie im Ausland, Heirat eines Ausldnders/einer Auslidnderin (bspw.
aus Italien).

4. Sollte die Bearbeitung weiterhin abgelehnt werden so ist zu fordern, daf die Ablehnung
schriftlich zu begriinden ist.

5. Wenn die vorherigen Schritte erfolglos sind, so kann man sich in einer anderen Stadt
oder Gemeinde anmelden (bspw. bei Verwandten seinen Wohnsitz begriinden), um dort
den “Gelben Schein” zu beantragen.

6. Sollte sich die BRD-"Behorde” immer noch weigern den gelben Schein mit dem richtigen
Rechtsstatus (RuStAG 1913 4.1, Staatsangehorigkeitsnachweis bis vor 1914) aus-
zustellen, dann stellt die Gemeinde eine/n internationale/n Strafanzeige/Strafantrag
bei der UNO, den finf Alliierten und allen zustédndigen “Behérden” der BRD (wie
Innenminister /-ministerien der Bundesldnder und das Innenministerium der BRD in
Berlin) an die jeweils fiir die Deutsche Frage zustindigen Person.

Personliches Einreichen des Antrages

Originale brauchen nicht als beglaubigte Kopie vorzuliegen. Es geniigen einfache Kopien, die
die Verwaltung dann fiir interne Zwecke selbst beglaubigt. Dieses ist dann fiir den Antrags-
steller kostenlos. In jedem Fall sind die Originale vorzulegen und wieder mitzunehmen!
Nur der Leiter ist zustindig und nicht seine Mitarbeiter. Daher sollte das per-
sonliche Gespriach mit dem Leiter gefiihrt werden!

Lassen Sie sich die Abgabe der Dokumente auf den Kopien bestétigen, indem Sie sich einen
Eingangsstempel auf ein Schriftstiick geben lassen, das sie selbst mitbringen und auf dem
die einzelnen Vorfahren/eingereichte Dokumente (Auszug aus dem Geburtenregister etc.)
aufgefiihrt sind.

Nehmen Sie gute Freunde/Verwandte als Zeugen mit. Es bietet sich an, wenn mehrere Frauen
und Ménner gemeinsam ihre Antrége einreichen und sich diesen Vorgang gegenseitig bezeu-
gen!

Immer wieder kommt es vor, dals Antragssteller bei der Beantragung der ,Feststellung der
Staatsangehorigkeit® von der Behorde eine Erklarung zur Unterzeichnung vorgelegt bekom-
men! Zum Beispiel eine “Erklarung zum Antrag auf Ausstellung eines Staatsangehorigkeits-
ausweises”.
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Der Text der Erklarung lautet:

“Hiermit erklére ich ausdriicklich, dass ich keinen Antrag auf Erwerb einer frem-
den auslédndischen Staatsangehorigkeit gestellt habe. Ich habe auch auf Antrag
keine fremde Staatsangehorigkeit erworben und ein Verlust der deutschen Staats-
angehorigkeit ist daher nicht eingetreten.”

Der Begriff “Deutschland” ist im Jahre 1918 bei Ausrufung der Republik eingefiihrt worden.
Die Bundesstaaten gelten fiir die BRD als Ausland. Mit der Erklarung versucht die BRD
sicherzustellen, daf man nicht in den Rechtskreis von vor 1914 kommt.

Wir raten dringend davon ab, irgendeine Erklarung zu unterschreiben! Sollte man
bereits eine solche Erklarung unterschrieben haben, so schickt man die Willenserklarung (sie-
he unsere Internetseiten) mit dem zusétzlichen Hinweis auf den § 119 BGB “Anfechtung wegen
Irrtums” gerichtsfest per Telefax an das Einwohnermeldeamt und das Bundesverwaltungsamt

(BVA).

5.2.3. Schreibweisen von Vornamen und Familiennamen

Die Bedeutung der Grof-Kleinschreibung geht auf das romische Recht zurtick. Es pragt zum
grofsen Teil unser Rechtssystem. Das romische Rech kennt folgende Begriffe zur Anderung
oder Schmélerung des rechtlichen Status (capitis deminutio):

capitis deminutio minima als Wechsel in der Familienzugehorigkeit (Beispiel: Mlax Mus-
termann)

capitis deminutio media als Verlust des Biirgerrechts und der Familienzugehorigkeit (Bei-
spiel: Max MUSTERMANN)

capitis deminutio maxima als Verlust der Freiheit, des Biirgerrechts und Familienzugeho-
rigkeit (Beispie: MAX MUSTERMANN)

Wenn der Antrag auf Feststellung der deutschen Staatsangehorigkeit richtig gestellt wird, so
werden Vorname und Familienname jeweils in Grofs-Kleinbuchstaben geschrieben (Beispiel:
Max Mustermann), capitis deminutio minima. Man befindet sich dann in dem —von uns
gewollten— Rechtsstatus von vor 1914.

Die BRD-"Behorden” sind unseres Wissens nach angewiesen, den Ahnennachweis nur bis zum
Jahr 1938 zu bestétigen. Das Landratsamt Miinchen schreibt hierzu auf seiner Internetseite
(17.07.2015):

“Die Staatsangehdrigkeitsbehdrde priift im Regelfall, ob der Antragsteller bzw.
dessen Vorfahren zumindest seit 1938 immer als Deutsche behandelt wurden. Wa-
ren sie z. B. von Verinderungen staatlicher Hoheitsgebiete betroffen, welche beide
Weltkriege mit sich brachten, konnen weitergehende Priifungen erforderlich
sein.”

Wird der Ahnennachweis nur bis 1938 gefiihrt, so wird der Familienname auf dem Staats-
angehorigkeitsausweis in Grofbuchstaben geschrieben (Beispiel: Max MUSTERMANN).
Teilweise wird der Vermerk “Ausfithrungserlass zum StAG, RdErl. MIK vom 16.08.2010”
eingetragen. Das bedeutet, dafs der Staatsangehorigkeitsausweis nach BRD-Richtlinien aus-
gestellt wurde und man sich im Rechtskreis der BRD/ Handelsrecht befindet.
Staatsangehorigkeitsurkunden sind immer unbefristet!

61Nachzulesen u. a. im amerikanischen Rechtsworterbuch “Blacks Law Dictionary”.
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5.2.4. Rechte durch den Staatsangehorigkeitsausweis

Mit dem Besitz der richtigen Staatsangehorigkeitsurkunde (RuStAG 1913 4.1) und der Wil-
lenserklarung Angehériger eines Bundesstaates (im Rechtskreis von vor 1914) sein zu wollen,
begibt man sich zuriick in die Staatlichkeit. Hierdurch genieft man wichtige Rechte.

1. Es gilt das internationale deutsche Recht aus der Zeit von vor 1914 (HGB von 1897,
BGB von 1896 usw.)

2. Es gelten von der BRD ratifizierte internationale Vertriagd®s}

a) Das Protokoll Nr. 4 des Zusatzprotokolls der Européischen Menschenrechte

b) die Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. No-
vember 1950

c¢) der internationale Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte vom 19. Dezember
1966

d) das Ubereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder er-
niedrigende Behandlungen oder Strafe vom 10. Dezember 1984.

Das bedeutet u. a., dafy man eigentlich wegen Geldschulden nicht verhaftet wer-
den darf und sich vor Gericht selbst verteidigen kann. An dieser Stelle wird auch auf
den Einwohnermeldeamtregistereintrag (EMA) auf Seite [53| hingewiesen.

Das AuslG-VwV gibt Auskunft {iber die von der BRD verwalteten Bundesbiirger. Fiir Auslén-
der ohne Staatsangehorigkeit (staatenlose BRD-Mitglieder) gelten die internationalen volker-
rechtlichen und handelsrechtlichen Vertriigd®| nicht! Sie haben keinen Schutz vor Verhaftung
durch die BRD-"Behorden” bei Geldschulden.

Das Auslédndergesetz (AuslG-VwV) sieht vor, dalt jeder Bundesbiirger der sei-
ne Staatsangehorigkeit nicht mit einer Staatsangehorigkeitsurkunde nachweisen
kann, wie ein Auslander zu behandeln ist.

“1.2.1 Auslinder ist jede natiirliche Person, die weder die deutsche Staatsangehorigkeit besitzt
noch als Flichtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehorigkeit oder als dessen Fhegatte
oder Abkommling im Gebiet des Deutschen Reiches nach dem Stand vom 31. Dezember 1937
Aufnahme gefunden hat (Deutsche ohne deutsche Staatsangehirigkeit) oder diesen Status
durch Abstammung oder - bis 31. Mdrz 1953 - durch Eheschlieffung erworben hat.”

“1.2.83.1 Deutsche, die zugleich eine oder mehrere fremde Staatsangehdrigkeiten besitzen, sind
keine Auslinder i.5.d. Auslindergesetzes (inlindischer Mehrstaatler). Bestehen Zweifel, ob
jemand Deutscher ist, obliegt die Kldrung der Staatsangehorigkeitsbehirde. Bis zur Kldrung
ist er als Auslinder zu behandeln. Beruft sich ein Auslinder darauf, Deutscher
zu sein, hat er dies gemdfl § 70 Abs. 1 nachzuweisen (z. B. durch Staatsangeho-
rigkeitsurkunde).”

62siche das Schreiben “An alle POLIZEIbehérden der BRD-Verwaltung des Kreis Paderborn” im Anhang

(Seite

wie zum Beispiel die Européischen Menschenrechte, die Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten etc.

63
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5.3. Patientenverfiigung und Vorsorgevollmacht

Der Gemeindevorsteher der Gemeinde Neuhaus sollte im Jahr 2014 betreut bzw. entmiindigt
werden. Mit der Patientenverfiigung/Vorsorgevollmacht und dem “Gelben Schein” konnte die
Mafsnahme der BRD erfolgreich abgewehrt werden! Auf unseren Internetseiten bieten wir
dazu Vorlagen zum kostenlosen Herunterladen an.

Die BRD nutzt die drei “B’s”; Besteuern, Bestrafen und Betreuen! Daher ist es
wichtig nach dem Erhalt der Staatsangehorigkeitsurkunde eine Patientenverfiigung als deut-
scher Staatsangehoriger zu verfassen. Die Patientenverfiigung darf keine Verfiigungen oder
dhnliches (z. B. BGBEG) der BRD enthalten. Auch Notare arbeiten fiir das System der BRD.
Notarielle Bestatigungen sind daher nicht zielfiihrend, denn sie fiithren in das BRD-System.
Man sollte sich von einem (von der BRD anerkannten/ approbierten) Arzt die volle Ge-
schaftsfahigkeit und geistige Gesundheit bescheinigen lassen. Es empfiehlt sich, die Patien-
tenverfliigung gegeniiber dem Arzt nicht zu erwdhnen.

Sollte ein Schreiben eingehen das eine Betreuung ankiindigt, so geht man zum Amtsgericht
und fordert Akteneinsicht. Man ldft sich die Akten gegen Gebiihr photokopieren und legt
die Patientenverfiigung und Staatsangehorigkeitsurkunde zur Akte. Dies lafit man sich
schriftlich bestatigen. In der Regel wird die Akte vom Amtsgericht an die Stadt/ den
Kreis zur Priifung weitergereicht. Mit der richtigen Patientenverfiigung ist nach unserer
Erfahrung keine Betreuung moglich.

Damit die eigenen Beweismittel in einem Gerichtsprozess beriicksichtigt werden,
sollte man diese immer schon vor dem Prozess der Akte beifiigen. Andernfalls wer-
den sie oft nicht anerkannt, insbesondere dann, wenn man sich ohne Anwalt selbst verteidigt.

Ausfiillhilfe zur Patientenverfiigung und Vorsorgevollmacht

Auf jede Seite der Patientenverfiigung klebt man zur Sicherheit unten links zwei 2-Cent-
Briefmarken. Hiermit wird ein rechtlicher Bezug zum (sehr méchtigen) Weltpostverein herge-
stellt. Auf diese Marken wird das Datum und die Unterschrift geschrieben. Oben und unten
rechts auf jedem Blatt unterschreibt zusétzlich der Vollmachtgeber (also DU). Vordrucke
befinden sich auf unseren Internetseiten zum kostenlosen Herunterladen.

5.4. Personalausweis, Ausweis und Reisepass

Beweisen Personalausweis und Reisepass die deutsche Staatsangehorigkeit?
Das Landratsamt Miinchen schreibt auf seiner Internetseite (am 17.07.2015):

“Zum verbindlichen Nachweis {iber den Besitz der deutschen Staatsangehorig-
keit wird auf Antrag ein Staatsangehorigkeitsausweis ausgestellt. Reisepass und
Personalausweis sind dagegen keine sicheren Nachweise fiir den Besitz der deut-
schen Staatsangehorigkeit.”

Im Personalausweisgesetz wird explizit auf juristische und natirliche Personen (§ 1 BGB
von 1896) hingewiesen. De facto besitzt die juristische Person keine Rechte, da sie keine
Staatsangehorigkeit besitzt.
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§ 28 Antrag - Personalausweisverordnung (PAuswV)

(1) Um das Vorliegen der Voraussetzungen des § 21 Absatz 2 Satz 1 des Personalausweisge-
setzes iiberpriifen zu konnen, muss ein Antrag nach § 21 Absatz 1 Satz 1 des Personalaus-
weisgesetzes enthalten:

1. Angaben zur Identitéatsfeststellung von juristischen und natiirlichen Personen; bei nattir-
lichen Personen sind dies insbesondere der Familienname, die Vornamen, der Tag und
der Ort der Geburt sowie die Anschrift der Hauptwohnung; bei juristischen Personen
sind diese insbesondere der Name, die Anschrift des Sitzes, die Rechtsform und die Be-
vollméchtigten; auerdem ist in diesem Fall eine Kopie des Handelsregisterauszugs oder der
Errichtungsurkunde beizulegen... [

%http://www.gesetze-im-internet.de/pauswv,/  28.html

Die Bedeutung der Grofs-Kleinschreibung geht auf das rémische Recht zuriick, welches zum
grofen Teil unser Rechtssystem prigt. Das romische Recht kennt folgende Begriffe zur An-
derung oder Schmaélerung des rechtlichen Status (capitis deminutio):

capitis deminutio minima als Wechsel in der Familienzugehorigkeit (Beispiel: Max Mus-
termann)

capitis deminutio media als Verlust des Biirgerrechts und der Familienzugehorigkeit (Bei-
spiel: Max MUSTERMANN)

capitis deminutio maxima als Verlust der Freiheit, des Biirgerrechts und Familienzugeho-
rigkeit (Beispie: MAX MUSTERMANN)

Bitte priifen Sie ihren Personalausweis, Reisepass und ihre Staatsangehorigkeitsurkunde, um
sich selbst ein Bild iiber ihren Rechtsstatus zu machen.

Personalausweise sind Vertrage mit eingeschrankten Rechten. Man wandelt sich dadurch
selbst in eine juristische Person um. Thre Rechte sind stark beschrinkt. Sie kann nach den
Regeln des Handelsrechts abgefertigt und gepliindert werden.

Kurz zum geschichtlichen Hintergrund: Im alten Rom kam ein Senator auf die Idee, die Skla-
ven genauso einzukleiden wie den Rest der Bevolkerung. Dadurch konnten sie sich gegenseitig
nicht als Sklaven erkennen, und nicht wissen wie viele sie sind. Aber sie mussten ihre Namen
in Groftbuchstaben schreiben, und so konnte man unterscheiden, wer Sklave war und wer frei
war.

Die Alliierten haben eine generelle Ausweis- und Meldepflicht angeordnet. Seit 1990 wurde
verordnet, daf man nur noch “etnen Ausweis” besitzen muss. Da seit dem Zwei-plus-Vier-
Vertrag zwei Rechtskreise (Handelsrecht/ Staatsrecht) moglich sind, mussten die Alliierten
ihre Anweisung an die BRD &dndern. Konkret wurde die Personalausweispflicht in
eine allgemeine Ausweispflicht umgewandelt. Es besteht keine Pflicht, einen Ausweis
mitzufiihren!

§ 1 Ausweispflicht; Ausweisrecht Abs. 1

(1) Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes sind verpflichtet, einen
Ausweis zu besitzen, sobald sie 16 Jahre alt sind und der allgemeinen Meldepflicht unter-
liegen oder, ohne ihr zu unterliegen, sich tiberwiegend in Deutschland aufhalten. |...]

Personalausweisgesetz - PAuswG
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Seri D19640831EMO001
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 722000129

Carte d'identité personnelle |

Personal identity card = PERSONAL Name/ Sumame/Nom
— e ,ﬁ_‘@ MUSTERMANN
amilienname und Geburtsname " Y
Family name | Nom de famille N = GEB. GABLER
- =D ERTKA
Vornamen | Given names | Prénoms b o i/ E mw Staats Srigkoit/ Nationaiity/
= / \ o Nationalite
PIN 12.08.1964 [DEUTSCH
Ort der Geburt | Place of birth | Lieu de naissance ' e e
Berlin WY 2 BERLIN
Tag der Geburt | Date of birth | Date de naissance R 3
N o Tled
12. August 1964 31.10.2020 938568
Staatsangehdrigkeit | Nationality | Nationalité mmmmm
Koénigreich PreuBen erika a.d.F. mustermani.
Giiltig bis | Date of expiry | Date d' expiration
31.10.2020 Unterschrift des Inhabers / der Inhaberin W’I
LA L Signature of bearer | Signature de la titulaire / du titulaire

Bild 10: Ausweis (Staatsrecht) gegeniiber Personalausweis (Handelsrecht)

Um der Ausweispflicht der Alliierten zu geniigen, gibt es mehrere Moglichkeiten:

1. Ausweis, der durch die Gemeinde als Gebietskorperschaft ausgestellt wird (eine Vorlage
wird reaktivierten Gemeinden zur Verfiigung gestellt).

2. Ausweisen durch den griinen (vorldufigen) Reisepass (dieser wird auch bendtigt, wenn
man nach dem Schengener Abkommen unser Land verlassen will).

3. der Fiihrerschein (nach eigener Erfahrung).

Wir in der Gemeinde Neuhaus nutzen den Ausweis der Gemeinde im Inland. Im Gegensatz
zum BRD-Reisepass weisen unsere Ausweise den richtigen Rechtsstatus aus (bspw. Famili-
enname, Grofk- und Kleinschreibung, die korrekte Staatsangehorigkeit).

Auslandsreisen werden bspw. iiber das Schengener Abkommen (Handelsrecht) geregelt. Mit
dem Ausweis ist nach unserer Erfahrung keine Einreise nach Grofsbritannien moglich. Fiir
Auslandsreisen benutzen wir daher den griinen Reisepass.

Abgabe des Bundespersonalausweises (BPA)

Der Bundespersonalausweis stellt einen Handelsvertrag dar. Es ist wichtig zu wis-
sen, dak dieses Dokument Eigentum der Bundesrepublik Deutschland (Bundesdruckerei) ist
und nicht dem Ausweisinhaber gehort. Mutwilliges Beschédigen kann hohe Geldstrafen nach
sich ziehen. Der BPA besitzt eine Entwertungsecke die sich oben rechts auf der Vorderseite
befindet. Wenn diese Ecke fehlt, so ist der Ausweis ungiiltig und muss eingezogen’] werden.
Hinweis: Wenn der BPA durch ein Kind oder ohne Vorsatz beschidigt/ entwertet
wurde oder abgelauferﬁ ist, so ist der Ausweisinhaber rechtlich auf der sicheren
Seite. Lassen Sie sich die Abgabe des Personalausweises schriftlich bestatigen. Sie
konnen sich dabei auf den § 29 “Sicherstellung und Einziehung” des Personalausweisgesetzes
(PAuswQ) berufen : ”(3) Eine Sicherstellung oder Einziehung ist schriftlich zu bestatigen.”

Theoretisch kann der Personalausweis auch wegen “Ungiiltigkeit” zuriickgegeben werden.
Der § 29 des Personalausweisgesetz (PAuswG) im ersten Absatz “Ein Ausweis ist ungiiltig,

64http: / /www.gesetze-im-internet.de/pauswg/  29.html
65siehe PAuswG) § 28 Ungiiltigkeit: “(1) Ein Ausweis ist ungiiltig, wenn [. . .| die Giiltigkeitsdauer abgelaufen
ist [...]7
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wenn |. .. | Eintragungen nach diesem Gesetz fehlen oder —mit Ausnahme der Angaben tiber
die Anschrift oder Gréfse— unzutreffend sind, |...]"

§5 Ausweismuster; gespeicherte Daten (1) Ausweise sind nach einheitlichen Mustern auszu-
stellen. (2) Der Personalausweis enthélt neben der Angabe der ausstellenden Behorde, dem
Tag der Ausstellung,

dem letzten Tag der Giltigkeitsdauer, der Zugangsnum- mer und den in Absatz 4 Satz 2
genannten Daten aus- schlielich folgende sichtbar aufgebrachte Angaben iiber den Ausweis-
inhaber:

In der Regel 16st die Begriindung “unzutreffende Eintragung” erfolglose Diskussionen mit
den Sachbearbeitern aus. Diese sind den BPA gewohnt, da sie ihn téglich ausgeben und
vielleicht schon tausendfach ausgegeben haben. Sie kénnen sich nur schwer vorstellen, daf die
Bundesdruckerei versehentlich solche gravierenden Fehler machen konnte. Eine absichtliche
und systematische Téuschung mittels falscher Begriffe ist ihnen wahrscheinlich gar nicht
vermittelbar.

Es besteht keine Ausweis-Mitfiihr-Pflicht! Wer aber keinen Ausweis mitfiihrt, der muss
damit rechnen, daf die POLIZEI eine erkennungsdienstliche Uberpriifung durchfithren wird.
Befindet man sich im Heimatort, so wird man ggf. POLIZEIlich nach Hause begleitet, um
dort seinen Ausweis vorzulegen. Wer seine Originaldokumente (Ausweis, Pass, Fiihrerschein)
sicher verwahren mochte, der kann notariell beglaubigte Kopien mitfiihren.

Besorgen des vorldufigen (griinen) Reisepasses

Der rote Reisepass ist der Pass der BRD. Schaut man ihn sich genauer an, so erkennt man,
dafs auf der Vorderseite “Européische Union” und erst zweitrangig “Bundesrepublik Deutsch-
land” steht. Rechtlich ist es so, dafs das erstgenannte hoherrangig ist. Somit ist man mit
dem roten Reisepass ein EU-"Biirger” bzw. EU-"Staatsangehoriger” Da die EU jedoch im
Handelsrecht / Vereinsrecht arbeitet, kann sie keine Staatsangehorigkeit vergeben!

O roter Reisepass = nicht souverdanes Land
O griiner Reisepass = besetztes Land
O blauer Reisepass = souveraner Staat

Im Gegensatz zum roten Reisepass wird der vorldufige (griine) Reisepass von der Gemein-
de (im Handelsrecht) vor Ort ausgestellt. Sie tut dies im Auftrag der Alliierten. Auf der
Vorderseite des vorlaufigen Reisepasses steht “Bundesrepublik Deutschland” als direktes Ver-
waltungskonstrukt der Alliierten. Ein weiterer wesentlicher Unterschied zwischen rotem und
griinem Reisepass sind die Hoheitszeichen (Adler) auf der Vorderseite und auf den Innen-
seiten.

O roter Reisepass: aufen Adler mit sechs Federn pro Schwinge und innen Phantasie-
Adler mit sieben Federn pro Schwinge. Die Adler der verschiedenen Bundes’behérden”
unterscheiden sich u. a. in der Anzahl ihrer Federn.

O griiner Reisepass hat auflen wie innen sechs Federn pro Schwinge (Deutsches
Reich vor 1914).
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DEUTSCHLAND

i

REISEPASS

Bild 11: Vorlaufiger griiner Reisepafs

Wer den griinen Reisepass beantragt, der geht unseres Wissens nach keinen Vertrag mit der
Firma BRD ein. Die Alliierten sind verpflichtet uns nach der HLKO ein Reisedokument zur
Verfiigung zu stellen.

Die reaktivierten Gemeinden sind aktuell zwar organisiert, jedoch bisher noch nicht ge-
schaftsfahig. Geschiftsfihig sind diese erst, wenn mehr als die Hélfte der wahlberechtig-
ten Gemeindemitglieder/ deutschen Staatsangehorigen ihren Wohnsitz (nach Art. 7 BGB
von 1896) in der reaktivierten Gemeinde begriinden. Daher sind die Verwaltungsorgane der
Alliierten weiterhin verpflichtet, organisierten Gemeindemitgliedern den vorldufigen griinen
Reisepass auszustellen.

Die BRD-"Behérden” versuchen, die Ausstellung des vorldufigen Reisepasses zu behindern.
In der Regel wird dem Antragsteller der Expresspass angeboten der innerhalb von zwei bis
drei Tagen erhéltlich ist.

Um den griinen Reisepass zu erhalten ist in der Regel folgende Begriindung erfolgreich:
1. Es ist zwingend notwendig, daf man ihn dringend (am néichsten Tag) benotigt.

2. Reise in ein Land auflerhalb der EU, da Reisen innerhalb der EU auch mittels
Personalausweis moglich sind.

3. Die Reise sollte mit dem Awuto geplant sein, da bei Flugreisen die Flugbelege verlangt
werden. Beispielsweise ist Russland ein schénes Land, das mit dem Auto am ndchsten
Tag erreichbar ist.

5.5. Kiindigen der handelsrechtlichen Vertrage der BRD

Wollen Sie Thre Rechte zuriick? Sind Sie bereit sich dafiir vom Betreuungssystem “BRD” zu
trennen?

Falls ja, so bieten wir IThnen nachfolgend eine Anleitung: Die richtige Trennung von der
Nichtregierungsorganisation BRD.

O Beantragen Sie den Staatsangehdrigkeitsausweis beim Auslanderamt des jeweiligen Ein-
wohneramtes. Damit ist bestéatigt, dafs man deutsche Wurzeln hat.
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Im Antragsformular ist bei der Staatsangehorigkeit der jeweilige Bundes-
staaty und “RuStAG 1913 4.1” einzutragen. Das Antragsformular wird ausgefiillt
und davon eine Kopie erstellt. Da sie uns als Nachweis dienen soll, lassen wir sie mit
Ort und Datum versehen und unterschreiben oder mit einem Eingangsstempel verse-
hen. Auch hier sind Zeugen die den Vorgang schriftlich bestatigen von Vorteil.

Der Staatsangehorigkeitsausweis enthélt immer den Passus “ist deutscher Staatsan-
gehoriger”. Mit ihm wird lediglich Bezug auf das RuStAG genommen. In welchem
Rechtskreis man sich befindet wird durch die Schreibweise von Name und Familienna-
me definiert. Diese héngt wiederum vom Ausfiillen des Antrages ab. Durch richtiges
Beantragen bekommt man bestétigt, dalk man die Staatsangehorigkeit des jeweiligen
Bundesstaates besitzt (z. B. die vom Konigreich Preufsen).

Seit dem 22.07.1913 hief es: "Deutscher ist, wer die Staatsangehorigkeit in einem
Bundesstaat (§§ 3 bis 32) oder die unmittelbare Reichsangehorigkeit (§§ 3 bis 35) be-
sitzt. "

Damit kann die BRD die Bundesstaatsangehorigkeit (Rechtskreis von vor 1914) oder
die Reichsangehorigkeit (Rechtskreis nach dem WK I) bestétigen.

Kann man die Abstammung nach RuStAG nicht nachweisen, dann steht auf der Staats-
angehorigkeitsurkunde in der Zeile “Dieser Ausweis gilt bis zum” der Hinweis auf das
StAG der BRD. Damit wird der Rechtskreis nach 1945 bestétigt.

Die BRD-"Behorden” kénnen nur die Staatsangehorigkeit im Auftrag der Alliierten be-
statigen. Die Staatsangehorigkeitsurkunde ist quasi eine Quittung dariiber, daf die
Unterlagen zum Ahnennachweis bis vor 1914 vorgelegt wurden. Die BRD-"Beho6rden”
konnen keine Staatsangehorigkeit vergeben.

Schicken oder bringen Sie den Personalausweis entwertet zum Einwohnermeldeamt zu-
riick. Lassen Sie sich die Riickgabe schriftlich bestatigen.

Kiindigen Sie Ihr Personalkonto beim Einwohnermeldeamt und der Landesregierung/
dem Regierungsprasidenten.

Geben Sie immer die richtige Meldeadresse an, d. h. die der staatlichen Gemeinde bzw.
Stadt. Wenn Sie stattdessen ihren Wohnsitz in einer BRD-Gemeinde angeben, so gehen
Sie ggf. einen neuen Vertrag mit der BRD ein.

Ein deutscher Staatsangehoriger (natiirliche Person nach § 1 BGB) der im Besitz eines Staats-
angehorigkeitsausweis ist, kann mit Hinweis auf § 119 BGB “Anfechtung wegen Irr-
tums” eine handelsrechtliche Kiindigung bei der BRD vornehmen. Die Alliierten und die
Bediensteten der BRD haben durch eine Tauschung —spétestens seit 1990- die Menschen in
Deutschland in die Staatenlosigkeit gefiithrt. Dieser rechtswirksame Hinweis ist aufer-
ordentlich wichtig und gehort in jedes Kiindigungsschreiben an die BRD.

66

wie zum Beispiel “Konigreich Preufien”.
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(1) Wer bei der Abgabe einer Willenserklarung {iber deren Inhalt im Irrtume war oder eine
Erklarung dieses Inhaltes iiberhaupt nicht abgeben wollte, kann die Erklarung anfechten,
wenn anzunehmen ist, daft er sie bei Kenntnis der Sachlage und bei verstédndlicher Wiirdigung
des Falles nicht abgegeben haben wiirde.

(2) Als Irrtum iiber den Inhalt der Erklarung gilt auch der Irrtum tiber solche Eigenschaften
der Person oder Sache, die im Verkehr als wesentlich gelten.

§ 119 BGB (Anfechtung wegen Irrtum)

Das Personalkonto wird beim Einwohnermeldeamt (bei der fiir die Deutsche Frage zustén-
digen Person), beim Biirgermeister (dem Geschéftsfithrer der Firma der BRD-Gemeinde und
dem Innenministerium (bei der fiir die Deutsche Frage zustédndigen Person) des jeweiligen
Bundeslandes gerichtsfest per Telefax gekiindigt. Ein Musterschreiben fiir eine “Kiindi-
gung im Handelsrecht” kann auf der Internetseite der Gemeinde Neuhaus heruntergeladen
werden.

Eine dhnliche Art der Kiindigung ist auch bei der Finanzbehorde notwendig. Dort kiindigt
man die eigene Steuernummer.

Die Kirchen sind mit dem Staatswesen seit vielen Jahrhunderten verwoben. Unter Bismarck
gab es den sogenannten Kulturkampf (Religionskrieg). Bismarck wollte uns aus der sogenann-
ten Lehnsherrschaft des Vatikan befreien.

Was viele nicht wissen: es geniigt nicht, den “Kirchenaustritt” nur beim Amtsgericht anzu-
zeigen. Er ist auch gegeniiber der Kirche mitzuteilen. Bei der katholischen Kirche ist
dazu der Generalvikar/ Bischof und bei der evangelischen Kirche der Superintendent anzu-
schreiben. Gekiindigt wird laut Taufschein mit dem Taufdatum und dem Ort der
Taufe.

Bei jeder Kiindigung ist auf den § 119 BGB hinzuweisen!

5.6. Erklaren des Willens als deutscher Staatsangehoriger

Im Grundgesetz Art. 116 Abs. 2 steht hierzu: “Sie gelten als nicht ausgebiirgert, sofern sie
nach dem 8. Mai 1945 ihren Wohnsitz in Deutschland genommen haben und nicht einen
entgegengesetzten Willen zum Ausdruck gebracht haben.”

Deshalb empfiehlt es sich, eine Willenserklarung an die UNO, die fiinf Alliierten und die
“Behorden” der BRD abzugeben. Eine Vorlage finden Sie auf der Internetseite der Gemeinde
Neuhaus (in der Rubrik “Dateien”).

5.7. Reaktivieren einer Gemeinde

Die Reststaatlichkeit/ Rechtsféhigkeit der Ur-Gemeinden und der Bundesstaaten mit seinen
Organen war und ist immer existent.

Seit dem Zwei-plus-Vier-Vertrag konnen in diesem Land zwei Rechtskreise
bestehen: Handels- und Staatsrecht.

Erstens der Rechtskreis der Verwaltung der Alliierten (zur Besetzung nach dem Ersten
Weltkrieg) die EU-BRD-Verwaltung und zweitens der Rechtskreis der Staatlichkeit aus der
Zeit von vor 1914. Den Rechtskreis der Staatlichkeit kann der Souverén als Staatsangehoriger
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eines Bundesstaates’’| durch Reaktivierung der Gemeinde aus der Zeit vor 1914 schaffen. Das
hat die Gemeinde Neuhaus i. W./ Amt Neuhaus i. W. im April 2013 allen Alliierten der UNO
und allen “Behorden” der handelsrechtlich organisierten BRD mitgeteilt.

Die Besatzung des Jahres 1945 wurde aufgehoben, nicht aber die Besatzung des
Jahres 1918.

Deshalb gibt es jetzt zwei Rechtskreise. Die BRD-"Behorden” verwalten deren freiwillige
Mitglieder und der Souverdn mit der jeweiligen Bundesstaatsangehorigkeit hat die Mog-
lichkeit, sich selbst iiber die reaktivierte Gemeinde zu verwalten.

Artikel 7 des Zwei-plus-Vier-Vertraged™| von 1990:

(1) ,Die Franzdsische Republik, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, das Vereinigte
Konigreich Grofibritannien und Nordirland und die Vereinigten Staaten von Amerika beenden
hiermit ihre Rechte und Verantwortlichkeiten in Bezug auf Berlin und Deutschland als
Ganzes. Als Ergebnis werden die entsprechenden, damit zusammenhdngenden vierseitigen
Vereinbarungen, Beschliisse und Praktiken beendet und alle entsprechenden Einrichtungen

der Vier Mdchte aufgeldst.“[|

Wer eine Gemeinde reaktivieren will sollte sich zunéchst iiber die Ur-Gemeinde informieren.
Im Internet gibt es dazu Seiten. Im néchsten Schritt informiert man sich iiber die urspriing-
lichen Gemeindegrenzen bspw. beim Katasteramt/ Landesarchiv. Es ist empfehlenswert, die
Reaktivierung der Gemeinde nicht zu erwidhnen und stattdessen ein Geschichtsinteresse vor-
zugeben: Erstellung einer Chronik, die Griindung eines Heimatvereines oder dhnliches.

Um eine Gemeinde reaktivieren zu kénnen, ist eine bestimmte Anzahl Deutscher
Staatsangehoriger erforderlich. Diese Frauen und Méanner miissen nicht zwangs-
laufig im Besitz der Staatsangehorigkeitsurkunde sein, sie wird jedoch dringend
empfohlen. Es geniigt, die deutsche Abstammung bis vor 1914 nach RuStAG 1913
4.1 nachweisen zu konnen. Die Staatsangehorigkeit ist stets vorhanden, sie wird jedoch
durch die BRD-Zugehorigkeit iiberdeckt. Die Gemeinde kann nur deutsche Staatsangehdrige
schiitzen die

O im Besitz der Staatsangehorigkeitsurkunde sind,

O sich handelsrechtlich von der BRD getrennt haben,

O bei der Firmengemeinde der BRD abgemeldet sind und

O ihren Wohnsitz nach Art. 7 BGB von 1896 in der reaktivierten Gemeinde begriinden

Gemeinden mit weniger als 1.500 Einwohnern (in der reaktivierten Gemeinde) bendtigen
in der Regel einen Gemeindevorstand und sechs Gemeinderatsmitglieder (mindestens drei,
aber hochstens zwolf Gemeinderatsmitglieder). Es ist empfehlenswert, dafs mindestens
sechs bis acht Personen die staatliche Ur-Gemeinde reaktivieren. Diese miissen
dort ihren Wohnsitz nehmen. Eine unzureichende Zahl von Gemeindemitgliedern
wiirde die Gemeinde durch die BRD angreifbar machen! Wer eine Immobilie oder
Wohnung besitzt, der kann in dieser einigen Auswartigen einen Wohnsitz geben.

67wie z. B. das Kgr. Preufen.

58http://dpvm.me/wp-content /uploads/2014 /05 / VertragstextOriginal. pdf
89Der Zwei-plus-Vier-Vertrag regelt und beendet die handelsrechtliche Besetzung des Jahres 1945 von
Deutschland (31.12.1937) nicht aber die Besetzung des Jahres 1918.
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Fiir die reaktivierten Gemeinden sind die preufischen Gesetze und die jeweiligen Landge-
meindeordnungen bindend. Diese Dokumente sollten bei der Reaktivierung vorliegen. Infor-
mationen zur Gemeinde-Ordnung fiir den preufsischen Staat liefert u. a. folgender Wikipedia-

Artikel™]

vom Handelsrecht
der BRD durch eine

Gemeindeaktivierung

Gemeindeaktivierung und Weltfrieden

Bild 12: Video “Gemeindeaktivierung und Weltfrieden”

Aus unserer Erfahrung heraus wurden Nachbargemeinden vom BRD-System “angegriffen”,
indem ihnen zum Beispiel Amts- oder Titelmissbrauch vorgeworfen wurde. Ein Vorsteher
einer befreundeten Gemeinde erhielt bspw. ein Schreiben von der POLIZEI. In diesem wurde
ihm zur Last gelegt, dak er sich rechtswidrig “Gemeindevorsteher” nennt. Dieser Vorwurf
konnte mit einem erkldrenden Schreiben entkriftet werden. Die Firma “Staatsanwaltschaft
Bielefeld” hat das Verfahren nach ca. zwei Wochen eingestellt.

Wichtig: Die Einladung der Firma “POLIZEI” ist ein Angebot das ignoriert werden soll-
te. Statt dessen sollte man nur schriftlich darauf antworten. Wére der Gemeindevorsteher —
wie aufgefordert — zur Firma “POLIZEI” gegangen, so hétte er das Angebot (Handelsrecht
= Vertragsverhéltnis) angenommen und hétte sich selbst zum “Beschuldigten” gemacht, so-
wie sich freiwillig ins Strafrecht begeben! “Beschuldigter” bedeutet Strafrecht, so daf}
schiarfere Bedingungen als im Zivilrecht gelten!

Eine Kurzanleitung namens “Gemeindeaktivierung und Weltfrieden” zeigt unser folgendes

Vided™

"Ohttps://de.wikipedia.org/wiki/Gemeinde-Ordnung _fiir den_Preufischen Staat
"https: / /www.youtube.com /watch?v=UeniO41W _Bo
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Amt Neuhaus / Westfalen
Gemeinde Neuhaus / Westfalen

Geindebiiro: [Strae und Haus-Nr.]

Postfach 6220

[33104] Neuhaus i. W. Gebietskorperschaft
Kgr. Preufien mit der Verfassung von 1850
PreuBlische Provinz Westfalen

Telefon: [Telefonnummer]

ePost: [eMail-Adresse]

Amt - Gemeinde Neuhaus / Westfalen, Postfach 6220, [33104] Neuhaus in Westfalen

Der Briefkopf der Gemeinde Neuhaus i. W. ist folgendermafen aufgebaut. Oben links ist das
Wappen der Ur-Gemeinde und oben rechts das Wappen des Kgr. Preufsen abgebildet.
Folgende Seite zeigt die Reaktivierungsurkunde der Gemeinde Neuhaus i. W. aus dem Jah-
re 2013. Eine Checkliste zur Gemeindereaktivierung finden Sie auf der Internetseitd™] der
Gemeinde Neuhaus.

https://www.gemeinde-neuhaus.de
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Gemeinde Neuhaus (PreuBlische Provinz Westfalen) Neuhaus, den 8. April 2013

Herrn

Botschafter der Franzdsischen Republik
Bernard de Montferrand

Franzosische Botschaft in Deutschland
Pariser Platz 5

10117 Berlin
per FAX: (030) 5900 39 110

Sehr geehrter Herr Botschafter Bernard de Montferrand,

ich setze Sie hiermit in Kenntnis, dass die Gemeinde Neuhaus (ab 1036) in der PreuBischen Provinz
Westfalen nach der Gemeindeordnung fiir die Provinz Westfalen vom 19.03.1856 von PreuBischen
Staatsangehdrigen bewohnt wird und aktiv ist.

Laut Haager Landkriegsordnung (HLKO) von 1907 ist es laut Artikel 43 untersagt neue Lander, Stédte oder
Gesetze anzuordnen. Die Namensédnderung im Jahr 1957 in Schlofs Neuhaus und die Eingemeindung — durch
»Nordrhein Westfalen — am 1. Januar 1975 widersprechen dem giiltigen Volkerrecht, stellen ein
Kriegsverbrechen dar und sind somit nichtig. Wir erinnern Sie auch an den Befehl Nr. 46 der Alliierten
Hohen Kommission der 1955 von der UDSSR aufgehoben wurde.

Inwohner der Gemeinde Neuhaus sind freie Ménner und Frauen und Staatsangehorige des Konigreich
Preufens.

Durch das staatliche Prinzip der Subsidiaritdt im Konigreich Preuflen konnte der Staat nach der Verfassung
PreuBlens von 1848/1850 kaum noch in die Belange der Gemeinden eingreifen.

Wir aktivieren die PreuBische Verfassung von 1850. Das Konigreich Preu3en ist damit wieder aktiv.
(Artikel 10 — Der biirgerliche Tod und die Strafe der Vermdgenseinziehung finden nicht statt.)

Die Gemeinde Neuhaus in Westfalen, als Einheit des Bundesstaates Konigreich Preuflen
(Westfilische Provinz) und des Deutschen Reiches vor 1914 — nach der Verfassung von 1871 —
erklirt der Franzosischen Republik unilateral den Frieden.

Wir fordern Sie im Namen der Menschlichkeit nach 68 Jahren auf, auch uns den Frieden zu
erkliren.

Wir fordern Sie auf, als Besatzungsmacht iiber das Deutsche Reich dafiir Sorge zu tragen, dass die
NGO/Company ,,Bundesrepublik Deutschland“ keine Angehorige der Bundesstaaten / Deutsches Reich
pliindert oder deren Eigentum einzieht. Sie verstolen damit gegen geltendes Volkerrecht (HLKO Artikel
43,46,47 )

Gemeindevorsteher
[Vorname] aus dem Hause [Familienname]



Die Reaktivierungsurkunde wird nur vom Gemeindevorsteher unterschrieben.
Sie wird per Telefax an die Alliierten, die UNO und die “Behérden” der BRD versandt. Die
Adressen und Telefax-Nummern finden Sie auf unseren Internetseiten. Sollten sich Teile diese
Daten veradndert haben, so bitten wir um eine kurze Information.

Bei der BRD werden folgende “Behorden” angeschrieben: Bundeskanzleramt, Bundesprasi-
dialamt, der Ministerpréasident des jeweiligen Bundeslandes, der Kreis, der Biirger und der
Leiter des Einwohnermeldeamtes der Gemeinde oder der Stadt, das Amtsgericht/ Landge-
richt/ Finanzgericht, die leitende POLIZEIdienststelle und die Finanzbehorde.

Die Reaktivierungsurkunde wird nicht veroffentlicht und bleibt im Besitz des
Gemeindevorstehers! Der Gemeinderat der Gemeinde Neuhaus kommuniziert im Innen-
verhéltnis nur miindlich! Nur nach aufen hin wird schriftlich kommuniziert.

Die Gemeindereaktivierung ist ein moglicher Weg zuriick zu souverianen Bun-
desstaaten und zum Friedensvertrag. Es ist nach unserem Wissensstand die ein-
fachste und damit realistischste Losung, da sie in kleinen Schritten und von unten
nach oben die Staatlichkeit wieder aufbaut.

Wichtig: Es wird dringend empfohlen die Gemeindereaktivierung offentlich zu ma-
chen. Nur so konnen unwirksame Mehrfachreaktivierungen vermieden werden. Leider
gibt es Gruppen die ihre Reaktivierung ,,geheim halten. Dadurch entsteht eine Rechtsun-
sicherheit. Sie kann unabsehbare Folgen haben. Die Gemeinde Neuhaus, das NESTAG und
weitere aktive Gruppen erkennen nur 6ffentlich bekannt gemachte Gemeinden an. Bitte nutzt
bspw. die Liste auf www.reaktiviert.de. Diese darf frei genutzt, erweitert und veroffentlicht
werden.

Wichtig: In der letzten Zeit wurden einige Amtsvorsteher wegen “Amts- und Titelmifsbrauch”
von der POLIZEI angeschrieben. Die Gemeinde selbst kann von der BRD aus dem Han-
delsrecht angegriffen werden. Auf keinen Fall sollte man der Vorladung nachkommen. Wer
freiwillig bei der POLIZEI vorstellig wird, geht einen Vertrag ein und ist Beschuldigter im
Strafrecht!

Vor einigen Monaten wurde der Vorsteher einer Nachbargemeinde vorgeladen. Wir haben
mit ihm zusammen ein Schreiben verfasst. Dieses hat er an die zustédndige POLIZEI-Firma
gerichtsfest per Telefax geschickt.

Zwei Wochen spéater hat die Staatsanwaltschaft Bielefeld das Verfahren eingestellt. Dieses
Musterschreiben ist auf der Seite www.nestag.de unter Dateien (Abschnitt “Gemeindereakti-
vierung”) abrufbar. Dort ist auch eine Checkliste zur Gemeindereaktivierung hinterlegt.
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5.8. Abmelden von der BRD-Gemeinde (im Handelsrecht)

Die Abmeldung von der BRD-Gemeinde ist personlich beim Einwohnermelde’amt” vorzu-
nehmen. Eine Abmeldung per Brief oder Telefax wird ggf. nicht akzeptiert. Nur
wer sich personlich abmeldet bekommt die Abmeldungsurkunde (den Entlas-
sungsschein). In diesem Fall unterschreibt man zum letzten Mal bei den “Behorden” der
BRD die Abmeldung.

Uns ist ein Haftbefehl “zugespielt” worden auf dem der Vermerk “EMA: Positiv” gestempelt
ist. In diesem Fall war nur eine Abmeldung per Telefax erfolgt. Fir abgemeldete juristi-
sche Personen ist daher wichtig, daf$ der EMA-Vermerk negativ ist! Im Idealfall
lafst man sich den negativen Eintrag schriftlich bestdtigen.

Wichtig: Das EMA-Register (Einwohnermeldeamtregistereintrag) entscheidet
iiber die abgemeldete juristische Person und damit iiber den Status eines Staats-
angehorigen der Bundesstaaten! (Apolid=Staatenloser oder Staatsangehériger). Durch
die Abmeldung der eigenen juristischen Person von der BRD-Gemeinde wird diese aus dem
handelsrechtlichen Vertrag genommen. Bildlich: Man nimmt seine Spielfigur vom Spielbrett.

In der Regel wird die Abmeldung mit folgender Begriindung abgelehnt: Die Abmeldung wird
von jener BRD-Gemeinde vorgenommen, bei der man sich neu anmelden wird (in die man
umziehen will). Deshalb ist die Abmeldung mit einer Auswanderung oder einer lingeren
(Welt)Reise zu begriinden. Es ist wichtig, sich die Abmeldung schriftlich mittels
Abmeldungsurkunde bestitigen zu lassen! Sollte eine Postadresse gefordert wer-
den, so gibt man die Adresse der reaktivierten Gemeinde an.

Laut Meldepflicht der Alliierten (die auch fiir deutsche Staatsangehorige gilt) wird man
in der Regel “von Amts wegen” wieder angemeldet (bei der BRD-Gemeinde in der man zuletzt
“wohnhaft” war). Deutsche Staatsangehorige, die ihren Wohnsitz nach Art. 7 BGB von 1896
in der reaktivierten Gemeinde begriinden, erfiillen die Meldepflicht.

Sollte trotzdem der Versuch der Zwangsanmeldung (wieder in der BRD-Gemeinde) vor-
genommen werden, so sollte die reaktivierte Gemeinde darauf reagieren, indem sie auf den
Rechtsstatus schriftlich hinweist.

Zwei BRD-Verordnungen sind bzgl. der Abmeldung interessant.

Das Einfiihrungsgesetz BGB Art. 5 Personalstatut:

“(1) Wird auf das Recht des Staates verwiesen, dem eine Person angehort, und
gehort sie mehreren Staaten an, so ist das Recht desjenigen dieser Staaten anzu-
wenden, mit dem die Person am engsten verbunden ist, insbesondere durch ihren
gewohnlichen Aufenthalt oder durch den Verlauf ihres Lebens. Ist die Person
auch Deutscher, so geht diese Rechtsstellung vor.”

Und Art. 6 Offentliche Ordnung (ordre public):

“Fine Rechtsnorm eines anderen Staates ist nicht anzuwenden, wenn
thre Anwendung zu einem Ergebnis fiihrt, das mit wesentlichen Grundsdtzen des
deutschen Rechts offensichtlich unvereinbar ist. Sie ist insbesondere nicht anzu-
wenden, wenn die Anwendung mit den Grundrechten unvereinbar ist.”
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5.9. Anmeldung bei einer reaktivierten Gemeinde

Die reaktivierte Gemeinde bestétigt dem Gemeindemitglied schriftlich die Anmeldung. Der
wesentliche Passus in der Anmeldung ist:

Herrn [Vorname Familienname|, Staatsangehoriger des Konigreichs Preuften mit
Biirgerrechten begriindet seinen Wohnsitz seit dem [Datum]| in [Gemeindename,
Provinz und Bundesstaat|. Die Abmeldung, der Auszug aus [BRD-Gemeinde|
wurde schriftlich bestétigt.

Die reaktivierte Gemeinde bestétigt per Telefax der BRD-Gemeinde die Anmeldung des
neuen Gemeindemitgliedes im Rechtskreis der staatlichen Gemeinde. Die Alliierten haben
eine generelle Ausweis- und Meldepflicht angeordnet [

5.10. Schutz der reaktivierten Gemeinde

Einen ausreichenden Schutz bietet die reaktivierte Gemeinde nur dann, wenn ihr geniigend
Mitglieder angehoren. Je grofser die Anzahl der Mitglieder ist, desto hoher ist die Sicherheit.
Deshalb sollte die reaktivierte Gemeinde zunéchst aufkliaren um zu wachsen. Im Idealfall wird
die Geschaftsfahigkeit erreicht. Sie bietet den besten Schutz und weitreichende Moglichkeiten,
wie das Ausstellen von Reisepédssen, Staatsangehorigkeitsurkunden etc. Zwar nach Vorgaben
der drei Méchte, allerdings unabhéngig von der BRD-Verwaltung.

Die reaktivierte staatliche Gemeinde ist eine Gebietskorperschaft und besitzt das Bodenrecht!
Sie handelt im Rechtskreis von vor 1914. Durch diesen Status ist sie schuldenfrei und nicht
an Handelsvertrédge, Verordnungen, Anordnungen und Empfehlungen von Mandatsregierun-
gen gebunden. Die reaktivierten Gemeinden sind an direkte Anweisungen der drei Alliierten
gebunden, wenn sie dem Volkerrecht entsprechen.

Das Bodenrecht und die Haager Landkriegsordnung (HLKO) Art. 46 und 47 (“Privateigentum
darf nicht eingezogen Werden”)m schiitzen Grundstiicke und Immobilien vor Zwangshypothe-
ken aus dem Handelsrecht. Nach einem Finanz-Crash wird voraussichtlich ein Lastenausgleich
2.0 kommen. Wer wird davon betroffen sein? Alle! Selbst Stiftungen! Die unbeschrinkte
Abgabepflicht erstreckte sich 1952 auf das Gesamtvermégen. Die Hohe der Abgabeschuld be-
trug 50% des Gesamtvermogens. Am Beispiel “Immobilienbesitz” wird die Wirkung deutlich:

O 50% Zwangshypothek auf die Immobilie zu zahlen an die Finanzbehorde,
O zuriickzuzahlen iiber ca. 30 Jahre mit 4% bzw. 3% Zinsen,
O => die Gesamtbelastung betrug dadurch ca. 96% des Immobilienwertes.

Abgemeldete juristische Personen unterliegen der HLKO. Diese schreibt im Artikel 46 vor:
“Schutz des Einzelnen und des Privateigentums” und im Artikel 47 “Die Pliinderung ist aus-
driicklich untersagt”. Wir gehen davon aus, dafs eine ausreichend grofe Anzahl von reakti-
vierten Gemeinden diesen Schutz vor Pliinderungen erwirken kann. Weitere Informationen

"wenn eine Wohnung oder ein Haus in der Gemeinde im Eigentum eines Gemeindemitgliedes der reak-

tivierten Gemeinde ist, kann man unter dem Wohnsitz Anmeldungen von deutschen Staatsangehorigen
vornehmen. Diese konnen tatséchlich auch einen Nebenwohnsitz haben. Der volle Schutz besteht allerdings
nur fiir abgemeldete juristische Personen.

"4Weiteren Schutz bieten: Eigentiimergrundschuld, Grundsteuermutterrolle, Hausverkauf im Rechtsstand von
1913, Vermietung und Verpachtung wie sie in diesem Buch beschrieben werden.
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hat die Gemeinde Neuhaus in dem Youtube-Video “ESM-Enteignung vorbeugen'{™| zusam-
mengefasst.

Nach unserer Erfahrung kann die Gemeinde (als Gebietskorperschaft) ihre Mitglieder vor der
BRD-Gerichtsbarkeit schiitzen, wenn sie alle Punkte dieser Anleitung erfolgreich abgearbeitet
hat. Fiir Mitglieder einer staatlichen Gemeinde gilt die HLKO und das internationale deutsche
Recht (z. B. das HGB von 1896, das BGB von 1897, das GVG von 1877 u. a.).

Deutsche Staatsangehorige, die in einer reaktivierten Gemeinde ihren Wohnsitz begriinden,
sind vor Verhaftungen wegen Geldschulden gegeniiber dem BRD-System geschiitzt. Zudem
gelten fiir die Gemeindemitglieder folgende Handelsvertrige:

O Die Européische Menschenrechtskonvention: Nach Protokoll Nr. 4 des Zusatzprotokolls
der Européaischen Menschenrechte ist eine Inhaftierung wegen zivilrechtlichen Ansprii-
chen unzuléssig, auch fiir die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung. Die Abgabe der
eidesstattlichen Versicherung ist eine zivilrechtliche Angelegenheit und kann nicht mit
der Haft erzwungen werden, da es nicht erlaubt ist gegen sich selbst eine Erklarung un-
freiwillig abzugeben (Unschuldsvermutung Art. 6 II EMRK) und der Menschenrechts-
konvention der UNO mit gleichlautendem Inhalt.

O Die Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November
1950 (in Kraft seit dem 3. September 1953) Zusatzartikel 4 - Verbot der Freiheitsent-
ziechung wegen Schulden. Niemandem darf die Freiheit allein deshalb entzogen werden,
weil er nicht in der Lage ist, eine vertragliche Verpflichtung zu erfiillen.

O Internationaler Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte vom 19. Dezember 1966
(BGBI. 1973 II 1553) Artikel 11:
Niemand darf nur deswegen in Haft genommen werden, weil er nicht in der Lage ist,
eine vertragliche Verpflichtung zu erfiillen.

0 Ubereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende
Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984 (BGBJ. 1990 II S. 246).

5.10.1. Besonderheit fiir die britische Besatzungszone

Fiir die britisch besetzen Gebiete (bspw. die Wirtschaftszone Nordrheinwestfalen) gilt eine
russische Anweisung vom 5. Januar 2011 mit riickwirkender Kraft unanfechtbar zur Rege-
lung der Kommunikationswege der deutschen Gerichtsbarkeit. An diese Anweisung
miiften sich die BRD-"Behorden” eigentlich halten, tatséchlich tun sie das aber nicht mehr.
Die Generalstaatsanwaltschaft Diisseldorf fithrt offenkundig als Behorde des Deutschen Reichs
die Dienst-, Sach- und Fachaufsicht iiber die deutsche Gerichtsbarkeit. Hierzu wird auf Artikel
IIT der Verordnung Nr. 47 der Britischen Militarregierung vom 30. August 1946) unter Bezug
auf das fithrende Verfahren der Generalstaatsanwaltschaft Diisseldorf mit dem Aktenzeichen
2 AR 355/10. 2 hingewiesen.

Dieses Aktenzeichen ist bereits der Telefonzentrale der Generalstaatsanwaltschaft bekannt.
Wir haben den verantwortlichen Sachbearbeiter mehrfach telefonisch erreicht. Thm ist sowohl
das Aktenzeichen als auch die Bedeutung der Anweisung bekannt.

TShttps: / /www.youtube.com/watch?v=A-hkQn5eXKM
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Dieses Wissen sollte man nutzen, indem man Verstofle von BRD-"Gerichten”
gegen abgemeldete juristische Personen bei der Generalstaatsanwaltschaft Diis-
seldorf, der UNO, sowie den fiinf Alliierten meldet! (Internationaler Strafantrag/
Strafanzeige).

Bei abgemeldeten juristischen Person handelt es sich um Gemeindemitglieder die alle be-
schriebenen Schritte erfolgreich durchgefiihrt haben. Juristisch abgemeldet ist nur derjenige,
der in einem anderen Rechtskreis auferhalb der BRD im Handelsrecht seinen Wohnsitz nach
Art. 7 BGB von 1896 begriindet.

Es ist grundsétzlich nicht von BRD-"Behorden” zu erwarten, daf sie ihre Aufgaben nach der
HLKO oder Besatzungsanweisungen schriftlich bestétigen!

5.10.2. Klage beim Internationalen Gerichtshof

Einen weiteren Schutz stellt eine Klage beim Internationalen Gerichtshof fiir Volkerrecht in
Den Haag dar. Im Jahre 2012 haben Mitglieder der im Jahre 2013 reaktivierten Gemeinde
Neuhaus Strafantrag und Strafanzeige beim Internationalen Strafgerichtshof (IStGH) sowie
dem International Criminal Court (ICC) in Den Haag eingereicht.

Der ICC ist ein Handelsgericht unter dem Dach der handelsrechtlichen UNO. Trotz dieser
Tatsache hat er als Grundlage das Volkerrecht wie zum Beispiel die Haager Landkriegsord-
nung (HLKO). An diese Vertrége muss er sich halten.

Die Klage lautet — nach internationalen Richtlinien der UNO und der Alliierten — auf Voélker-
mord. Sie wurde am 17. August 2012 mit einem Aktenzeichen angenommen. Interessierten
Gemeinden kann diese Klage zur Verfiigung gestellt werden.

5.10.3. Gemeindepartnerschaften

Gemeinsam sind wir stark: Wir raten allen reaktivierten Gemeinden Partnerschaften mit an-
deren reaktivierten Gemeinden zu bilden! Eine solche kann nach eigenen Wiinschen gestaltet
sein; von “lose” und unverbindlich bis hin zur intensiven Zusammenarbeit. Wir sehen in einer
Partnerschaft folgende mdogliche Vorteile

O gegenseitiges Anerkennen und Bekanntmachen der Gemeinden.
O sich gegenseitig Rat und Hilfe geben.

O gemeinsame Ressourcen nutzen, bspw. EDV, Formulare.

O sparen von Zeit und Kosten.

Eine Vorlage fiir eine Urkunde stellt die Gemeinde Neuhaus gerne zur Verfiigung.

Die EU-BRD-Verwaltung (kurz BRD) verwaltet keine Staatsangehorigen, sondern nur Staa-
tenlose (Apolide). Jedes BRD-Mitglied ist vertraglich verpflichtet, sich an Anweisungen/
Verordnungen,/ Empfehlungen zu halten. Im Gegensatz dazu kénnen Staatsangehérige{lg] die
Schreiben der BRD als handelsrechtliche Angebote betrachten und zuriickweisen'|
Bitte die Empfehlungen auf Seite [] beachten.

"6die ihre juristische Person abgemeldet, d. h. aus dem BRD-Vertrag genommen, haben.
7T Achtung: Immer “héflich zuriickweisen” und niemals einen “Widerspruch einlegen”.
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6. Staatsangehdrige im BRD-System (Handelsrecht)

Die BRD arbeitet im Handelsrecht. Solange sie sich an ihre Anordnungen, Verordnungen
und Empfehlungen hélt, handelt sie gegeniiber ihrem “BRD-Personal” legal! Das System ba-
siert weitgehend auf Freiwilligkeit! Jedem “Mitglied” einer BRD-Gemeinde (Handelsrecht)
werden lediglich Angebote unterbreitet! Anders sieht es gegeniiber juristisch abgemeldeten
Personen aus. Sie konnen diese Angebot auch ablehnen.

Nur wenige von uns kénnen komplett aus dem BRD-System aussteigen. In der Regel bestehen
zu viele Abhéngigkeiten. Ein triviales Beispiel ist der Anschluss des Hauses an die 6ffentliche
Kanalisation die in der Regel von BRD-Gemeinden betrieben werden. Auch die POLIZEI
arbeitet als Firma im Handelsrecht der BRD. Sie ist aber auch fiir unseren Schutz zusténdig!
Dieser Umstand ist der Grund fiir die nachfolgenden Abschnitte.

6.1. Was jeder souverdne Biirger tun kann

Was bedeutet “souverdn™ Der souverdne Biirger unterscheidet sich von BRD-Einwohner im
Wesentlichen durch folgendes Verhalten/Bewusstsein:

’ Méchtige/ Souverdne \ Ohnméchtige ‘

proklamieren reklamieren
postulieren demonstrieren
erlassen protestieren
gebieten befolgen/ erdulden
beantragen

Tabelle 1: Wer tut was?

Die Macht der Fragen

Der Unternehmer und Aktivist Andreas Clauss weist in seinen Vortrigen stets auf die Macht
der Fragen hin. In Diskussionen fiihren Tatsachenbehauptungen selten zum Ziel. Sie konnen
fiir Irritationen beim Gegeniiber sorgen, regen kaum zum Nachdenken an und bringen nur
selten einen Erkenntnisgewinn. Leider ist unserer Gesellschaft schon so sehr auf “politische
Korrektheit” (“political correctness”) konditioniert worden, so daf man manche Themen gar
nicht sprechen darf, wenn man Gerichtsverfahren vermeiden will.

Die Wichtigkeit des “Fragenstellens” wollen wir auch mit der Riickseite dieses Buches (mit
den augelisteten Fragen) unterstreichen.
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6.2. Bundesverfassungsgerichtsurteile

* Bundesmimaterum l u rl S
der Justiz und
fir Vertraucherschats

® Zuriick weiter ®
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

Gesetz Uber das Bundesverfassungsgericht
(Bundesverfassungsgerichtsgesetz - BVerfGG)
§31

(1) Die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichls binden die Verfassungsorgane des Bundes und
der Lander sowie alle Gerichie und Behdeden,

(2) In den Fallen des § 13 Nr. 6, 6a, 11, 12 und 14 hat die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichits
Gesetzesiralt. Das giit auch in den Fillen des § 13 Nr. 8a, wenn das Bundesverfassungsgericht ein Gesetz
als mit dem Grundgesetz vereinbar oder unvereinbar oder flr nichtig erklirt, Soweit ein Gesetz als mit dem
Grundgesetz oder sonstigem Bundesrecht vereinbar oder unvereinbar oder fir nichtig erklirt wird, ist die
Entscheidungsiormel durch das Bundesministerium der Justiz und fOr Verbraucherschutz im
Bundesgesetzblatt zu verdffentiichen. Entsprechandes gilt flr die Entscheidungsiormel in den Fillen des §
13Nr. 12und 14

Bild 14: Bedeutung von Bundesverfassungsgericht

Das Bundesverfassungsgericht hat am 25.07.2012 eine Entscheidung zum Wahlrecht gefallt
(Az.: 2BvF 3/11, 2BvR 2670/11, 2BvE 9/11). Verfassungsgerichts-Président Andreas Vof-
kuhlelfl auflerte sich wie folgt:

“Trotz einer grofziigig bemessenen, dreijahrigen Frist fiir den Wahlgesetzgeber,
eine verfassungsgeméifse Neuregelung zu treffen, ist das Ergebnis - das ist iiberein-
stimmende Auffassung im Senat - erniichternd.|...| Angesichts der Vorgeschichte
des neuen Wahlrechts sieht der Senat keine Moglichkeit, den verfassungswidrigen
Zustand erneut fiir eine Ubergangszeit zu akzeptieren.”

Das Bundesverfassungsgericht hatte den verfassungswidrigen Zustand bereits Jahre zuvor
festgestellt und eine “grofiziligig bemessene dreijahrige Frist” gesetzt, damit sich der “Wahlge-
setzgeber” anpassen kann.

Nach einer diesbeziiglichen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes vom 25.07.2012
steht nunmehr endgiiltig fest, daft unter der “Geltung” des Bundeswahlgesetzes —Ausferti-
gungsdatum von 07.05.1956— noch nie “ein verfassungsméfiger Gesetzgeber” am Werk war
und somit insbesondere alle erlassenen ,Gesetze und ,Verordnungen® seit 1956 nichtig sind.

Das Bundesverfassungsgericht urteilt: Die BRD ist als Rechtsstaat schon seit
1956 ohne Bestand. Damit sind alle seit 1956 erlassenen “Gesetze” nichtig!

So zum Beispiel sind das Richtergesetzlﬂ, das Beurkundungsgesetz, Arbeitsgerichtsgesetz,
das OWiG, das StGB, das BGB, die ZPO und viele andere “Schein-Normen” nichtig, da in
Ermangelung eines “verfassungskonformen” Wahlrechts in der BRD seit 1956, Politiker {iber-
haupt nicht gewéhlt werden durften und somit nicht in Bundesrat und Bundestag tiberhaupt

"https: / /www.youtube.com/watch?v=NZLCT _uhcvM
"http://nestag.de/dateien.html
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hétten einziehen und schon gar nicht Gesetze und anderen Normen hétten erlassen diirfen,
da die hierfiir notwendige Legitimation nicht bestand!

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes ist rechtskréftig, da der § 31 des Bundes-
verfassungsgerichtsgesetzes (BVerfGG) mit dem Ausfertigungsdatum 12.03.1951 versehen ist
und damit vor 1956 erlassen wurde.

6.2.1. Pflicht zur ldentitdtserhaltung des deutschen Staatsvolkes

Am 21. 10. 1987 beschlofs das Bundesverfassungsgericht (BVerfG): "Aus dem Wahrungsge-
bot |[des GG] folgt insbesondere die verfassungsrechtliche Pflicht, die Identitdt des deutschen
Staatsvolkes zu erhalten" (2 BvR 373/ 83)@. Das gesamte Urteil ist auf unserer Seitﬂ ver-
fiigbar.

Bedeutsam ist dieses Urteil fiir diejenigen, denen die Ausstellung des Staatsangehorigkeits-
ausweises erschwert oder gar verweigert wird. Wir empfehlen dem “Amt” dieses Urteil und den
Paragraphen § 31 Bundesverfassungsgerichtsgesetz in gedruckter Form vorzulegen. An dieser
Stelle weisen wir nochmals darauf hin, dall (angehende) souverdne Bundesstaatsangehorige
ihre Rechte darlegen und einfordern.

6.2.2. Sparkassen ohne Recht zur grundlosen Kiindigung

Sparkassen sind ans Grundgesetz gebunden. Sie diirfen ihren Kunden
nicht ohne sachgerechten Grund kiindigen. Das hat der Bundesgerichts-

hof entschieden. Das Urteil gilt fiir alle der rund 400 bundesweiten Spar- .
kassen. Die Stiftung Warentestf hat dieses Thema behandelt.

“Die Regelung verstoft nicht nur gegen die Sparkassenordnung, sondern
auch gegen das im Grundgesetz verankerte Recht auf Gleichbehandlung.
Daran sind Sparkassen als Anstalten des 6ffentlichen Rechts direkt und
unmittelbar gebunden. Nur mit sachgerechter Begriindung sind sie daher
berechtigt, Kunden vor fiie Tur zu setzen, schrieben 'die Bundesrichter Bild 15: Sparkassen-
den kommunalen Kreditinstituten ins Stammbuch. Eine Regelung, wo-
nach Sparkassen ohne Angabe von Griinden kiindigen diirfen, sei damit
nicht vereinbar. Die Formulierung ,Soweit keine zwingenden Vorschriften
entgegenstehen, ... bringe das nicht klar und verstédndlich genug zum Ausdruck, erklarten
die Bundesrichter.” Das Urteil vom 05.05.2015 besitzt das Aktenzeichen XI ZR 214/14.
Aufgrund der Wichtigkeit weisen wir nochmals auf die Willkiir in unserem Land hin! In der
BRD missachten mittlerweile alle Banken die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichtes! Um dieser Willkiir zu entkommen, empfehlen wir ein Konto im
Ausland. Einige Auslandsbanken bieten eine Kontoeréffnung per Internet an, bei anderen
kommt man um einen Vororttermin nicht herum. Idealerweise verbindet man einen solchen
Termin mit einem Kurzurlaub im Ausland. Wenn wir das Verhalten der BRD-Banken ver-
andern wollen, dann geht dies am besten {iber unsere Wahlfreiheit. Sie ist unsere Macht
als Kunde! Wir laden euch herzlich ins das NESTAG-Forum ein. Dort kénnen wir unsere
Erfahrungen und unser Wissen bzgl. Auslandskonten sammeln.

Logo

80Bundesverfassungsgericht, Beschluk vom 21.10.1987 (2 BvR 373/83), BVerfGE 77, 137 (ZadoRV 48 [1988],
727) ("Teso") (s.1500 [87/1]; 130 [87/1]).
8lhttp:/ /nestag.de/dateien.html

8Zhttps: / /www.test.de/Bundesgerichtshof-Sparkassen-haben-kein-Recht-zur-grundlosen-Kuendigung-
4620333-0/
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6.2.3. Selbsttitulierung mit dem Grundgesetz unvereinbar

Das Bundesverfassungsgerich‘dg_sl stellt in seinem Beschluss vom 18. Dezember 2012 (1 BvL
8/11 und 1 BvL 22/11) fest, daf das Selbsttitulierungsrecht mit dem Grundgesetz unvereinbar
ist.

Das Oberlandesgericht Oldenburg hélt die fragliche Regelung fiir verfassungswidrig. Die Vor-
schrift sei weder mit dem Justizgewdhrungsanspruch aus Artikel 20 GG noch mit dem Recht-
sprechungsmonopol aus Artikel 92 GG zu vereinbaren.

Das Schaffen von Vollstreckungstiteln gehore zum Kernbereich der dem Richter {ibertragenen
Rechtsprechung®™] Das heifit auf die kurze Formel gebracht: Kein Titel ohne Verhandlung
und ohne gesetzlichen Richter!

6.3. Schriftverkehr und Begriffsbedeutung

In jedem Schreiben sollte auf den Rechtskreis hingewiesen werden. Auf keinen
Fall sollten Aktenzeichen der BRD verwendet werden, da hiermit in der Regel
ein Vertragsverhiltnis angezeigt wird! Bei Schreiben die von sogenannten “Beam-
ten” verfasst wurden, sollte stets auf die Remonstrationspflicht hinweisen werden.

Schreiben sollten ordentlich verfaftt sein, d. h. formal maximal zwei Schriftarten und nur
wenige Schriftgrofien. Formatierungen wie “Fettschrift” und Unterstreichungen sind sparsam
zu verwenden. Inhaltlich sollte sachlich argumentiert und freundlich formuliert werden. Tabu
sind Polemik, Anfeindungen, Angriffe, Drohungen und Sarkasmus! Wir empfehlen, vor dem
Versenden eines Schreibens es mehrmals zu lesen und —wenn moglich— zunédchst eine Nacht
dariiber zu schlafen. Anlagen sind sinnvoll zu nummerieren. All dieses tragt dazu bei, daft
unsere Schreiben gelesen und verstanden werden!

Folgenden Passus unter jedes Schreiben zu setzen ist ratsam, wenn man keine Gerichtsver-
handlung beabsichtigt:

Hiermit erklart der Mann... aus der Familie ... fiir Sie verbindlich, daf er die
freiwillige Gerichtsbarkeit (FGG) sowohl fiir sich als auch fiir seine abgemeldete
juristische Person ablehnt. Damit sind Sie weder in der Form, noch in der Sache
fiir mich zustéandig!

Es empfielt sich der Kauf eines Rechtsworterlexikons oder ein Online-Lexikon im
Internet zu nutzen.

Jeder sollte sich iiber die Bedeutung von Begriffen wie “jeder hat...”, “niemand dart”, “grund-
séitzlich” etc. informieren. Die deutsche Sprache differenziert sehr genau, was auch juristische
Folgen nach sich zieht!

Ein gutes Beispiel ist der Artikel 103 Absatz 1 des Grundgesetzes, der lautet: “Vor Gericht hat
jedermann Anspruch auf rechtliches Gehér.” Fiir das Wort “jedermann” kann man juristisch
auch das Wort “niemand” einsetzen. Richtig miisste es heifsen: “jede natiirliche Person hat
[...]"”. Der Begriff “grundsétzlich” darf nicht mit “generell” verwechselt werden. Denn was
“erundsétzlich” verboten ist, kann unter bestimmten Ausnahmen dennoch erlaubt sein!

Wichtig: Stets nur beglaubigte Kopien und niemals Originale per Post versenden!
Die gerichtsfeste Zustellung erfolgt immer per Telefax!

83Pressemitteilung Nr. 4/2013 vom 17. Januar 2013.
820LG Oldenburg, Beschluf vom 17.3.2011 - 8 U 139/10; Karlsruhe: 1 BvL 8/11 und 1 BvR 22/11.
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6.4. Medien und der Umgang mit Pressevertretern

Beim Umgang mit Pressevertretern ist ein Aufruf zur Vorsicht angebracht! Wenn die Presse
einen Artikel iiber die Gemeinde oder Ihre Person (bspw. als Aktivist) schreiben und dazu
ein Interview fithren will, dann sollte vorher ein kurzer Vertrag abgeschlossen werden.

1. das Interview darf nur mit schriftlicher Genehmigung (Unterschrift) gedruckt werden.

2. sollte sich der Verlag nicht an diese Regeln halten, so wird eine Geldstrafe von min-
destens 10.000 EUR festgelegt, die an vorher bestimmte gemeinniitzige Organisationen
(Freiwillige Feuerwehr, Kinderschutzbund usw.) zu leisten ist.

Die Rheinische Post verdffentlichte am 20.10.2015 auf ihrem Online-Portal den Artikel “Die
Mair von der Liigenpresse’f] Er beschreibt einfach und ehrlich eine wesentliche Schwachstelle
der Medien, die sich gerne als sogenannte “vierte Gewalt im Staat” sehen.

“Die Medien gelten in Deutschland als die vierte Gewalt. Thnen kommt die
Aufgabe zu, Regierung und Behorden zu durchleuchten und zu beurteilen. In den
Redaktionsbiiros sitzen Menschen, die sich dessen bewusst sind, dass die vero6f-
fentlichte Meinung eine wichtige Wirkung auch auf die 6ffentliche Meinung hat.
In Redaktionskonferenzen wird oft kontrovers diskutiert, welche Haltung man zu
welchem Thema einnehmen soll.”

Statt moglichst gut recherchierten objektiven Informationen bekommen die Leser die verof-
fentlichte Meinung der Redaktion “serviert”.

6.5. Vermeiden der juristischen Person

Neben dem Abmelden ist auch das Vermeiden der —von der BRD geschaffenen— juristischen
Person sinnvoll. Dazu sollten wir wissen, dafs die BRD nur juristische Personen “verwaltet”,
bzw. mit diesen Geschéfte betreibt. Diese Rechtssubjekte schafft die BRD durch unser “frei-
williges % Mitwirken, indem sie uns Personalausweise “anbietet”.

Durch mindestens drei Handlungen begehen wir eine Einlassung bzw. zeigen unseren Wil-
len/ Zustimmung. Und zwar beantragen, unterschreiben und zahlen wir fiir diese Aus-
weise.

Wie vermeiden wir die juristische Person?

Grundsétzlich treten wir als Mlann oder Weib auf. Obwohl der Begriff “Weib” negativ belegt
ist, so ist dieser richtig und wichtig, denn die Begriffe “Herr” und “Frau” beschreiben die
juristische Person! Die BRD kann nur mit juristischen Personen umgehen!

Im Schriftverkehr kann der Text wie folgt aussehen:

Die Person Max Mustermann, MAX MUSTERMANN ist ein Rechtssubjekt, dessen Urheber
die Bundesrepublik Deutschland ist. Geschadigter eines von der Behorde festgestellten Scha-
dens der einer Person zur Last gelegt wird, ist immer der Mann, bzw. das Weib [Mensch].

85http: / /www.rp-online.de/politik /deutschland /kolumnen /berliner-republik /die-maer-von-der-
luegenpresse-aid-1.5482321

86Fs ist aber durchaus ein “sanfter” Zwang im “Spiel”, da bspw. ein abgelaufener Personalausweis die Drohung
von Geldstrafen nach sich zieht.
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Der Urheber der betreffenden Person, hier die Bundesrepublik Deutschland, haftet fiir die
Begleichung des, der Person zur Last gelegten Schadens gegeniiber dem Geschidigten.

Der Mann, bzw. das Weib [Mensch|, haftet fiir den Schaden der Person grundsétzlich nicht.
Es ist zur Kenntnis zu nehmen, daf der Mann/das Weib [Mensch|, dem die Bundesrepublik
Deutschland die Person zugeordnet hat, keine Rechte an dieser Person (Rechtssubjekt) in
Anspruch nimmt, nicht willens ist, fiir die Person zu handeln und nicht willens ist, Verpflich-
tungen der treuhédnderischen Verwaltung fiir diese Person zu iibernehmen. Das Einverstandnis
zur Ubertragung der Rechte und Pflichten der Person an den Mann,/ das Weib [Menschen|
welchem/ welcher diese Person behordlich zugeordnet ist, liegt nicht vor.

Das Hauptzollamt Bielefeld hat versucht eine Forderung bei unserem Gemeindemitglied Cars-
ten einzutreiben. Das Gesprach mit den beiden Mitarbeitern der Firma Hauptzollamt Bie-
lefeld E] wurde mit Einverstindnis aller Beteiligten aufgezeichnet. Diese Tondatei sowie das
anschlieRend erhaltene Schreiben des Hauptzollamtes sind auf unseren Internetseitenf| ab-
rufbar. In dem Schreiben wurde die Angelegenheit fiir erledigt erkliart. Des Weiteren ist ein
Schreibenf”| des Amtsgerichtes Coburg erwihnenswert, das den Erfolg der “Vermeiden der ju-
ristischen Person”-Vorgehensweise dokumentiert. In diesem in Fall wurde ein Mahnverfahren
eingestellt.

Hinweis: Man sollte immer sehr ruhig und freundlich bleiben. Wir, als Weib bzw. Mann,
sagen lediglich “ich bin das Weib/ der Mann, das/ der sich den Namen XXXXX (Vornamen)
gegeben hat”.

Wichtig: Generell unterschreibt der Mann/ das Weib keine Schreiben!

Das oben zitierte Musterschreiben ist auch als bearbeitbare Datei auf unseren Internetseiten
verfiigbar. Die in diesem Abschnitt beschriebene Vorgehensweise kann jeder Bundesstaaten-
angehoriger anwenden. Er mufs dazu nicht Mitglied einer reaktivierten Gemeinde sein!

6.6. Fiihrerschein weg wegen politischer Meinung?

Immer haufiger versuchen die BRD-"Behorden” denjenigen den Fiihrerschein zu entziehen,
die Widerstand gegen ihre Verordnungen leisten. In der Regel beginnt ein solches Verfahren
mit der Aufforderung, einen Psychiater aufzusuchen. Dieses Vorgehen ist sogar nach den
“Gesetzen” der BRD ungiiltig!

Dazu stellen das Oberverwaltungsgericht (OVG) Berlin Brandenburg am 15.06.2012 in sei-
nem Urteil (OVG 1 S 71.12) und das Verwaltungsgericht (VG) Siegmaringen am 27.11.2012
(4K3172/12) fest, dak eine andere politische Meinung keinen Fiihrerscheinentzug rechtfertig.
Im Urteil des OVG Berlin Brandenburg wird darauf hingewiesen, daf der Beschluss unan-
fechtbar ist. Der Entzug ist nur zuléssig, wenn besonders schwerwiegende Auffalligkeiten im
Strakenverkehr vorliegen.

Sollten die BRD-"Behorden” trotz Hinweis auf die genannten Urteile nicht einlenken, so emp-
fiehlt es sich einen Anwalt seines Vertrauen zu beauftragen. Der Fiihrerscheinentzug des
Gemeindevorstehers der Gemeinde Neuhaus wurde auf diese Weise riickgéngig gemacht.

8Tmit der D-U-N-S Nr. 333 574 650.
88http:/ /nestag.de/dateien.html
http://gemeinde-neuhaus.de
89Gchreiben als Mann,/ Mensch fiihrt zur Einstellung eines Mahnverfahrens.
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Hinweis: Es besteht keine Pflicht Originaldokumente (Fiihrerschein, Paf etc.) mitzufiihren.
Um sich vor dem Verlust (Diebstahl, Verlieren) zu schiitzen, fithren Sie nur eine beglaubigte
Kopie bspw. des Fiihrerscheins mit. Es macht keinen Unterschied ob Sie ein Original oder
eine Kopie an die POLIZEI abgeben, denn Sie erhalten stets nur eine Durchschrift /Kopie der
Quittung.

6.7. Die POLIZEI unser Freund und Helfer

Die Polizisten haben in dieser Zeit des Wandels eine besondere Bedeutung. Sie leben mit uns
als Freunde, Nachbarn, Eheménner und Ehefrauen. IThnen gehort unser Respekt, da sie taglich
die offentliche Ordnung aufrecht erhalten und dabei nicht selten angefeindet und beschimpft
werden. Es zeugt sicherlich von Respekt, wenn wir zumindest die “unteren” Dienstgrade der
POLIZEI kennen. In jedem Fall ist es eine gute Ubung fiir unser Gehirn, diese auswendig zu
lernen.

Fiir uns Kinder war der Poli-
zist frither der Schutzmann:
Dein Freund und Helfer. Auch
heute ist er fiir unseren Schutz
taglich im Einsatz! Er schlich-
tet Streitigkeiten und klart
Verbrechen auf, oft auch unter
Einsatz des eigenen Lebens.
Das sollte jedem von uns be-
wufst sein. Bei der POLIZEI
gibt es inzwischen genug, die
nicht nur blind den Dienstan-
weisungen folgen@ Statt des-
sen denken sie selbst nach
und treffen gewissenhaft Ent-
scheidungen. Immer hé&ufiger
werden auch unzumutbare Ar-
beitsbedingungen hinterfragt Musikkorps
(siehe Volker Schéne, Vor-
stand der POLIZEIgewerk-
schaft Sachsen). Diese Arbeits-
bedingungen werden bei der
Umsetzung von TTIP sicher Bild 16: POLIZEI—Dienstgrade

noch erheblich verschlechtert.

Langfristig wird die POLIZEI wahrscheinlich gegen international arbeitende Sicherheitsfir-
men ersetzt werden. Warum dies geschehen kann liegt an gewissen Vorziigen, welche die
POLIZEI heute genieft. Aus Sicht der Handelsvertriage (TTIP) stellen diese Vorziige jedoch
Handelshemmnisse dar.

Wir sind fiir den freundlichen und respektvollen Umgangjﬂ mit den Frauen und Méannern bei
der POLIZEI, da wir im Grunde das gleiche Ziel verfolgen:

Frieden fiir alle Kinder, Frauen und Manner in einem friedvollen Jetzt und einer
friedvollen Zukunft fiir uns alle!
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9Fragen bei Zoll und POLIZEL http://bewusst.tv/fragen-bei-zoll-und-polizei,/
91Es zeugt auch von Interesse und Respekt, wenn man die géngigsten Dienstgrade kennt (s. S. .
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Mittlerweile verbreitet sich das
Wissen um die aktuelle Rechts-
lage auch bei der POLIZEI
und beim ZOLL. In einem sehr
interessanten Gesprich™| mit
Jo Conrad und zwei “Beam-
ten” wird dies deutlich. Es

trigt den Titel “Fragen bei Zoll = trotz ausreichend Kundschalt wd
und POLIZEI” und wurde von Erflllung der gefordertea
Bewusst TV veroffentlicht. Zi- | ﬁ Mindestumsatze
tat: “Jo Conrad unterhdlt sich )| : F

mit Marion Regner, ehem.
Zollbeamtin und PHK Harald
Schreyer dber die urspringli-
chen Aufgaben ihrer Berufs-
gruppen und die sich rasch ver-
indernde Realitit und man- Bild 17: POLIZEI-Filiale geschlossen
gelnde Rechtsgrundlagen.”

Die Angestellten der Firma POLIZEI haben das Recht/ die Pflicht der Remonstration.

Eine Remonstration (von lateinisch remonstrare ,wieder zeigen“) ist eine Gegenvorstellung
oder eine Einwendung, die ein Beamter gegen eine Weisung erhebt, die er von seinem Vorge-
setzten erhalten hat.

In der Wikipediﬂ steht dazu:

“Regelungen finden sich in §63 BBG (bis 2009 § 56 BBG) und § 36 BeamtStG,
ehemals § 38 BRRG.

Nach den Vorschriften des Beamtenrechts muss der Beamte seine dienstlichen

Handlungen auf ihre Rechtméfigkeit priifen. Hat er Bedenken gegen die Rechtma-
figkeit einer Weisung, so muss er seinem unmittelbaren Vorgesetzten gegeniiber
remonstrieren, d. h. gegen die Ausfiihrung der Weisung Einwénde erheben. Be-
statigt der unmittelbare Vorgesetzte die Anweisung und sind die Bedenken des
Beamten nicht ausgerdumt, so muss sich der Beamte an den nachsthoheren Vor-
gesetzten wenden. Der Beamte hat hier keinen Ermessensspielraum. Bestétigt
auch der néchsthohere Vorgesetzte (der Vorgesetzte des Vorgesetzten des remons-
trierenden Beamten) die Anordnung, so muss der Beamte sie ausfiihren. Diese
Gehorsamspflicht trifft den Beamten allerdings dann nicht, wenn er durch die Be-
folgung der Weisung eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit begehen wiirde.
Der Beamte kann sich durch dieses Vorgehen vor Disziplinarverfahren schiitzen,
wenn spéter die Rechtswidrigkeit der Anordnung festgestellt wird. Das Gleiche gilt
fiir den Schutz vor Schadensersatzforderungen nach § 839 BGB (Amtshaftung) in
Verbindung mit dem jeweiligen Beamtengesetz (§48 BeamtStG, § 75 BBG).”

Der Name “POLIZEI” (in Grokbuchstaben) ist als Wortmarke beim Deutschen Patent- und
Markenamt unter der Markennummer 30243782 seit dem ersten August 2006 eingetragen. Das

9Zhttp:/ /bewusst.tv/fragen-bei-zoll-und-polizei/
93https://de.wikipedia.org/wiki/Remonstration
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Anmeldedatum war der 4. September 2002. Interessant daran ist das “Waren- und Dienst-
leistungsverzeichnis” dieser Firma “POLIZEI”.

[510] Waren- / Dienstleistungsverzeichnis:
Klasse Begriffe

09 Registrierkassen, Rechenmaschinen, Brillen

16 Papier, Pappe (Karton) und Waren aus diesen Materialien, soweit in Klasse 16 enthalten;
Schreibwaren; Schreibmaschinen und Buroartikel (ausgenommen Mdbel)

38 E-Mail-Datendienste

Bild 18: Waren- und Dienstleistungsverzeichnis der Firma “POLIZEI”

Seit wann kann eine Firma, deren Geschéftsinhalt es ist “Registrierkassen, Brillen, Papier,
E-Mail-Datendienste etc.” zu verkaufen Verhaftungen, Verkehrkontrollen etc. vornehmen?
Die gesamte Eintragung ist als PDF-Datei auf der Seite http://nestag.de/dateien.html her-
unterladbar und bei dem Deutschen Patent- und Markenamt online einsehbai®1

6.8. Staatsangehdrige sind keine “Reichsbiirger”

Haben Sie sich schon mal gefragt: Was sind Reichsbiirger?
Es gibt zwei Definitionen fiir den Begriff , Reichsbiirger*!

Erstmals wurde der ,Reichsbiirger” durch das ,Reichsbiirgergesetz* vom 15. September 1935
definiert. Dies ist die originale juristische Definition.

Zudem gibt es eine eigene ,Sichtweise” des Verfassungsschutzes Brandenburg. Die ,moder-
nen” Reichsbiirger sind jene Personen, die ,sich offen gegen die Prinzipien der freiheitlichen
demokratischen Grundordnung* bekennen. (Quelle ,Reichsbiirger Ein Handbuch, von Dirk
Wilking, Demos — Brandenburgisches Institut fiir Gemeinwesenberatung)

Wir, die Mitglieder der reaktivierten Gemeinden (im Rechtsstand vor 1914), wollen auf
Grundlage des Grundgesetzes vom 23. Mai 1949 in freier Selbstbestimmung die Einheit und
Freiheit (Souverdnitéit) Deutschlands wieder herstellen. Unser Ziel ist eine Friedensregelung
mit den drei Méchten zum ersten Weltkrieg (Siehe Uberleitungsvertrag).

»Das gesamte Deutsche Volk bleibt aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die
FEinheit und Freiheit Deutschlands zu vollenden.“ (Wiedervereinigungsgebot des
Grundgesetzes vom 23. Mai 1949)

Wir weisen nachdriicklich darauf hin: Unsere ehrenhaften Bemiihungen um eine Friedensre-
gelung zum ersten Weltkrieg in den Schmutz der ,Nazizeit” zu ziehen, ist eine {ible Nachrede.

In den deutschen Lizenzmedien™ und von den BRD-"Behérden” wird immer wieder der Be-
griff “Reichsbiirger” benutzt. Er suggeriert einen nationalsozialistischen und gewaltbereiten

94https:/ /register.dpma.de/DPMAregister /marke /register /302437827 /DE.
95Gemeint sind die selbsternannten Massen-, Leit- oder Qualitdtsmedien die eine Lizenz fiir ihre Tatigkeit
einholen miissen.
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Hintergrund. Wer sich mit der deutschen Geschichte der letzten hundert Jahre befaft, der
wird in die politisch “rechte Ecke gestellt”. Seit Griindung der BRD wird dieses Thema im
Geschichtsunterricht vermieden. Lediglich die kurze Zeit des Nationalsozialismus wird {iber-
wiegend thematisiert. In diesem Zusammenhang wird immer von der Schuld des deutschen
Volkeﬂ gesprochen. Wer die deutsche Geschichte genauer kennt, stellt fest, dak bereits der
Erste Weltkrieg nicht von unseren Vélkern aus ging. Mit dem Vertrag von Versailles (be-
reits Handelsrecht) fordern die drei Alliierten (GB, FR, USA) nicht leistbare Reparationen.
Diese waren hoher als der weltweite Goldbestand! Dadurch wurde der néchste Krieg quasi
provoziert.

Das Reidysbiirgergefe; vom 15, 6ep(emb—er—1935.
Der Reidystag hat emftimmig bcdfolgmbcl&fcq befdyloffen, bas Fiermit verkiinbe! wirh:

ihm dafile ;efonb?:zozg:ﬂ&; ?ﬂ 4o Deufihen Reidhed angeh

2. Die Stlaatéa keit witd dben B ten Des 8- umd Staoaldan
bonghlld.g‘t[dpd u::?::'l,::l'g ey §; v ‘Bﬂd’ 2

Reidhgbiirger ift nur der Staatsangehirige deutfdhen ober artvermandlen Blutes,
ber buu{) fein ‘Bczl)num bewrifl, bap ez gewillt und geeignet ift, in Treue dem Deutfdhen
'Bolﬁ und Reid) ju dienen.

2. Das ‘Rud)ﬁbutgeznd)l witd durd) Verleihung des Reidysbiicgerbriefes exworben.

3 Der Reidydbiirger ift dex alleinige Trdger dex vollen politifdhen Redhte nady Mah-
gabe dex Gejehie. § 3.

Der Reidysminifter des JInnern exlipt im Eimvernehmen mit dem Stellvertreter bes
Jihrers die jux Durdpjiifhrung und €rginjung des Gefeles exforderlichen Redyis- und Dex-

waltungsoorfdyriften.” D und Reihghany!
Wiienberg, 15. September 1935. 'D: :?::niniau bg 3:::«::

Bild 19: Reichsbiirgergesetz von 1935

Der Begriff “Reichsbiirger” schafft oft ein Akzeptanzproblem in der Familie, unter Freunden
und Arbeitskollegen. Dieses Problem kann nur durch sachliches Aufkldren und Distanzieren
gelost werden.

Die Staatsangehorigkeit (nach RuStAG 1913 4.1) erhélt man grundsétzlich nach dem Abstam-
mungsprinzip (Staatsangehorigkeit des Vaters oder bei unehelichen Kindern die der Mutter)
und entspricht in der Regel dem jeweiligen Bundesstaat (z. B. Konigreich Bayern, Sachsen
etc.),- in dem man geboren wurde.

Das “Deutsche Reich” ist ein von insgesamt 254—1@ souverdnen Bundesstaaten (mit jeweils
eigenem Staatsvolk) geschlossener Bund (siche Priambel der Verfassung®™| von 1871). Dieser
Bund, so konnte man rein rechtlich sagen, ist wie ein “Verein” zu betrachten. Er ist u. a. fiir
das Postwesen, das Bahnwesen und leider auch fiir das Militar zusténdig. Seit der Mandats-
regierung von Adolf Hitler (ab 1933) wurde eine Scheinstaatsangehorigkeit “Deutsches Reich”
kreiiert. Die Begriffe “Deutsch” und “Deutsches Reich” werden als sogenannte Staatsangeho-
rigkeiten mikbraucht und stellen juristisch eine Tduschung dar (siehe auch § 119 BGB).

96

77'

vor Hitler waren es “die deutschen Voélker”!
97Elsass-Lothringen
9http://www.documentarchiv.de/ksr /verfksr.html
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Bundeswehr
Wir. Dienen. Deutschland.

Bild 20: Slogan der Bundeswehr

In der Haager Landkriegsordnung regeln die Artikel eins bis drei wer als Kombattant gilt.
Nur ein souverdner Staat kann ein Heer aus Kombattanten (Soldaten) bilden. Ab 1918 gibt
es in unserem Land nur noch Mandatsregierungen im Handelsrecht. Im Handelsrecht gibt es
nur S6ldner, aber keine Kombattanten (Soldaten), auch wenn sie so genannt werden.

Wer sich tiber die verhungerten Soldner (irrefithrenderweise “Soldaten” genannt) auf den
Rheinwiesen Gedanken macht, der sollte wissen, dafs S6ldner nicht durch die Genfer Konven-
tion, die Haager Landkriegsordnung usw. geschiitzt werden! Die heutige Bundeswehr besteht
ebenfalls ausschlieflich aus Soldnern. Jeder sollte sich Gedanken dariiber machen, warum der
Slogan der Bundeswehr kein Satz wie “wir dienen Deutschland” ist, sondern lediglich einen
Aneinanderreihung dreier Worter; ohne Sinn.
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Bild 21: Karte des “Deutschen Reiches” umgeben von vielen anderen Reichen

6.9. BRD-"Behorden” und wir

Sie besitzen einen grofen Wissensvorsprung gegeniiber ihren Mitmenschen: Seien Sie sich
dessen bewuft! Diesen Vorsprung kénnen Sie zum eigenen Vorteil nutzen. Wie? Mit der
Staatsangehorigkeit eines souverdnen Bundesstaates (bspw. Kgr. Bayern) sind Rechte und
Pflichten verbunden. Diese sollten Sie kennen und artikulieren kénnen. Gehen Sie stets
von der Unwissenheit ihrer Mitmenschen aus! Sie sollten wissen, wie man sich ge-
geniiber der Verwaltung der Alliierten der BRD und ihren “Behorden” verhélt. Bleiben Sie
immer freundlich und klaren Sie stets iiber ihren Rechtsstatus auf! Behalten Sie
im “Hinterkopf”, daf die “Behorden” und Bediensteten der BRD ihren Rechtsstatus nicht
kennen. In der Regel wissen diese auch nichts vom Rechtskreis der Staatlichkeit. Mit einem
kurzen freundlichen Hinweis auf die Internetseite der Gemeinde Neuhaus konnen Sie schnell
und einfach aufkldren. Generell ist jegliche Aufklarung und Transparenz wichtig! Falls Sie
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also Antwortschreiben von “Behérden” bekommen, so teilen Sie diese (anonymisiert) der
Offentlichkeit mit. Ein dankbarer Kontaktpartner ist das Netzwerk der Staatsangehorigen
(NESTAG).

Wenn der einzelne Staatsangehorige im Ver-
haltnis zu den BRD-"Behorden” nicht weiter
kommt, wendet er sich an die Gemeinde in
der er nach Art. 7 des Biirgerlichen Gesetz-
buch (BGB) von 1896 seinen Wohnsitz ge-
nommen hat. Die letzte Instanz ist zur Zeit
die Diplomatische Mission des Kgr. Preuften oder APOLID

die von der Gemeinde Neuhaus i. W./ Amt (Staatenloser) in der BRD
Neuhaus i. W. gegeniiber den Alliierten und
den “Behorden” der BRD proklamiert wurde.
Die Gemeinde/ Mission weist auf die volker-
rechtlichen Vertrige, sowie die handelsrecht-
lichen Vertrége, hin an die die Alliierten und . . B . i
die BRD-"Behérden” gebunden sind. Gleich- Bild 22: Video “Staatsangehorige /Apolide
zeitig wird auf das internationale deutsche

Recht verwiesen, das fiir deutsche Staatsangehorige nach RuStAG 1913 4.1 (Staatsangeho-
rigkeitsurkunde) gilt. Nach unseren bisherigen Erfahrungen halten sich die Alliierten und die
BRD-"Behorden” an die Vertrige und das internationale deutsche Recht.

aktivierten Gemeinde

Staatsangehdrige gegeniiber Apolide - Weltfrieden

Sie versuchen durch Angebote (z. B. Vorladungen, Schreiben, die einen erneuten Vertrag
generieren u. a.) die deutschen Staatsangehorigen und die Gemeindevertreter wieder in ihre
Handelsvertrage zu “ziehen”. Deshalb ist unbedingte Wachsamkeit das Gebot der Stunde.
Bevor Sie auf Forderungen der BRD reagieren, sollten Sie unbedingt die Netzwerke der Ge-
meinden nutzen oder sich an die Diplomatische Mission des Kgr. Preufsen wenden!

Der Unterschied zwischen einem Staatenlosen (Apolid) und einem Staatsangehorigen wird in
unserem kleinen Vided”™ erklirt.

Fiir Staatsangehorige die abgemeldete juristische Personen sind gilt, daf “bundesdeutsche”
“Gerichte” und “Behorden” notorisch durch nichtgesetzliche Zustellungen gegen Art. 103.
Absatz 1 des Grundgesetzes (“Grundrechte vor Gericht: rechtliches Gehor”) verstofen und
das Grundrecht auf rechtliches Gehor verletzen. Im Kommentar zu Art. 103, Absatz 1, des
Grundrechtes, Randnummer 30 und 31 (Mangold, Klein, Strack) wird festgestellt, dafs eine
formliche Zustellung (“Gelber Brief”) von Gesetzes wegen durch eine Amtsperson personlich
an den Adressaten iibergeben werden mufs. Die (rechtswidrig) privatisierte Deutsche Post
AG erfiillt diese zwingende Bedingung nicht. Es gibt nur noch private Zustelldienste. Es ist
den “Behorden” der BRD seit dem 29.09.1990 nicht mehr moglich, behérdliche Schreiben

rechtswirksam zuzustellen.
Niemand ist gesetzlich verpflichtet, ein Einschreiben anzunehmen.

(Gerichtsverfassungsgesetz von 1950 - § 15 Weggefallerm

9https:/ /www.youtube.com /watch?v=xsWZjuBruwk
100http: / /www.gesetze-im-internet.de/gvg/BJNR005130950.html
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(Gerichtsverfassungsgesetz von 1877 - § 15 Staatsgerichte{ﬂ_TrD

Deshalb werden von Gemeindemitgliedern Schreiben, die nicht die Anschrift der reaktivierten
Gemeinde tragen, mit einem entsprechenden Aufkleber zuriick geschickt. Wenn alles richtig
gemacht wurde, sollten keine “gelben Briefe” mehr zugestellt werden. Dies gilt fiir die britische
Besatzungszone und nach der Russischen Anweisung. Nach unserer Erfahrung bekommt man
dann einen Abholschein fiir “gelbe Briefe” zugestellt. Darin fordert die BRD dazu, auf diese
Briefe bei der Post abzuholen. Juristisch gesehen ist dies ein Angebot. Nicht abgeholte Briefe
werden automatisch nach sieben Werktagen zuriickgeschickt. Das Angebot gilt dann als nicht
angenommen. Daher sollte man den Brief nicht freiwillig abholen.

6.10. Gesetz iiber die Pflichtversicherung fiir Kraftfahrzeughalter

Das “Gesetz iiber die Pflichtversicherung fiir Kraftfahrzeughalter’{" erregt den starken Ver-
dacht, daf die BRD kein Bodenrecht mehr besitzt. Daraus lafst sich schliefen, dafs es auch

Alternativen zur Kraftfahrzeugzulassung der BRD geben kann.

Erster Abschnitt

Pflichtversicherung

§1

Der Halter eines Kraftfahrzeugs oder Anhéngers mit regelméfiigem Standort im Inland ist
verpflichtet, fiir sich, den Eigentiimer und den Fahrer eine Haftpflichtversicherung zur De-
ckung der durch den Gebrauch des Fahrzeugs verursachten Personenschaden, Sachschiden
und sonstigen Vermogensschiaden nach den folgenden Vorschriften abzuschlieffen und auf-
rechtzuerhalten, wenn das Fahrzeug auf 6ffentlichen Wegen oder Plitzen (§ 1 des Strafen-
verkehrsgesetzes) verwendet wird.

§ 2

(1) § gilt nicht fiir

1. die Bundesrepublik Deutschland,

2. die Lander,

3. die Gemeinden mit mehr als einhunderttausend Einwohnern,

4. die Gemeindeverbande sowie Zweckverbinde, denen ausschliefslich Korper-
schaften des 6ffentlichen Rechts angehoren,

5. juristische Personen, die von einem nach § 1 Abs. 3 Nr. 3 des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes von der Versicherungsaufsicht freigestellten Haftpflichtschaden-
ausgleich Deckung erhalten,

6. Halter von

a) Kraftfahrzeugen, deren durch die Bauart bestimmte H6chstgeschwin-
digkeit sechs Kilometer je Stunde nicht iibersteigt,

b) selbstfahrenden Arbeitsmaschinen und Staplern im Sinne des § 3
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a der Fahrzeug-Zulassungsverordnung,
deren Hochstgeschwindigkeit 20 Kilometer je Stunde nicht iibersteigt,

0http: / /de.wikisource.org/wiki/Gerichtsverfassungsgesetz
102https: / /www.gesetze-im-internet.de/pflvg /BJNR102130965.html
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wenn sie den Vorschriften iiber das Zulassungsverfahren nicht unter-
liegen,

¢) Anhingern, die den Vorschriften iiber das Zulassungsverfahren nicht
unterliegen.

Das vollstandige “Gesetz” iiber die Pflichtversicherung fiir Kraftfahrzeughalter kann im In-
ternet’™| nachgelesen werden.

6.11. Eigentiimergrundschuld

Wer einen Kreditvertrag abgeschlossen und abbezahlt hat, der kann die Grundschuld
aus- oder umtragen lassen. Der Vorteil bei dem Umtragen der Grundschuld ist, dafs der
Eigentiimer des Hauses an erster Stelle mit der Grundschuld eingetragen ist. Dies ist wichtig,
da die Rangfolge die moglichen Anspriiche regelt. So werden bei einer Versteigerung zunéchst
der erste Rang vollstandig befriedigt, bis der nachrangige Zweitplatzierte Anspriiche geltend
machen kann. Es ist ratsam, seinen eigenen Namen auch auf den zweiten Rang einer weite-
ren Eigentiimergrundschuld eintragen zu lassen. Beide Eigentiimergrundschulden sollten den
Wert des Hauses weit {iberschreiten. Durch dieses Vorgehen wird der Zugriff durch Dritte
auf unser Eigentum erschwert, bzw. unmoglich gemacht. Einen weiteren Schutz des Eigen-
tums stellt der Verkauf (siehe Abschnitt im Rechtsstand von 1913 dar. Zusatzlich kann
man durch einen langen (maximal 99 Jahre) Miet- oder Pachtvertrag[*| die Ersteigerung der
eigenen Immobilie unattraktiv fiir Dritte machen.

Nach Abbezahlung des Kredits und Eintragung der Eigentiimergrundschuld hat die Bank
den Hypothekenbrief auszuhéndigen! Der Hypothekenbrief stellt ein Wertpapier dar
und sollte besonders sicher verwahrt werden.

6.12. Grundsteuermutterrolle (Mutterrolle)

Die Mutterrolle ist der Katasterauszug aus der Zeit von vor 1914, in der Regel aus der Zeit von
1830-1880. In ihr ist die urspriingliche Gebietskorperschaft mit dem Bodenrecht eingetragen.
Auch wenn dort “nur” ein unbebautes Grundstiick eingetragen ist, so ist es der Nachweis iiber
das Bodenrecht. Die Mutterrolle erhélt man beim zustdndigen Katasteramt. Bei dem Auszug
ist darauf zu achtet, dafs

O sie gerichtsfest unterschrieben ist (leserlicher Vorname und Familienname)

O sie korrekt mit einem Stempel besiegelt wurde (kein Bruch oder Schrigstellung des
Siegels)

O kein Inhalt durch Ausklammerung oder Umrahmung entwertet ist.
Sollte die Beglaubigung (Unterschrift und Siegel) verweigert werden, hilft in der Regel auf

den Verkauf des Grundstiickes an einen Auslénder. Zusténdig ist nur der Leiter und nicht
seine Mitarbeiter. Daher sollte das personliche Gespréach mit dem Leiter gefithrt werden!

103http: / /www.gesetze-im-internet.de /bundesrecht /pflvg /gesamt.pdf
http://nestag.de/dateien.html
104Ein Pachtvertrag schlieft auch die NutznieRung mit ein!
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Es gibt starke Indizien dafiir, daft die Katasteramter eine doppelte “Buchfiihrung” betreiben.
Die BRD gibt nur Katasterausziige im Handelsrecht heraus. Man achte auf die Gebiets-
zugehorigkeit auf dem Auszug. Zum Beispiel steht dort “Stadt Paderborn” als Firma, der
“Kreis Paderborn” als Firma und der “Regierungspréasident Detmold” als Firma. Nur mit
der Mutterrolle ist die urspriingliche Gebietskorperschaft mit dem Bodenrecht
nachweisbar.

6.13. Drohende Hausversteigerung wegen BRD-Forderungen

Aus Giitersloh wurde uns berichtet, daft die Versteigerung einer Immobilie wegen angeblicher
"Steuerschulden" verhindert worden ist. Das BRD-Gericht hat das Verfahren wegen “formaler
Fehler” eingestellt. Aufgrund aktueller Erfahrungen konnen wir sagen, dafs dies nicht den
Regelfall darstellt.

Bei einem #hnlichen Fall in der Gemeinde Neuhaus wurde der Kaufvertrag™|im Rechtsstand
von 1913 iibernommen. Das Amt der Gemeinde hat den Kaufvertrag bestétigt. Wenn keine
reaktivierte Gemeinde mitwirkt sollten mindestens fiinf Zeugen unterschreiben, denn
diese ersetzen einen Notar. Generell ist es ratsam moglichst, viele Zeugen unterschreiben
zu lassen. Fiir die Ubertragung der Immobilie gilt der § 925 des BGB von 1896:

“Die zur Ubertragung des Figenthums an einem Grundstiicke nach § 873 er-
forderliche Einigung des Verduflerers und des Erwerbers (Auflassung) muss bei
gleichzeitiger Anwesenheit beider Theile vor dem Grundbuchamt erklirt werden.

Fine Auflassung die unter einer Bedingung oder einer Zeitbestimmung, ist un-
wirksam.” (§ 925, BGB von 1896)

Die Texte aus dem Jahre 1896 stimmen nicht mit den heutigen Texten des BRD-BGBEG
iiberein. Der § 925 verweist auf den § 873:

“Zur Ubertragung des Figenthums an einem Grundsticke, zur Belastung ei-

nes Grundstiicks mit einem Rechte so wie zur Ubertragung oder Belastung eines
solchen Rechtes ifit die Einigung des Berechtigten und des anderen Theiles tiber
den Eintritt der Rechtsdnderung und die Eintragung der Rechtsinderung in das
Grundbuch erforderlich, soweit nicht das Gesetz ein Anderes vorschreibt.
Vor der Eintragung sind die Betheiligten an die Einigung nur gebunden, wenn die
Erkldrungen gerichtlich oder notariell beurkundet oder vor dem Grundbuchamt
abgegeben oder bei diesem eingereicht sind oder wenn der Berechtigte dem an-
deren Theile eine den Vorschriften der Grundbuchordnung entsprechende Fintra-
gungsbewilligung ausgehdandigt hat.” (§ 873, BGB von 1896)

Der § 873 zeigt die verschiedenen Moglichkeiten einer Eintragung ins Grundbuch, wenn man
sich im Staatsrecht (vor 1914) befindet. Dagegen kann im BRD-Recht nur ein Notar die Be-
statigung vornehmen. Abgemeldete juristische Personen mit einer Bundesstaatsangehorigkeit
befinden sich im Rechtskreis der Staatlichkeit und konnen sich darauf berufen.

Die BRD-Grundbuch”amter” verweigern in der Regel die Eintragung dieses Vertrages im
Grundbuch. Das Grundbuchamt fordert eine notarielle Beglaubigung. Eine notarielle Beglau-
bigung bedeutet BRD-Handelsrecht. Deshalb sollte Beschwerde beim Amtsgericht eingelegt
werden. Aus unserer Erfahrung gibt das Amtsgericht diese weiter an das Landgericht. Von
dort wird sie dem Oberlandesgericht zur Entscheidung vorgelegt. Das Bundesverfassungs-
gericht hat unsere Verfassungsbeschwerde mit dem Aktenzeichen 2 BvR 530/16 “nicht zur

105FEine Vorlage ist auf unseren Internetseiten kostenlos erhiltlich.
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Entscheidung angenommen”. Die Beschwerde hatte das Ziel, die Grundbucheintragung nach
internationalem deutschen Recht —dem BGB von 1896— zu ermdglichen. Hieran wird deutlich,
dafs sich die BRD oft nicht an ihr eigenes Recht hélt. Ein besonders bekannter Fall ist die
abgewiesene Verfassungsbeschwerde von Prof. Dr. jur. Karl Albrecht Schachtschneider"™|

&
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Bild 23: Echte Banknoten: 1.000 Mark

Es ist darauf zu achten, dafs die heute noch giiltigen Banknoten “Mark” von 1910 verwendet
werden! Den Wert des Hauses kann man im heutigen Versicherungsschein (Stand
1914) in Mark nachsehen. Tatsdchlich sind Héuser in der BRD in der noch giiltigen
Wahrung Mark versichert.

Mark-Banknoten sind auf Verkaufsplattformen (z. B. ebay.de) im Internet erhéltlich. Bei-
spielsweise kostet ein 1.000-Mark-Schein ca. 1 bis 2 Euro. Im Gegensatz zur Mark ist der
Euro ein privater Schuldschein, der durch Dollar gedeckt ist. Sowohl Dollar wie auch Eu-
ro sind durch nichts gedeckt. Es sind keine Banknoten, denn auf einer solchen
muss mindestens Ort, Datum, Unterschrift sowie der Hinweis iiber Strafen bei
Falschung stehen. Auf dem Euro befindet sich lediglich ein Copyright-Zeichen. Deshalb
wird diese Euro-“Wahrung” von uns im Rechtsstand vor 1914 nicht anerkannt!

Die Vorlage fiir einen entsprechenden Kaufvertrag ist auf unserer Netzwerkwerkseitellzl er-
haltlich.

6.14. Achillesferse GmbH, Aktiengesellschaft & Co.

Wenn jemand eine GmbH, Aktiengesellschaft oder eine andere juristische Person als Firma
hat, ist er aus dem BRD-Recht angreifbar. Das geht folgendermafen: Wenn Rechnungen von
den BRD-"Behorden” nicht bezahlt wurden, wird ggf. ein Insolvenzverschleppungsverfahren
von der Staatsanwaltschaft eingeleitet. Es spielt bei denen keine Rolle ob man zahlungsféhig
ist oder nicht; diese Verfahren sind fingiert. Auch Briefe werden nicht bearbeitet! Vollig
rechtsfrei!

Eine Insolvenzverschleppung liegt nach internationalem deutschen Recht nur vor, wenn z. B.
eine GmbH zahlungsunfihig ist, nicht aber wenn bei einzelnen Rechnungen die Zahlung aus
Rechtsgriinden nicht anerkannt wird.

Insolvenzverschleppung (Betrug) ist kein Zivilrecht sondern Strafrecht ! Beim Zivilrecht kann
man bei Geldschulden (mit dem gelben Schein) nach internationalen Vertridgen (u. a. Men-
schenrecht) nicht verhaftet werden. Das gilt nicht unbedingt beim Strafrecht!

106«Dje Verfassungsbeschwerde gegen die Fliichtlingspolitik, die ohne Begriindung vom Bundesverfassungsge-
richt nicht zur Entscheidung angenommen worden ist,[...]|” Quelle: http://www.kaschachtschneider.de/
107http: / /nestag.de/dateien.html
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Losung: Wie bei der Immobilien die GmbH in den Rechtstand von 1913 verkaufen. Ein
Mustervertrag fiir den Hauskauf bieten wir kostenlos auf unseren Internetseiten an.

6.15. Ungiiltige Kreditvertrage

Im Handelsrecht der BRD gilt der Uniform Commercial
Code (UCC), zu deutsch etwa “einheitliches Handelsgesetz-
buch”. Es ist ein Entwurf eines fiir das ganze Gebiet der
Vereinigten Staaten von Amerika geltenden, vereinheitlich- e e —
ten Handelsrechts. Cgrew. | Commacut || Comercus
Die Vermutung liegt nahe, dafs die BRD weiterhin als be- -
setztes Land behandelt wird, da dieses Recht in der BRD
angewendet wird. Bis auf die wenigen auslédndische Staats-
banken agieren alle Banken im Handelsrecht.

Mit dem UCC konnen Kreditvertrage fiir ungiiltig erklart
werden. Am einfachsten lafst sich die Ungiiltigkeit wie folgt
nachweisen.: . ' ' o ) Bild 24: UCC
Unterschreibt eine Bank einen Kreditvertrag in einem Kést-

chen, so ist die Unterschrift und damit der Vertrag ungiiltig

(ausgeklammert). Das Késtchen kann durch zwei Schréigstriche aufgebrochen werden, so wie
es frither beim Verrechnungsscheck iiblich war.

Im internationalen deutschen Recht, dem BGB von 1896, gilt stillschweigendes Verhalten als
Ablehnung eines Angebotes oder einer Auftragsbestatigung. Im Amerikanischen Handelsrecht
(UCC) ist der Sachverhalt genau umgekehrt. Ein Stillschweigen gilt als Zustimmung. Wenn
man diese stillschweigende Zustimmung ausschliefsen will, so kann man seine Unterschrift um
folgenden Zusatz erginzen: “WITHOUT PREJUDICE entsprechend UCC 1-308”.
Das bedeutet:

,»lch behalte mir die Rechte vor, nicht gezwungen zu werden um unter irgendei-
nem kommerziellen Vertrag oder Insolvenz zu handeln in die ich nicht wissentlich,
freiwillig und absichtlich eingetreten bin. Und weiterhin werde ich keine Haftung
iibernehmen fiir den erzwungenen Vorteil von irgendeinem nicht offenbarten Ver-
trag oder kommerzieller Vereinbarung oder Insolvenz.”

Einige Gruppen beschéftigen sich mit dem speziellen Thema “Accepted for Value”. Sie gene-
rieren aus Rechnungen Wertbriefe/ Schecks (UCC 3-104 HJR 192 Bill, Scheckgesetz 1965).
Wir haben diese Wertbrief-Erzeugung selbst mehrfach getestet, bisher leider erfolglos. Ange-
sichts des hohen Aufwandes erscheint es uns aktuell sinnvoller die Energie in die Aufklarung
und Gemeindereaktivierung zu lenken.

6.16. Allg. Steuerpflicht fiir Bundesstaatsangeharige

Grundsatzlich sind Staatsangehorige der Bundesstaaten von 1914 bereit, fiir das Gemeinwohl
(Schulen, Kindergérten, Krankenhduser, Strafsen, Verwaltung etc.) unserer Lander Steuern
zu entrichten! Heute fliefkt der Grofiteil der Steuern an die drei westlichen Alliierten und
dann weiter an die Glaubiger. Mit diesen Geldern werden weltweit (auch von deutschem
Boden aus) Kriege gefiihrt, andere Volker unterdriickt, Millionen Menschen getétet sowie
Uberwachungsprogramme finanziert. Wollen wir das?
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6.16.1. Allgemeine Steuerpflicht

Laut Haager Landkriegsordnung (HLKO) von 1907 besteht auch in einem besetzen Land
eine Steuerpflicht nach den Richtlinien des besetzten Gebietes. Somit sind auch die Staats-
angehorigen der jeweiligen Bundesstaaten verpflichtet Steuern, nach Mafgabe der HLKO zu
zahlen. Im Gegensatz dazu sind BRD-Biirger in einem Vertragsverhéaltnis mit der BRD und
miissen zahlen was gefordert wird. Ohne Legitimation der Alliierten hat die BRD kein Recht,
Steuern gegeniiber abgemeldeten juristischen Personen zu erheben.

Ab dem 14. Juli 1893 bis 1918 galten die Steuersiitze der Miquelschen Steuerreform %}

O fiir Jahreseinkommen von 900 bis 1.050 Mark (1 M = 6 EUR) stieg die Einkommens-
steuer von 0,62% bis auf 4% fiir Jahreseinkommen tiber 100.000 Mark.

O die Umsatzsteuer betrug 0,5% (diese Steuer wurde zur Finanzierung des Ersten Welt-
krieges eingefiihrt!).

Die Haager Landkriegsordnung (HLKO) legt genau fest wie ein Besatzer verfahren darf.
Der Artikel 43 legt bspw. fest, dafs er sich an die giiltigen Gesetze des Landes zu halten
hat. Bei einer tatsdchlichen Steuerlast von ca. 80% der BRD-"Behorden” kénnen wir davon
ausgehen, daff die meisten Steuereinnahmen nicht in unserem Land bleiben (Man betrachte
den Zustand unserer Straken und Schulen. Zum Vergleich: Bis zum Jahr 1971 hatte die
BRD einen Aufenhandelsiiberschuss von iiber 3.000 Tonnen Gold. Dieses Gold wurde von
den Alliierten beschlagnahmt. Seit 1972 sind jedes Jahr Handelsiiberschiisse erwirtschaftet
worden. In manchen Jahren iiber 100 Milliarden DM /EUR. Wo sind diese Uberschiisse? China
hat Billionen an Wahrungsreserven angesammelt. Und WIR?

In der russischen Foderation betrégt, wie der russische Prisident Putin in einem ZDF-
Interview mitteilte, die Einkommenssteuer lediglich 13%.

Art. 43, HLKO

“Nachdem die gesetzmdssige Gewalt tatsdchlich in die Hdnde des Besetzenden
tibergegangen ist, trifft dieser alle ihm zu Gebote stehenden Massnahmen, um nach
Maéglichkeit die dffentliche Ordnung und den regelmdssigen Gang der dffentlichen
Angelegenheiten wieder herzustellen und zu sichern. Dabei soll er, wenn nicht
untberwindliche Hindernisse entgegenstehen, die im Land geltenden Gesetze
aufrechterhalten.”

Nach Artikel 48 hat der Besatzer die Steuergesetze des besetzten Landes zu achten.
Art. 48, HLKO

“Wenn die Kriegspartei in dem besetzten Gebiete die zugunsten des Staates
bestehenden Steuern, Zille und Abgaben erhebt, so soll sie es mdglichst nach
Massgabe der fiir ithre Erhebung und Verteilung geltenden Vorschrif-
ten tun; es erwdchst hiermit fiir sie die Verpflichtung, die Kosten der Verwaltung
des besetzten Gebiets in demselben Umfange zu tragen, wie die gesetzmdssige Re-
gierung hierzu verpflichtet war.”

108https://de.wikipedia.org/wiki/Johannes_von_Miquel.
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Die Besatzungskosten"| sind von der Bevolkerung des besetzten Landes zu tragen. Die Ge-
meinde Neuhaus i. W. hat die britischen Besatzer (gerichtsfest) per Telefax aufgefordert die
Besatzungskosten einsehen zu konnen. Bis heute hat sie keine Antwort erhalten. Daher gehen
wir davon aus, dals keine Besatzungskosten zu leisten sind.

Art. 49, HLKO

“Wenn der Besetzende ausser den im vorstehenden Artikel erwdhnten Abgaben
andere Auflagen in Geld in dem besetzten Gebiet erhebt, so darf dies nur zur
Deckung der Bediirfnisse des Heeres oder der Verwaltung dieses Gebiets
geschehen.”

6.16.2. Steuerpflicht fiir abhdngig Beschiftigte

Zur Zeit versuchen wir herauszufinden ob,/ welches rechtliche Besteuerungsverhéltnis zu den
“Behorden” der BRD besteht. Laut Aussagen des Paderborner Finanzamtes, von Steuerbe-
ratern und offiziellen Internetseiten der Finanzidmter besteht eine “Beschrankte Steuerpflicht
bei Wohnsitz im Ausland”. Unter “beschrinkt Steuerpflichtige” versteht man andere “Staats-
angehorige” (im Handelsrecht) von anderen Léndern.

Wir gehen davon aus, dafl es zur Zeit keine Steuerpflicht fiir Staatsangehorige der
deutschen Bundesstaaten vor 1914 gegeniiber der BRD gibt. Seit Jahren fordern wir die
Alliierten und die “Behérden” der BRD auf, unsere offenen Fragen zu beantworten.

6.17. Korperschaften des 6ffentlichen Rechts (K.d.6.R.)
6.17.1. Abmelden von der Krankenkasse (K.d.6.R.)

Die Abmeldung von der Krankenkasse ist fiir abhéngig Beschéftigte besonders interessant,
weil die Krankenkassen den Grofsteil der Zwangsmitgliedsbeitrige einzieht. Da der Ar-
beitgeber “gesetzlich” verpflichtet ist diese Gebiihren abzufiihren, hat er keinen Einfluss. So-
bald das Geld abgefiihrt ist, hat auch der Arbeitnehmer keine Kontrolle mehr dariiber. Die
Krankenkassen handeln als Inkassounternehmen und treiben folgende Zwangsbeitriage ein:
Krankenversicherung, Pflegeversicherung, Arbeitslosenversicherung und Rentenversicherung.
Alle juristischen Personen, die in einer BRD-Gemeinde angemeldet sind, unterliegen in der
Regel den Zwangsmitgliedschaften bei den Korperschaften des offentlichen Rechts (Handels-
recht). Beispiel sind AOK, GEZ, IHK, Anwaltskammern, Arztekammer und Steuerberater-
kammer.

Die AOK NordWest ist als gesetzliche Krankenkasse eine Korperschaft des 6ffentlichen Rechts
mit Selbstverwaltung.

Abgemeldete juristische Personen sind frei von diesen Zwangsmitgliedschaften. Dem Amt der
Gemeinde Neuhaus ist es gelungen, ein Gemeindemitglied von der AOK NORDWEST zu
befreien.

In dem Antwortschreiben (siche Anhang ab Seite der AOK NORDWEST ging es nur
nebendchlich um den Organspendeausweis. Die AOK NORDWEST hat ihn unseres Erach-
tens benutzt um ihrem Schreiben die Brisanz zu nehmen. Zudem wird suggeriert (so unser
Eindruck), daf der Angeschriebene nicht zur Organspende bereit wire und somit sich somit
asozial verhalt.

109GG Art. 120 Abs. (1): Der Bund triigt die Aufwendungen fiir Besatzungskosten und die sonstigen inneren
und dufleren Kriegsfolgelasten nach néherer Bestimmung von Bundesgesetzen.
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Dennoch, die Gemeindemitglieder und Mitglieder des Netzwerk der Staatsangehorigen (NES-
TAGF__UD freuen sich iiber die positive Antwort/ das Einlenken der AOK NORDWEST.

Das Antwortschreiben ist anonymisiert worden, um die Personlichkeitsrechte der bei der AOK
angestellten Person zu schiitzen.

Bemerkenswert ist, daf es sich bei der AOK (Allgemeine Ortskrankenkasse) um eine be-
sondere Krankenkasse handelt, denn sie ist keine Ersatzkasse. Unser erfolgreicher Vorstofs
bestéitigt uns, daf der Rechtskreis der Staatlichkeit (von vor 1914) von Institutionen, die sich
im Handelsrecht befinden, akzeptiert wird.

6.17.2. Abmelden von der GEZ (K.d.6.R.)

Bei dem Inkassobiiro GEZ (ARD ZDF Deutschlandradio Beitragsservice) handelt es sich um
eine Korperschaft des 6ffentlichen Rechts (K.d.6.R.) ohne Rechtsfihigkeit.

“ARD ZDF Deutschlandradio Beitragsservice ist eine 6ffentlich-rechtliche, nicht
rechtsfadhige Gemeinschaftseinrichtung der in der Arbeitsgemeinschaft der 6ffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutschland (ARD) zusam-
mengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, des ZDF und des Deutschlandradio
zum Zwecke des Einzugs der Rundfunkbeitrdge nach dem Rundfunkbeitrags-
staatsvertrag.”

Quelle: Impressum , rundfunkbeitrag.de

Das aktuelles BGH-Urteil (Az. I ZB 64/14) zeigt, daf man als BRD-Biirger im “Rechts-
kreis der BRD'{''Y], also im Handelsrecht, nur wenige Mittel besitzt um sich gegen die GEZ-
Zwangsabgabe zu wehren.

“Der Bundesgerichtshof (BGH) hat in einem am Freitag veroffentlichten Be-
schluss entschieden, dafs die GEZ-Nachfolgestelle "Beitragsservice" Rundfunk-
gebiihrenforderungen auch ohne Ausgangsbescheid, Dienstsiegel, Unter-
schrift und Nennung des Glaubigers vollstrecken lassen kann (Az. I ZB
64/14).” Quelle: telepolis.de

Nach unserer Erfahrung ist die beste und sicherste Losung, sich in den giinstigeren Rechtskreis
der Staatlichkeit zu begeben.

Das Handelsrechtsspiel nennt sich Monopoly. Sie haben die Bank. Sie konnen jederzeit die
Spielregeln dndern. Sie haben die Schlofallee, Badstrafse, den Bahnhof, das E-Werk. ... Wer

in diesem handelsrechtlichen Monopolyspiel mitspielt, der kann nur verlieren.

6.17.3. Abmelden von der IHK (K.d.6.R.)

Bei den Industrie- und Handelskammern handelt es sich um Koérperschaften des 6ffentlichen
Rechts (K.d.6.R.).

Die Abmeldung von der Zwangsmitgliedschaft der Industrie und Handelskammern erfolgt ge-
nauso wie die Abmeldung von der GEZ/ der Krankenkasse (AOK siche Anhang ab Seite [A.6]).
Es ist wichtig sich bewulfst zu machen, dafs dffentlich-rechtlich nicht gleich staatlich ist! Auch
Stiftungen oder Banken im Handelsrecht konnen offentlich-rechtlich sein.

Die Zwangsmitgliedschaft kann auch als Mann oder Weib (Herr und Frau kennzeichnen die
Person) abgewehrt werden. Hierzu wird auf die Musterschreiben auf unserer Internetseite
verwiesen.

1Ohttp:/ /nestag.de
H1Handelsrecht
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6.18. Beantragen von Sozialgeld nach SGB Il & XII gemaR HLKO

Fiir Mitglieder der reaktivierten Gemeinden miissen die Alliierten die Versorgung mit “Ren-
ten” — soziale Absicherung — iiber die BRD bzw. die Sozialverbénde sicherstellen (siehe auch
Antrag SGB XII auf Seite .

Auch im Sozialgesetzbuch wird zwischen Bundesbiirgern und Deutschen Staatsangeho-
rigen unterschieden (siehe auch Staatsangehorigkeitsurkunde).

SGB XII Sozialgesetzbuch - Sozialhilfe § 133 SGB XI Ubergangsregelung fiir besondere
Hilfen an Deutsche nach Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes (1)

“Deutsche, die aufSerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes, aber innerhalb
des in Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes genannten Gebiets geboren sind und
dort ihren gewdhnlichen Aufenthalt haben, kénnen in auflergewohnlichen Notlagen
besondere Hilfen erhalten, auch wenn sie nicht die Voraussetzungen des § 24 Abs.
1 erfillen. § 24 Abs. 2 gilt. Die Hohe dieser Leistungen bemisst sich nach den
1m Aufenthaltsstaat in vergleichbaren Lebensumstdnden tiblichen Leistungen. Die
besonderen Hilfen werden unter Ubernahme der Kosten durch den Bund durch
Trager der freien Wohlfahrtspflege mit Sitz im Inland geleistet.”

Deutsche Staatsangehorige, die im Besitz der Staatsangehorigkeitsurkunde sind, kénnen So-
zialleistungen nach dem Sozialgesetzbuch (SGB II & XII) geméf dem Artikel 7 der Haager
Landkriegsordnung (Unterhalt) fordern. Die néchste Abbildung zeigt den Kopf des Formulars.
Leere Antragsformulare bieten wir zum kostenlosen Herunterladen auf unseren Internetseiten
an. Fiir das Beantragen wird die richtige Staatsangehorigkeit aus dem Rechtskreis von vor
1914 benétigt (Staatsangehorigkeitsurkunde nach RuStAG 1913 4.1), und es muss eine Be-
diirftigkeit vorliegen. Wichtig ist auch den Satz “geméfs Artikel 7 Haager Landkriegsordnung
(Unterhalt)” zu ergénzen so wie das Bild [25] zeigt.

Der Antrag wird bei einem der Sozialverbinde (z. B. Caritas) gestellt und nicht
bei einem Sozialamt der BRD! Bei Antragsstellung sollte man immer die richtige
Meldeadresse angeben. In unserem Fall die staatliche Gemeinde Neuhaus i. W.
und nicht bspw. die Firma “Stadt Paderborn”. Generell ist darauf zu achten,
keinen neuen Vertrag mit der BRD abzuschliefsen.

Eingang: Antrag auf Leistungen Az:
nach dem SGB XII

Hilfe zum Lebensunterhalt (3. Kapitel)
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (4. Kapitel)

XOX

sonstige Leistungen (5. bis 9. Kapitel)

qem, Artikel 7 Haager Landkriegsordnung (Unterhalt)

Bild 25: Antrag auf Sozialleistungen nach dem SGB XII - HLKO

H2http:/ /www.sozialgesetzbuch-sgh.de/sgbxii/133.html
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In der HLKO steht dazu.

Art. 7 [Unterhaltspflicht|

"Die Regierung, in deren Gewalt sich die Kriegsgefangenen befinden, hat fiir ihren Unterhalt
zu sorgen. In Ermangelung einer besonderen Verstindigung zwischen den Kriegfithrenden sind
die Kriegsgefangenen in Beziechung auf Nahrung, Unterkunft und Kleidung auf demselben
Fufse zu behandeln wie die Truppen der Regierung, die sie gefangen genommen hat."

Art. 7, HLKO

Der folgende Text wurde vom Caritas-Verband iibernommen.

Hilfe zum Lebensunterhalt (3. Kapitel SGB XIlI)

Die Hilfe zum Lebensunterhalt deckt den notwendigen Lebensunterhalt von Menschen, deren
wirtschaftliche und soziokulturelle Existenz auf andere Weise nicht gesichert werden kann.
Der notwendige Lebensunterhalt umfaft nach § 27a SGB XII: "Insbesondere Erndhrung,
Kleidung, Korperpflege, Hausrat, Haushaltsenergie ohne die auf Heizung und Erzeugung von
Warmwasser entfallenden Anteile, personliche Bediirfnisse des téglichen Lebens sowie Un-
terkunft und Heizung." Zu den persoénlichen Bediirfnissen des téglichen Lebens gehort in
vertretbarem Umfang eine Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft;
dies gilt in besonderem Maf fiir Kinder und Jugendliche.

Wie alle Hilfen im Leistungskatalog der Sozialhilfe nach dem SGB XII soll auch die Hilfe
zum Lebensunterhalt den Leistungsberechtigten die Fiihrung eines menschenwiirdigen Lebens
ermoglichen.

Der Leistungsanspruch berechnet sich (sehr vereinfacht dargestellt) wie folgt: Zunéchst wird
der Bedarf ermittelt, dann werden Einkommen und Vermogen (eigene Mittel) diesem Bedarf
rechnerisch gegeniiber gestellt. Ubersteigt der Bedarf die eigenen Mittel, besteht insoweit
(Fehlbedarf) ein Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt.

Nachrang der Hilfe zum Lebensunterhalt: Hilfe zum Lebensunterhalt erhélt nicht, wer
sich aus eigenen Kréften (z. B. Arbeitskraft) oder mit eigenen Mitteln (Einkommen, Ver-
mogen) selbst helfen kann oder wer die erforderliche Hilfe von anderen, insbesondere von
Angehérigen oder von Tragern anderer Sozialleistungen, erhélt. Insofern schiitzt Hilfe zum
Lebensunterhalt als letztes soziales "Auffangnetz" vor Armut und sozialer Ausgrenzung.
Grundsatzlich ausgeschlossen von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt sind — trotz Bediirf-
tigkeit — folgende Personengruppen:

O Personen, die leistungsberechtigt sind nach dem Sozialgesetzbuch, 2. Buch (SGB II),
d. h. erwerbsfahige Personen, die 15 Jahre oder &lter sind, aber noch nicht die Alters-
grenze nach § 41 Abs. 2 SGB XII erreicht haben (Anspruchsberechtigung auf Arbeits-
losengeld II),

O sowie deren nicht erwerbsfihige Angehorige (Anspruchsberechtigung auf Sozialgeld),

O Auslander, soweit eine Leistungsberechtigung nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
(AsylbLG) besteht.

80



Andere vorrangige Sozialleistungsanspriiche, z. B. auf Krankengeld, Grundsicherung im Al-
ter und bei Erwerbsminderung, Rente, Kindergeld etc. schlieffen einen Anspruch auf lau-
fende Hilfe zum Lebensunterhalt zwar nicht von vornherein aus, fithren aber durch rech-
nerische Beriicksichtigung dieser Leistungen auf der Einkommensseite zu einer Minderung
oder auch einem génzlichen Wegfall der Hilfe zum Lebensunterhalt. Als Einkommen sind
aber nicht nur Sozialleistungen, sondern auch (fast) alle anderen denkbaren Einkiinfte zu
beriicksichtigen, z. B. Mieteinnahmen, Unterhaltsanspriiche, Steuererstattungen und vieles
mehr. Wir informieren Sie gern im personlichen Beratungsgespréch tiber weitere Details und
Besonderheiten (z. B. nicht anrechenbare Einkiinfte, Bereinigung des Einkommens usw.). Ne-
ben der Selbsthilfe aus eigenen Kréften und der Ausschépfung aller in Betracht kommenden
(legalen) Einnahmemdglichkeiten ist schliefslich vorhandenes Vermogen (Barvermogen oder
Sachvermogen) vorrangig fiir den Lebensunterhalt einzusetzen. Hier gelten jedoch grofziigige
Schutzvorschriften, die den Leistungsberechtigten vor besonderen Héarten bewahren sollen.
Auch insoweit beraten wir Sie gern detailliert im personlichen Gespréch.

Bestandteile der laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt: Hilfe zum Lebensunterhalt
umfalt regelméfig je Person innerhalb der Bedarfsgemeinschaft eine Regelleistung. Die
Regelleistungen sind je nach Alter unterschiedlich hoch. Neben den Regelleistungen sind die
Kosten der Unterkunft (Wohnungsmiete oder Aufwendungen fiir Wohneigentum) als Be-
darf zu beriicksichtigen. Personen mit speziellen Bedarfen wird neben dem Regelsatz ein
Mehrbedarf zugestanden. Der Mehrbedarf wird als prozentualer Zuschlag zum Regelsatz
geleistet. Weiterhin konnen Beitrage fiir die Kranken- und Pflegeversicherung iibernommen
werden. Die Summe der anzuerkennenden Bedarfe stellt den "Gesamtbedarf zum Lebensun-
terhalt" fiir einen Bezugszeitraum (normalerweise fiir einen Kalendermonat) dar.
Zusatzliche Leistungen aufierhalb der laufenden Hilfegewdhrung: Einmalige Beihil-
fen werden —soweit notwendig— fiir die Erstausstattung der Wohnung einschlieflich Haus-
haltsgeréte, fiir die Erstausstattung mit Bekleidung (einschlieflich Sonderbedarf bei Schwan-
gerschaft und Geburt) sowie fiir die Anschaffung und fiir Reparaturen von orthopédischen
Schuhen, Reparaturen von therapeutischen Gerdten und Ausriistungen sowie fiir die Miete
von therapeutischen Geraten erbracht. Alle anderen denkbaren Einmalbedarfe —mit Ausnah-
me der Bedarfe fiir Bildung und Teilhabe im Sinne der §§ 34, 34a SGB XII- sind bereits
pauschaliert durch die Regelsétze abgegolten und aus diesen zu bestreiten. Von den Regel-
sitzen umfafter, jedoch im Einzelfall unabweisbar gebotener Sonderbedarf kann allerdings
als Darlehen gewahrt werden (§ 37 SGB XII). Wohnungsbeschaffungskosten, Mietkautionen
und Umzugskosten kénnen bei vorher erteilter Zustimmung zum Umzug ebenfalls (darle-
hensweise) iibernommen werden. Weiterhin kénnen bzw. sollen in bestimmten Sonderféllen
Schulden iibernommen werden, z. B. Mietschulden bei drohender Wohnungslosigkeit oder
sonstige Schulden bei einer vergleichbar schweren Notlage (§ 37 SGB XII).

Bildung und Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft:
Kinder und junge Erwachsene haben unter bestimmten Voraussetzungen Anspriiche auf zu-
sétzliche Leistungen aus dem Bereich Bildung und Teilhabe nach den §§ 34, 34a SGB XII.
Wichtig zu wissen fiir Empfanger von Hilfe zum Lebensunterhalt: Wie bestimmte
Sozialleistungsanspriiche die Gewdhrung von Hilfe zum Lebensunterhalt ausschlieften, so sind
auf der anderen Seite einem Empfinger von Hilfe zum Lebensunterhalt einige andere Sozi-
alleistungen ausdriicklich verwehrt. Wer laufende Hilfe zum Lebensunterhalt bezieht, kann
z. B. zusétzlich kein Wohngeld erhalten und ebenfalls keinen Kinderzuschlag. Es gibt aber
auch soziale Vergiinstigungen, die gerade wegen des Bezuges von Hilfe zum Lebensunterhalt
eingeraumt werden konnen, z. B. ein spezielles Zugangsrecht zur Krankenversicherung, die
Befreiung von den Rundfunkgebiihren, die Telefongebiihrenerméfigung, die Beratungs- oder
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Prozesskostenhilfe bei rechtlichen Streitigkeiten. Wir beraten Sie gern ausfiihrlich {iber al-
le Vergiinstigungen, die Sie als Empfénger/-in von Hilfe zum Lebensunterhalt in Anspruch
nehmen kénnen.

Notwendige Unterlagen

Fiir einen Sozialhilfe-Grundantrag werden regelmifig verschiedenste Unterlagen benétigt,
die der Antragsteller mitbringen sollte. Was im Einzelnen vorzulegen ist, hdngt natiirlich
von den Umsténden jedes Einzelfalles ab. In aller Regel sind aber folgende Nachweise erfor-
derlich: Vollstandige Einkommensunterlagen, Belege iiber eventuelles Vermogen, Nachweise
tiber laufende Ausgaben, Mietvertrag, ggf. drztliche Bescheinigungen und Befunde (bei Er-
werbsminderung). Das Sachgebiet Soziales informiert jeden Antragsteller ausfiihrlich, welche
Unterlagen vorzulegen sind.

6.19. Indirekter Zugriff auf Vermogen

Das Thema “Gerichtsvollzieher” ist schon im Abschnitt angesprochen worden.

Die Finanzbehorden versuchen, wenn sie deutsche Staatsangehorige nicht direkt belangen
konnen, den Weg tiber Dritte. Das sind dann vorzugsweise rechtlose Bundesbiirger/ Apoli-
de/ Staatenlose. Beispiel: “Vermieten und Verpachten” Die BRD-Finanzbehorde schickt eine
Drittschuldnererklirung an den Mieter. Dabei ist es wichtig zu wissen, dafs sich auch
BRD-Biirger frei entscheiden kénnen!

Der Mieter kann im Formular des Finanz’amtes” auf die Forderung, die Miete an die Fi-
nanzbehorde zu zahlen, mit “ja” oder “nein” ankreuzen. Diese Briefe sind so gestaltet, daf
es fiir den normalen “Steuerbiirger” schwierig ist, die Zusammenhénge zu erkennen. Dem
Anschein nach suggeriert das “Behorden”schreiben eine Pflicht, in Wahrheit handelt es sich
jedoch um ein freiwilliges Angebot. Wenn mit “nein” geantwortet wird, so versucht die
BRD-Finanzbehorde die “Forderung” iiber ein Handelsamtsgericht durchzusetzen. Es emp-
fiehlt sich, von den Mietern eine Vollmacht{rig] der Vertretung (Vorlage von Anwélten
nutzen) ausstellen zu lassen. Wir haben die Erfahrung gemacht, dat die BRD-Finanzbehorde
alle Forderungen auf Null gesetzt und die Klage zuriickgezogen hat, nachdem wir 15 Be-
Weisantrége{T_M] eingereicht haben. Deutsche Staatsangehérige[ﬂ_-g] brauchen im Gegensatz zu
Bundesbiirgern die Gerichtskosten nicht iibernehmen. Im internationalen deutschen Recht
gilt: “Wer die Musik bestellt, der muf sie auch bezahlen”.

In unserem Falle forderte die Gerichtskasse Hamm Zahlungen. Diese wurden nach entspre-
chenden Schreiben von den BRD-"Behérden” zuriickgezogen.

6.20. Umgang mit dem “Gerichtsvollzieher”

Der Gerichtsvollzicher (GV) arbeitet mittlerweile als freiberufliche Privatperson! Gegeniiber
abgemeldeten juristischen Personen besitzt er keinerlei (hoheitlichen) Befugnisse. Es ist wich-
tig, den Gerichtsvollziecher niemals (freiwillig) in die Wohnung,/ das Haus zu lassen. Da der
GV seine Handlung stets schriftlich ankiindigt, haben wir die Méglichkeit ihn im Vorfeld auf
unsere Rechte (Bundesstaatsangehorige mit Staatsangehorigkeitsurkunde) hinzuweisen. Zu
den Konsequenzen einer Zahlungsverweigerung verweisen auf den Abschnitt [5.1}

H3kostenlose Vorlage auf der Seite http://gemeinde-neuhaus.de

4 diese haben die Finanzbehorde veranlasst beim Amtsgericht alle Drittschuldnererklirunge zuriickzuziehen.
Siehe www.nestag.de/ unter Dateien.

H5RuStAG 1913 4.1 mit einer Staatsangehérigenurkunde.
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Erstes Gesetz liber die Bereinigung von Bundesrecht im Zustiandigkeitsbereich des
Bundesministeriums der Justiz (1. BMJBBG **/°%)

G.v. 19.04. 2006 BGBI. | S. 856 (Nr. 18); zuletzt geiindert durch Artikel 4 Abs. 13 G. v. 11.08,.2009 8GBI. | S. 2713
Gebung ab 25.04.2006, abweichend siehe Artkel 210
187 Ancerungen | Drucksachen / Entwur! / Begrindung | wid in 56 Vorschriften zitiert

Artikel 55 < > Artikel 57

Artikel 56 Aufhebung der Verordnung tiber MaBnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvolistreckung

(310-10)

Die Verordnung Uber Malnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvolistreckung in der im Bundesgesetzblatt Teil |11,
Gliederungsnummer 310-10, verdffentlichten bereinigten Fassung, gedndert durch Artikel 7 Abs. 17 des Gesetzes
vom 19. Juni 2001 (BGBI. | S. 1149), wird aufgehoben.

Bild 26: “Gesetzes’-Eintrag auf www.butzer.de

Mit der Bundesstaatsangehorigkeit nach RuStAG 1913 4.1 (Staatsangehorigkeitsurkunde)
gelten die internationalen volkerrechtlichen und handelsrechtlichen Vertrige, die von der
BRD-Verwaltung ratifiziert wurden fiir die natiirliche Person im Rechtskreis vor 1914. Zum
Beispiel:

1. Nach Protokoll Nr. 4 des Zusatzprotokolls der Européaischen Menschenrechte ist eine
Inhaftierung wegen zivilrechtlichen Anspriichen unzulissig. Die Abgabe der
eidesstattlichen Versicherung wird im Zivilrecht geregelt. Sie kann nicht durch Haft
erzwungen werden, da es nicht erlaubt ist, gegen sich selbst eine Erklarung
unfreiwillig abzugeben (siche auch Unschuldsvermutung Art. 6 II EMRK und der
Menschenrechtskonvention der UNO mit gleichlautendem Inhalt).

2. Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November
1950 (in Kraft seit dem 3. September 1953), Zusatzartikel 4 - Verbot der Freiheitsent-
ziehung wegen Schulden: “Niemand darf die Freiheit allein deshalb entzogen werden,
weil er nicht in der Lage ist, eine vertragliche Verpflichtung zu erfiillen.”

3. Internationaler Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte vom 19.Dezember 1966
(BGBI. 1973 II 1553) Artikel 11: “Niemand darf nur deswegen in Haft genommen wer-
den, weil er nicht in der Lage ist, eine vertragliche Verpflichtung zu erfiillen.”

4. Ubereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende
Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984 (BGBJ. 1990 II S. 246).

Das bedeutet u. a., da man wegen Geldschulden nicht verhaftet werden darf und sich vor
Gericht selbst verteidigen kann. Das AuslG-VwV gibt Auskunft {iber die von der BRD verwal-
teten Bundesbiirger. Fiir Ausldander ohne Staatsangehorigkeit (Staatenlose BRD-Mitglieder)
gelten die internationalen volkerrechtlichen und handelsrechtlichen Vertréage nicht ! Sie haben
keinen Schutz vor Verhaftung der BRD-"Behérden” bei Geldschulden.

6.21. Postversand zu alten Preisen im Selbstversuch

Immer mehr Menschen in diesem Land werden von dem Gefiihl geplagt, dafs hier etwas nicht
stimmt. Immer 6fter kommen Beweise ans Licht, daf die BRD ein besetztes Land ist (Obama
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2009: ,,Germany is an occupied country and it will stay that way.”), keine Souveranitit besitzt
(sondern diese den eigenen Biirgern gegeniiber nur vortéuscht), sie eine Staatsangehorigkeit
,deutsch ausstellt, die auf eine Verordnung aus dem Jahre 1934 fufit, usw. Auch bekannte
Kopfe wie Gregor Gysi geben inzwischen offen den Besatzungsstatus zu. Ein weiteres Indiz fiir
diese Situation kann aber jeder selbst erkennen, indem er einen Brief an einen Freund schreibt
und diesen mit nur 4 Cent beklebt. (Anleitung im folgenden Text) Grundlage scheinen das
Reichspostgesetz und der Weltpostvertra@ mit dem WeltpostvereinE] (UPU) zu sein.

Weltpostvertrag
Interessant sind folgende Ausziige aus dem Weltpostvertragpig].

3. Kriegsgefangene und Zivilinternierte

3.1. Briefsendungen, Postpakete und Sendungen der Postfinanzdienste, die entweder un-
mittelbar oder durch Vermittlung der in der Vollzugsordnung genannten Stellen an Kriegs-
gefangene gerichtet sind oder von diesen abgesandt werden, sind von allen Postgebiihren mit
Ausnahme der Luftpostzuschlége befreit. In einem neutralen Land aufgenommene und in-
ternierte Kriegsteilnehmer werden bei der Anwendung der vorstehenden Bestimmungen den
eigentlichen Kriegsgefangenen gleichgestellt.

3.2. Die in Absatz 3.1 vorgesehenen Bestimmungen gelten auch fiir Briefsen-
dungen, Postpakete und Sendungen der Postfinanzdienste, die entweder unmittelbar oder
durch Vermittlung der in der Vollzugs- ordnung genannten Stellen aus anderen Landern an
Zivilinternierte im Sinne der Genfer Konvention vom 12. August 1949 iiber den Schutz von
Zivilpersonen in Kriegszeiten gerichtet sind oder von diesen abgesandt werden [...|.

3.4. Pakete werden bis zu einem Gewicht von 5 Kilogramm gebiihrenfrei befor-
dert. Das Hochstgewicht wird fiir Sendungen, deren Inhalt unteilbar ist, und fiir Sendungen,
die zwecks Verteilung an die Gefangenen an ein Lager oder dessen Vertrauensleute gerichtet
sind, auf 10 Kilogramm heraufgesetzt. |...]

Da wir einerseits besetztes Land sind, die BRD nur ein Verwaltungskonstrukt der Alliierten
ist und keine hoheitlichen Befugnisse besitzt, besagtes Reichspostgesetz zu éndern und an-
dererseits das ,Deutsche Reich“ niemals untergegangen ist, gelten international auch seine
Gesetze weiter. Wie sich diese rechtliche Situation praktisch nutzen laft wird im Folgenden
erklart. Vorweg: Es gibt gleich mehrere Varianten. Lesen Sie selbst:

Gebiihrenfrei als Kriegsgefangenenpost

Mit dem Aufdruck/Aufkleber/Aufschrift ,Service des prisonniers de guerre - Kriegsgefan-
genenpost versenden Sie Post gebiihrenfrei”, (hier kann noch direkt darunter handschriftlich
das Datum und ein Namenszeichen vermerkt werden). Diese Variante sollte bei Schreiben an
,Behorden und an Bedienstete von solchen verwendet werden.

Bis heute verschickt der DRK-Suchdienst Nachrichten zu vermifsten Kriegsgefangenen welt-
weit gebiihrenfrei. Uber 70 Jahren nach Ende des sogenannten “Zweiten Weltkriegs” wird
Kriegsgefangenen-Post unentgeltlich — ohne Briefmarke — zugestellt. Der Zusatz ,Service des

H6http: / /www.transportrecht.de/transportrecht content/1145517132.pdf
Hhttp://www.upu.int/en.html
18Giehe auch “4-Cent-Briefversand” unter http://nestag.de in der Rubrik “Dateien”
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prisonniers de guerre — Kriegsgefangenenpost gebiihrenfrei” steht rot auf weifl in der rechten
oberen Ecke der Karte die der Gemeinde Neuhaus i. W. zugeschickt wurde. Franzosisch, weil
es die Weltpostsprache ist. Keine alltdgliche Sendung. Fiirwahr. Hansjorg Kalcyk, Sprecher
vom Suchdienst des Deutschen Roten Kreuzes (DRK) in Miinchen, versteht die Nachfrage
nicht. Er kennt es nicht anders: ,Fir uns ist das Alltag. Jedes Jahr sind es etwa 20.000
Poststiicke, die wir auf diese Weise (portofrei) verschicken.” Warum das so ist? ,Das richtet
sich nach den Genfer Konventionen, der der Weltpostvertrag angeschlossen ist”, sagt Rai-
ner Erzner, Sprecher der Post in Nordrhein-Westfalen. 196 Staaten sind den Abkommen, die
zum humanitidren Volkerrecht zéhlen, beigetreten. Die gebiihrenfreie Sendung gilt auch in
der Gegenwart. Beispiele aktueller Fille sind selten.

Mittels zweier 2-Cent-Briefmarken

Kleben Sie zwei 2-Cent-Briefmarken auf. Da wir die Post
nicht unndétig schadigen wollen, sollte fiir private Post diese
Variante Verwendung finden.

Gebiihrenfrei als Interniertenpost

Mit dem Aufdruck/Aufkleber/Aufschrift ,Service des in- o ool £207

, . . .. . COHMC 0
ternés - Interniertenpost versenden Sie ebenfalls gebiihrenfrei e : |
Post. Auch hier kann noch direkt darunter handschriftlich das %:{fmfnladifu}lgggfi-ubzu |
Datum und ein Namenszeichen vermerkt werden. !

5 ) ) } - Bild 27: Kriegsgefangenenpost
Fiir alle drei Varianten gilt: Adresse des Empfiangers: Vorna-

me(n), Name Strake Hausnummer, [Postleitzahl| Ort (Achtung!

Die Postleitzahl muft unbedingt in eckige Klammern geschrie-

ben werden!). Land (bei Sendungen innerhalb des Deutschen

Reiches sollte hier, da die BRD de jure fiir Reichsangehorige

Ausland ist, ,non domestic F.R.G.” (= nicht innerstaatlich, Federal Republic of Germany)
stehen, muf aber nicht. Auch Briefe ohne diesen Zusatz kommen an.

Adresse des Absenders: Vorname(n), Name, Strake Hausnummer, [Postleitzahl] Ort (Achtung!
Auch hier mufs die Postleitzahl unbedingt in eckige Klammern geschrieben werden!)
Weitere Informationen finden sich als PDF-Date{ ™)

19http: / /nestag.de/dokumente/Postverein 4 Cent.pdf.
Quelle: Artikel gekiirzt und mit einem Zusatz von PRAVDA.TV versehen, das Original vom von Joa-
chim Karpa ist hier nachzulesen: |http://www.derwesten.de/wp/panorama,63-jahre-nach-dem-krieg-ist-
post-portofrei-id1087959.html.

85


http://nestag.de/dokumente/Postverein_4_Cent.pdf
http://www.derwesten.de/wp/panorama/63-jahre-nach-dem-krieg-ist-post-portofrei-id1087959.html
http://www.derwesten.de/wp/panorama/63-jahre-nach-dem-krieg-ist-post-portofrei-id1087959.html

7. Friedensvertrag zum Ersten Weltkrieg

Der Friedensvertrag muss mit den drei westlichen Allierten (GB, FR, USA) zum Ersten
Weltkrieg geschlossen werden. Mit Russland existiert bereits seit dem 3. Méarz 1918 der Frie-
densvertrag von Brest—LitowskFiUl. Russland hat sich 1990 an diesen Friedensvertrag gehalten.
Es hat sich auf die im Friedensvertrag festgelegten Grenzen zuriickgezogen. Russland hat die
Besatzung des sogenannten “Zweiten Weltkrieges” im Handelsrecht beendet und seine milli-
tarische Besatzung (in Mitteldeutschland) aufgegeben. Lediglich das Gebiet Konigsberg ist
noch besetzt.

Mogliche Szenarien im Jetzt sind im Flughafen von Denver an die Wéande gemalt. Interessant
sind die Gemalde “Der grofse Krieg” und “Der grofe Frieden”. Das Bild [28 zeigt den “Grofen
Frieden” und die Moglichkeit der Deutschen Vélker, den Weltfrieden zu erreichen. In der
Mitte des Bildes steht ein Junge, der die Waffen dieser Welt auf einem Amboss zerschlégt.
Es handelt sich um einen deutschen Jungen, mit blonden Haaren und bayrischer Tracht,
entsprechend dem amerikanischen Klischee von einem Deutschen.

Bild 28: “Der grofte Frieden” Portrait in Denver

Informationen zum Thema “Weltfrieden” geben wir u. a. in den Kurzvideos “Steht auf fiir
den Weltfrieden 2.0“|TE| und “Weltfrieden 3.0’@ Neben der deutschen gibt es auch eine
russischd ™% und eine englischd™¥] Version dieses Videos.

Wenn wir uns die Abdankungsurkunde des Deutschen Kaisers vom 28. November 1918 anse-
hen wird uns bewufst, dafs die preufsischen Beamten aufgefordert werden das Reich zu retten.
preufische Beamte sind: Gemeindevorstinde, Amtméanner, Biirgermeister und Missionsleiter.

20http: / /www.1000dokumente.de/

12Thttps: //www.youtube.com /watch?v=y4lm6d7oxFM

122https:/ /www.youtube.com/watch?v=-EeNP9ouu 0

123Bcrapaiite 3a Mup Bo Beem Mupe! https://www.youtube.com /watch?v=xx3phyLTLyA
124World Peace https://www.youtube.com/watch?v=LNzCPbUr_CE
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Steht auf fur den Aufruf an das

Weltfrieden ! deutsche Volk

Steht auf fiir den Weltfrieden 2.0 Weltfrieden 3.0

Bild 29: Video “Steht auf fiir den Weltfrieden”

Bild 30: Geschichtsfialschung “Hambacher Manifest”

Das Bild 30| zeigt ein Originalgemélde vom Hambacher Manifest sowie eine Gedenkbriefmarke

der “DEUTSCHEN POST”. Man beachte die Reihenfolge der Farben auf der Flagge.
Das bedeutet:

O in eine goldene Zukunft
O durch die blutigen Kriege

O aus der dunkelen Vergangenheit der Besatzung
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Diese Flagge wurde erstmal durch die Weimarer Republik und anschlieffend von der Bundes-
republik Deutschland auf den Kopf gestellt. Man kann sie wie folgt interpretieren: “aus einer
goldenen Vergangenheit in eine dunkle Zukunft”

Der Friedensvertrag wirkt sich nicht nur auf unser Land aus. Er kann viel mehr die Ver-
treibung und das Leiden aller Volker beenden, die vom SHAEF-Vertrag betroffen sind: Ara-
méer, Assyrer, Kurden, Libyer, Ukrainer usw. Vor allem fiir die geschichtstrichtigen Volker
(u. a. die Araméer und Assyrer) ist der Friedensvertrag wichtig. Er kann ihnen Schutz- und
Staatsgebiete ermoglichen. Ohne solche Gebiete werden diese Volker wohl durch Vertreibung
aussterben.

i= Nesen des Refoks, vas fol;la
| e Refchagebiet sussehlienlt

o -'dmucmuun Untersehrift usd beige-
Lichen Jnsiegel.

R A

Bild 31: Abdankungsurkunde/ Erklarung des Kriegszustandes durch den deutschen Kaiser

Wir, die souverédnen Deutschen, kénnen diesen Menschen eine Riickkehr in ihre angestammte,
vertraute und geliebte Heimat ermdglichen!

Mit dem Friedensvertrag zum Ersten Weltkrieg liegt der Weltfrieden in unserer
Hand!
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8. Schlusswort

Dieses Buch ist nicht als Herausforderung an das BRD-System zu sehen. Es ist eine Auf-
forderung an alle, sich mit der wahren Geschichte unseres Landes zu befassen. Glaubt nicht
blind das, was von den Besatzern in unseren Geschichtsbiicher geschrieben wurde. In einem
besetzten Land bestimmt immer der Besatzer, welches Wissen in den Schulen und den Medi-
en (Fernsehen, Zeitungen und Verlage) verbreitet wird. Im Bewuftsein dieser Tatsachen ist
dieses Buch ein Appell an alle Bedienstete im BRD-System sich zu fragen:

,Diene ich dem Land, dem Volk, den Kindern, Frauen und Méannern oder einem
System, das die Freiheit und Selbstbestimmung jedes Einzelnen immer mehr ein-
schrankt*?

,Bin ich nicht selbst als Frau und Mann letztendlich betroffen, aber auch verant-
wortlich fiir das was in unserem Land geschieht*?

,Welches Erbe will ich der néchsten Generation, unseren Kindern und Enkeln,

hinterlassen*?

Der franzosische Feldherr und Kaiser Napoleon Bonaparte sagte:

“ES GIBT KEIN GUTMUTIGERES, ABER AUCH KEIN LEICHTGLAU-
BIGERES VOLK ALS DAS DEUTSCHE. KEINE LUGE KANN GROB
GENUG ERSONNEN WERDEN, DIE DEUTSCHEN GLAUBEN SIE. UND
UM EINER PAROLE WILLEN, DIE MAN IHNEN GIBT, VERFOLGEN
SIE IHRE EIGENEN LANDSLEUTE MIT NOCH GROSSERER ERBIT-
TERUNG, ALS IHRE WIRKLICHEN FEINDE.”

Es bleibt zu hoffen, daft es genug Frauen und Manner gibt, die selbst denken und nicht zu
denen gehoren, die ihre eigenen Landsleute erbitterter verfolgen als ihre wirklichen Feinde.

Unser wichtigstes Ziel ist der Friedensvertrag!

Seit dem Beginn des Ersten Weltkrieges befindet sich unser Land im Kriegs-und Bela-
gerungszustand. Im Jahre 1918 wurde dieser Zustand durch eine Waffenstillstandsverein-
barung unterbrochen. Was ein Waffenstillstand bedeutet, wird im Artikel 36 der Haager
Landkriegsordnung definiert:

Art. 36 |[Folgen des Waffenstillstandes; Aufnahme der Kampfhandlungen|

Der Waffenstillstand unterbricht die Kriegsunternehmungen kraft eines wechsel-
seitigen Ubereinkommens der Kriegsparteien. Ist eine bestimmte Dauer nicht
vereinbart worden, so konnen die Kriegsparteien jederzeit die Feindse-
ligkeiten wieder aufnehmen, doch nur unter der Voraussetzung, dafs der Feind,
gemék den Bedingungen des Waffenstillstandes, rechtzeitig benachrichtigt wird.

Die Beendigung des aktuellen Kriegszustandes/ Waffenstillstandes kann nur durch einen vol-
kerrechtlichen Friedensvertrag erreicht werden. Ein solcher Friedensvertrag kann nur von
jenen souverdnen Staaten oder seinen Organen abgeschlossen werden, die damals die Kriegs-
erklarungen ausgesprochen haben. In unserem Land besitzen nur die reaktivierten Gemein-
den und Stadte die Reststaatlichkeit. Heute sind die alliierten Lénder im Handelsrecht. Die
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Reststaatlichkeit von Grofbritannien und Nordirland liegt beim Oberhaus, in Amerika beim
Kongress und in Frankreich beim Parlament der Kammer des Oberhauses.

Nach einem richtig abgeschlossenen Friedensvertrag ist unser Land wieder vollstandig souve-
rian und die Staatsangehorigen konnen ihre Belange selbst bestimmen. Die Viter des Ham-
bacher Manifestes haben diesen Weg vorausgesagt. Ihre Fahne war Gold-Rot-Schwarz (siche

Bild [50).
Dieses Buch soll Mut machen!

Wir haben erfahren, daf uns Polizisten und Mitarbeiter von handelsrechtlichen Verwaltungen
ihre Anerkennung beziiglich unseres Strebens aussprechen, und uns mit Hinweisen und Rat
unterstiitzen. Selbst Mitarbeiter von Geheimdiensten machen keine Ausnahme.

Oft handeln Bedienstete der BRD entsprechend interner Dienstanweisungen, da sie Repres-
salien fiirchten. Sie haben die Pflicht zur Remonstration[ ] wenn sie aufgefordert werden
gegen das internationale Volkerrecht, internationale Handelsvertrage, Menschenrechte oder
das internationale deutsche Recht zu verstoften.

Jeder sei aufgefordert, sich mit der wahren Geschichte unseres Landes zu befassen. Es ist eine
Aufforderung handelsrechtliche und volkerrechtliche Vertréage, das internationale deutsche
Recht zu kennen und einzuhalten. Es ist eine Auffordung, das Recht in einer souverdnen
Gesellschaft zu etablieren.

125Eine Remonstration (von lateinisch remonstrare ,wieder zeigen®) ist eine Gegenvorstellung oder eine Ein-
wendung, die ein Beamter gegen eine Weisung erhebt, die er von seinem Vorgesetzten erhalten hat. Re-
gelungen finden sich in § 63 BBG (bis 2009 § 56 BBG) und § 36 BeamtStG, ehemals § 38 BRRG. Nach
den Vorschriften des Beamtenrechts muss der Beamte seine dienstlichen Handlungen auf ihre Rechtméfig-
keit priifen. Hat er Bedenken gegen die Rechtméfigkeit einer Weisung, so muss er seinem unmittelbaren
Vorgesetzten gegeniiber remonstrieren, d. h. gegen die Ausfiihrung der Weisung Einwande erheben.
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A. Anhang

A.1. Wichtige Hinweise

Wir —die deutschen Staatsangehorigen— sind verpflichtet unsere Rechte und Pflichten zu ken-
nen. Im Rechtsverkehr miissen wir auf unseren Rechtsstatus/Rechtskreis hinweisen und ihn
begriinden. Andernfalls betrachten und behandeln uns die Organe der BRD (bspw. die Firma
POLIZEI) wie einen BRD-Biirger.

Man sollte immer die Meldeadresse der staatlichen Gemeinde angeben, d. h. in
unserem Fall die Gemeinde Neuhaus i. W. und nicht bspw. die Firma “Stadt
Paderborn”. Generell ist darauf zu achten keinen neuen Vertrag mit der BRD
abzuschliefien.

Die Angestellten der BRD haben Dienstanweisungen nachdem sie auf systemkritische Schrei-
ben nicht antworten sollen. Eine schriftliche Antwort (Bestétigung) von einer BRD-"Behérde”
gegeniiber reaktivierten Gemeinden und ihren Mitgliedern ist in der Regel nicht zu erwarten.
Grundsétzlich empfiehlt es sich nur auf wichtige Schreiben der BRD-"Behérden” (bspw. gelbe
Briefe) zu antworten. Dabei sollte immer auf den Rechtsstatus hingewiesen werden. Damit
diese zugeordnet werden konnen, wird im Betreff auf das Datum und den Sachverhalt hinge-
wiesen. Aktenzeichen der BRD-"Behorden” werden generell nicht verwendet, da
sie in einen Vertrag fiihren konnen. Um sich Schreibaufwand zu sparen ist es sinnvoll,
Textbausteine zu nutzen; so wie es BRD-"Behoérden” auch tun.

Zudem sollte man Schreiben und Formulare nur dann unterschreiben, wenn man sie auch
verstanden hat und die rechtlichen Folgen abschitzen kann. Problematisch ist bspw. daf
uns bei dem Beantragen des Personalausweises die Vertragsbedingungen nicht ausgehéndigt
werden. Da uns die Rechtsfolgen héufig verheimlicht werden, sollte man moglichst selten
eine Unterschrift leisten. Unterschreiben Sie niemals auf einem elektronischen Eingabegerit
(Touchpad), sondern bestehen Sie auf Stift und Papierformular. Thre digital “abgegebene”
Unterschrift kdnnte zukiinftig mifbraucht werden.

Im Rechtsverkehr mit Staats- und Handelsbehérden hat die Position der Unterschrift folgende
Bedeutung;:

O links unterschreibt der Schuldner (Beamte/Angestellte der “Behorde”)
O mittig unterschreibt die neutrale Person/Institution (Kaufmann/Gemeinde)
O rechts unterschreibt der Glaubiger (Staatsangehoriger)

Schreiben von BRD-"Behorden” sind u. a. zu priifen auf: Siegelbruch, Paraphen, gerichtsfeste
Unterschrift, im Auftrag (keine Haftung)/in Vertretung, Ausklammerungen und Unterschrif-
ten in “Késten”.

Es ist empfehlenswert immer einen Schritt nach dem anderen zu tun, d. h. nicht zu viele
“Baustellen er6ffnen”. Nur so behélt man den Uberblick und kann Reaktionen von “Behérden”
gut zuordnen. Beim jedem Kontakt (miindlich/schriftlich) sollte man freundlich sein.

Bei jedem Schreiben auf den § 119 BGB von 1896 “Anfechtung wegen Irrtums”
hinweisen!
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Es empfiehlt sich immer alle Rechtsebenen per Telefax anzuschreiben; bspw. Kreis,
Innenministerium NRW und das Innenministerium der BRD.

Beispiel: Wenn wir den richtigen Staatsangehorigkeitsausweis (Ahnennachweis bis vor 1914)
beantragen und uns Steine in den Weg gelegt werden, dann spricht man zuerst mit der fiir
die Deutsche Frage zustdndige Person. Diese ist der Leiter des Einwohnermeldeamtes (fiir
BRD-Angehdérige ist der Biirgerservice zustéindig!).

Sollte diese zustandige Person nicht korrekt nach den Alliierten Anweisungen arbeiten, wendet
man sich an die Deutsche Frage zustiindigen Personen?’ im Innenministerium NRW und
dem Innenministerium der BRD. Diese verantwortlichen Personen kénnen iiber internationale
Firmenregister (D&B, Manta, Hoppenstedt) recherchiert werden.

Jeglicher Schriftverkehr mit der BRD muss gerichtsfest per Telefax erfolgen.
Wenn das nicht zum Erfolg fiihrt stellt die Gemeinde als staatliche Gebietskorperschaft eine
internationale Strafanzeige/Strafantrag bei der UNO, den fiinf Alliierten und den zusténdigen
Behorden der Alliierten (bspw. Area Claims Office (ACO) in Bielefeld) sowie der BRD-
"Behorden”.

A.2. Zitate
Zitate zum Ersten Weltkrieg

,Fin solches Land und Volk (Deutschland) kann nur durch Spionage und ge-
waltsame Plidne vom Wettbewerb in der allgemeinen Hochkultur der Menschheit
ausgeschaltet werden.”

Richard Burdon Viscount Haldane 3. August 1911

,Die Friedensliebe des deutschen Kaisers biirgt uns dafiir, dak wir den Zeitpunkt
des Krieges selbst zu bestimmen haben werden®

Sasonow russischer Auffenminister November 1913

,Wann immer es England zulaft, werden Frankreich und Russland iiber Deutsch-
land herfallen®.

Colonel House,Berater des amerikanischen Prisidenten Wilson Mai 1914

,Wilhelm II war der einzige dieser nationalen Fiihrer, der, als er entdeckte, daf
ein européischer Krieg drohte, die grofsten Anstrengungen machte, den Krieg zu
unterdriicken®.

US-Senator Owen im Mdarz 1926

126Der Innenminister ist beispielsweise der Geschéftsfiihrer der Firmenbehérde Innenministerium.
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Besorgniserregende Zitate

Einige der folgenden Zitate stellen unserer Meinung nach einen Hochverrat bzw. Aufruf zum
Volkermord dar. Jeder sollte sich seine eigene Meinung bilden.

,Denn wir haben wahrlich keinen Rechtsanspruch auf Demokratie und soziale
Marktwirtschaft auf alle Ewigkeit.“

Angela Merkel, Rede am 16.06.2005 zum 60-jihrigen bestehen der CDU

.Es ist beim Regieren sehr hinderlich, wenn man sich beim Andern der Verfassung
an die Verfassung halten muf.“

Wolfgang Schduble

»Es ist Aufgabe der Politik, das Bedrohungsgefiihl in der Bevolkerung zu stérken.

Angela Merkel am 03.02.2003 ivm Prdsidium der CDU

,Wir sollten das Wiedervereinigungsgebot aus der Pridambel des Grundgesetzes
streichen.”

Joschka Fischer, “Die Welt” vom 29.Juli 1989

,Deutschland verschwindet jeden Tag immer mehr, und das finde ich einfach grofs-
artig.

Jirgen Trittin, Bindnis90/Die Grinen, FAZ vom 02.01.2005

,Deutschland muss von aufsen eingehegt, und von innen durch Zustrom heteroge-
nisiert, quasi verdiinnt werden.”

aus Joschka Fischers Buch “Risiko Deutschland”

,Es geht nicht um Recht oder Unrecht in der Einwanderungsdebatte, uns geht
es zuerst um die Zurlickdringung des deutschen Bevolkerungsanteils in diesem
Land.” Vorstand der Biindnis90/Die Grinen von Minchen
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LWir, die Griinen, miissen dafiir sorgen, so viele Auslander wie moglich nach
Deutschland zu holen. Wenn sie in Deutschland sind, miissen wir fiir ihr Wahlrecht
kiimpfen. Wenn wir das erreicht haben, werden wir den Stimmenanteil haben, den
wir brauchen, um diese Republik zu verdandern.

Daniel Cohn Bendit, von den GRUNEN

,Deutsche Nation, das ist fiir mich iiberhaupt nichts, worauf ich mich positiv
beziehe — wiirde ich politisch sogar bekdmpfen.*

Franziska Drohsel, SPD Bundesvorsitzende der Jusos bei Cicero-TV

,Deutschland ist ein Problem, weil die Deutschen fleiffiger, disziplinierter und be-
gabter als der Rest Europas (und der Welt) sind. Das wird immer wieder zu
‘Ungleichgewichten’ fithren. Dem kann aber gegengesteuert werden, indem so viel
Geld wie nur moglich aus Deutschland herausgeleitet wird. Es ist vollkommen egal
wofiir, es kann auch radikal verschwendet werden — Hauptsache, die Deutschen ha-
ben es nicht. Schon ist die Welt gerettet.*  Joschka Fischer, Biindnis90/GRUNE

,Wir wollen, daft Deutschland islamisch wird.”

Cem Ozdemir,"BQO/Gm'ne, auf Bemerkung von Susanne Zeller-Hirzel (letzte
Uberlebende der Weiflen Rose; Widerstandsgruppe im 3. Reich)

,Deutsche sind Nichtmigranten, mehr nicht!* Claudia Roth, Biindnis90/Die
Griinen

,lch wollte, daft Frankreich bis zur Elbe reicht und Polen direkt an Frankreich
grenzt.”

Sieglinde Friefs, Bindnis90/Die Grinen vor dem Parlament im Bundestag, FAZ
vom 6.9.1989

,Deutsche Helden miisste die Welt, tollwiitigen Hunden gleich, einfach totschla-
gen.* Joschka Fischer, B90/Die
Griinen

,Die Frage, [ob die Deutschen aussterben|, das ist fiir mich eine, die ich an aller-
letzter Stelle stelle, weil dieses ist mir, also so wie sie hier gestellt wird, verhélt-
nismafkig wurscht.”

Renate Schmidt, SPD € ehem. Bundesfamilienministerin, am 14.3.1987 im BR
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Souveradnitat

“Wir haben nicht die Verfassung Deutschlands oder Westdeutschlands zu machen.
Wir haben keinen staat zu errichten. Wir haben etwas zu schaffen, das uns die
Moglichkeit gibt, gewisser Verhéltnisse Herr zu werden, besser Herr zu werden,
als wir das bisher konnten.”

Carlo Schmid, Abgeordneter im Parlamentarischen Rat am 8. September 1948
“Wir miissen uns ja abheben vom Gespréach gestern zwischen der Kanzlerin und

ihrem Stellvertreter, ob sie die firma vielleicht gemeinsam weiter fiithren.”

Jirgen Trittin, Bindnis 90/Die Grinen

”[...] und wir in Deutschland sind seit dem 08. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt
mehr voll souverdn gewesen |...|” Wolfgang Schéduble am 21.11.2011

“Wir haben unseren Auftrag nicht vom Deutschen Volke,
sondern von den Alliierten!” Konrad Adenauer, deutscher Bundeskanzler

“Bundeskanzler der Alliierten!” Herbert Wehner, Mitglied des Bundestages

”[...] mit der Kapitulation der Deutschen Wehrmacht am 08. Mai 1945 ist das
Deutsche Reich nicht untergegangen. Es gibt keinen volkerrechtlich wirksamen
Akt durch den die 6stlichen Teile des Deutschen Reiches von diesem abgetrennt
worden sind ... unser politisches Ziel bleibt die Herstellung der staatlichen Einheit
des Deutschen Volkes in freier Selbstbestimmung.”

Theo Waigel auf Schlesiertreffen in 1989

»lch sage Euch, wir haben gar keine Bundesregierung. Wir haben — Frau Mer-
kel ist Geschéaftsfiihrerin einer neuen Nichtregierungsorganisation hier in Deutsch-
land. Das ist das, was hier ist.“  Sigmar Gabriel, Feb. 2010
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“Deutschland wird nicht mit dem Ziel der Befreiung besetzt,
sondern als eine besiegte feindliche Nation zur Durchsetzung alliierter Interessen.”

Amerikanische Regierungsanweisung ICG 1067, April 1945

“Germany is an occupied country, and it will stay that way.”

Barack Obama, US-Prdsident bei seinem Truppenbesuch 2009 in Rammstein

,Diejenigen, die entscheiden, sind nicht gewéhlt und diejenigen, die gewahlt wer-
den, haben nichts zu entscheiden.* Horst Seehofer 2011

Allgemeine Zitate

,Wir beschliefsen etwas, stellen das dann in den Raum und warten einige Zeit ab,
ob was passiert. Wenn es dann kein grofes Geschrei gibt und keine Aufsténde,
weil die meisten gar nicht begreifen, was da beschlossen wurde, dann machen wir
weiter — Schritt fiir Schritt, bis es kein Zuriick mehr gibt.”

Jean-Claude Juncker 1999 iber die Birokratie in Briissel

,Bezweifele nie, dafs eine kleine Gruppe von Menschen die Welt verdndern kann.
Tatséchlich ist dies das Einzige was je etwas verdndert hat.”

Margaret Mead, Das Geldsystem in 6 Minuten['™)|

“In Zeiten globalen Betrugs gilt es als revolutionére Tat, wenn man die Wahrheit
sagt.” George Orwell

"Zuerst ignorieren sie dich, dann lachen sie iiber dich, dann bekdmpfen sie dich
und dann gewinnst du!"

“Ziviler Ungehorsam wird zur heiligen Pflicht, wenn der Staat den Boden des
Rechts verlassen hat.”

"Wer Unrecht, das ihm zugefiigt wird, schweigend hinnimmt macht sich mitschul-
dig." Mahatma Gandhi

127

(vgl. “Welt” vom 4. Juli 1994)

128http:/ /www.youtube.com /watch?v=aVE4JD Mq_ A
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"Seid misstrauisch gegen ihre Macht, die sie vorgeben fiir euch erwerben zu miis-
sen!"

"Seid unbequem, seit Sand, nicht Ol im Getriebe der Welt!"

Glinter Eich

,Die Grofen horen auf zu herrschen, wenn die Kleinen aufhéren zu kriechen.”

Friedrich Schiller

“Der auf den Grund geht gehorcht sich selbst;
Unwissenheit tut was ihr diktiert wird.”

Thomas Paine, Rechte des Menschen

“Wenn Du merkst, dafs Du ein totes Pferd reitest, steig ab!” Indianerweisheit

,Was allgemein als ausgemacht gilt, verdient am meisten untersucht zu werden.

Georg Christoph Lichtenberg

,Niemand ist hoffnungsloser versklavt als jene, die fdlschlicherweise glauben, frei
zu sein.” Johann Wolfgang von Goethe

“Die Wenigen, die das System verstehen, werden so sehr an seinen Profiten
interessiert oder so abhéingig sein von der Gunst des Systems, dafl aus deren
Reihen nie eine Opposition hervorgehen wird. Die grofse Masse der Leute aber,
mental unfahig zu begreifen, wird seine Last ohne Murren tragen, vielleicht sogar
ohne zu mutmafen, dafs das System ihren Interessen feindlich ist.”

Rothschild 1863

Wenn man das Ol kontrolliert, kontrolliert man die Nationen, kontrolliert man
die Nahrungsmittel, so kontrolliert man die Volker.*

Henry Kissinger, Friedensnobelpreistriger
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,Wir stehen am Rande einer weltweiten Umbildung. Alles, was wir brauchen ist die
richtige, allumfassende Krise, und die Nationen werden in die Neue Weltordnung
einwilligen.”

David Rockefeller, 1991

“Man schafft niemals Verdanderung, indem man das Bestehende bekdmpft. Um
etwas zu verdndern, baut man neue Modelle, die das Alte tiberfliissig machen.”

Buckminister Fuller

"Natiirlich, das einfache Volk will keinen Krieg |...| Aber schlieflich sind es
die Fihrer eines Landes, die die Politik bestimmen, und es ist immer leicht, das
Volk zum Mitmachen zu bringen, ob es sich nun um eine Demokratie, eine faschis-
tische Diktatur, um ein Parlament oder eine kommunistische Diktatur handelt.
[...] Das ist ganz einfach. Man braucht nichts zu tun, als dem Volk zu sagen, es
wiirde angegriffen, und den Pazifisten ihren Mangel an Patriotismus vorzuwerfen
und zu behaupten, sie brachten das Land in Gefahr. Diese Methode funktioniert
in jedem Land."

Interview mit Gustave Gilbert in der Gefiangniszelle, 18. April 1946, Nirnberger
Tagebuch S. 270

“Durch ihre Unglaubhaftigkeit entzieht sich die Wahrheit dem Erkanntwerden.”

Heraklit, vorsokratischer Philosoph aus Griechenland.

98



A.3. Dokumente inkl. Schreiben von BRD-"Behorden”

10.

. Person, Mensch, freies Weib, freier Mann - was ist damit gemeint?

. Eintragung der Nichtregierungsorganisation (NGO=non-governmental organisation) “Ger-

many” bei der UNO

Stadt Aschaffenburg: ,,Pass und Personalausweis keine Nachweis der deutschen Staats-
angehorigkeit

. Landkreis Demmin: ,[.. .| dak es eine Staatsangehérigkeit der Bundesrepublik Deutsch-
land, [...] , nicht gibt.“ (2 Seiten)
. Bayerisches Verwaltungsgericht Regensburg: ..§ 15 GVG und Gesetze weggefallen®

. Bundesministerium der Justiz, Bonn: ,Uberleitungsvertrag und damit die Besatzung

noch in Kraft®

Schulamt des Kreises Rendsburg-Eckernforde: ,,Ubernahme in das Beamtenverhéltnis
auf Probe nur fiir , EU-Staatsangehorige”. Da die EU kein Staat ist, sondern ein Verein,
kann es auch keine ,EU-Staatsangehorigkeit” geben. Deutsche Staatsangehorige konnen
keine Beamte auf Probe werden ! (2 Seiten)

ZPOEG vom 22.12.2011 mit Ausfertigungsdatum 30.01.1877
StPOEG vom 29.07.2009 mit Ausfertigungsdatum 01.02.1877

Nr. 354B Anlage 2, Protokoll des franzosischen Vorsitzenden
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UNO-Quelle:

http://esango.un.org/civilsociety/showProfileDetail.do?method=showProfileDetails&profileCode=43653

UNO NGO Branch: Listed Germany Stand: 27.10.2011
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Aussenminister Genscher hat am 03.Oktober 1990 im Auftrag der 5 Allierten die
Bundesrepublik Deutschland (,BRD“) bei der UNO abgemeldet und an Stelle dessen
Deutschland ,Germany“ angemeldet. Status von Deutschland/Germany seit Anmeldung
durch Genscher bei der UNO: gelistet als Nicht-Regierungsorganisation, englisch: NGO.

Ein Staat mit dem Namen Bundesrepublik Deutschland existiert bei der UNO nicht.
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(- STADT Oeocateg, 19 Naversder 201)
iy ASCHAFFENBURG

Startunte | Birger in Aschalfenbury | Birgerservice | Staatsangetdageats wesan | Festatelung der
Soutschan Saatiangeronighedt

e ———

FESTSTELLUNG DER DEUTSCHEN STAATSANGEHORIGKEIT

for e Feststelung der dewtschen SRAtsangendngielt kann ein SLatsangetacigmtysuswes bosctragt
welroen.

Der Bundesptrsonalauswns 0der dor doutsche Remsendss und kein Nachwes uber den Besez der
doutschen Staatsangehdngkelt. Sie Degrunden edighch dm Vermotung, doss der Auswelsinhaber die
deutsche Staatsangehongiet Desitre

Owa doutscho Staatsangehinighet wird durch eine Stassangehingheitsurnunde
{Staatsangehdrghensausneis] rachgewioran

ve GebUhr fur enen Stastsangehangkeitsauswels Detragt 25 Euro

2 Bayerisches Staastsminsstenum des Inoeren
2 wekere informationsn

KONTAKT ZUR STADTVERWALTUNG

Stadt Aschaftenburg
Burgeromt
Oalbergser. 15
61739 Aschaffertury
Yelefon: 06021 330 - 1481
Telefax: 0021 3106 26
Tmail; 2 busrgeractGaschatienturs. e
- e
R e e R R I e N S L T T L T e ] WO ey - S L

Der Hintergrund ist, dafs sowohl Personalausweis wie auch der Reisepass ohne vorherige
Priifung der Staatsangehdrigkeit ausgestellt werden.
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INDKREIS DEMMIN ™
/ I LANDRAT
R
==
1715) Svmbages

N3 Dezzrin 5, Misrz 2006

Astrag suf Elnbrgerusg vom 24. Novessber 2008

Sebe peehrte Frau NN,

mwmamdmnmam
Auslinder ist.

snmnwuwRumu&wuw&
Deutschiand erwerben 2o wollen.

MD&!WM&MWM”.M!M
— 2BVR 373K3 -~ BVerfGE 77, 137 Ausfibrusgen zom Forthestand der einbeitliches dewtschen
wwm—mnuuwuwu
DDR zum Erwerb der deutschen Stamtsangehieigheit gefthrt hat Grundsitzlich sind alle
Personen, die bis zum Ablauf des 2 Oktober 1990 dic Stastsbiegerschaft der DDR besessen
baben, mit der Heesteldung der Eisheit Deutschlands ~ in den Grenmzen des ondre public -
mmmwwwmnm
maammmmwumu
Reichs- und Stastsangebdcigheitspesctoes (ReSIAG jetzt SIAG) von 1913 stets festpehalten. Acs
dem Orundsatz des Fortbestandes des deutschen Stastsvolkes folgt, dass o5 eine

ALNBORCTILLE L LA R om O BES A RATE 0T
L D P b T b L R
e e —— IT 70N Mubih e N ot
L e ] o) B S Ll bl =2 W
el armIae o L Do had
Tt L L Ll
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2

Ein Antrag auf Einb@rgerung kann mur cin Auslinder stellen, also eine Person, die nicht
/4 Deutscher im Sinne des Art. 116 Abs. 1 Grundgesetz ist. Threr Antragstellung nach zu beurteilen,
/ ist dies bei Ihnen offensichtlich nicht der Fall,

Es wird Thnen hiermit Gelegenbeit gegeben Ihren gestellten Antrag schrifilich zarOckzunchmen.

Die Oberginstimmung 081 vorstetengen/ smatshenten Absent!l Varne IItguig MA

VeulZrd botidrtrralrices ©r . L. Awew, 6/ Jeo§
%um 174

wird hiermit amtlich begiaubigt.
Dle amtliche Beglaubigung dlent 1w Voriage bel - of

. e 0. s 4 D00 ) p.
Do Laneut : oy TC
| maey @

Anschreiben des "Landkreises Demmin"™, im Blatt 1 den beiden untersten Zeilen wird klar
gesagt, dal es eine Staatsangehérigkeit der "Bundesrepublik Deutschland” nicht gibt.
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02.08.2010 wnd o8L-0228 w 07.08.2010
03.08.2010

e Arragen vom 02.06.2090 und 03,08.2010

Bahr peetvier Harr Hicher.
I Aufirag Ges Hamm Prilsidenisn bosmtwerts ich itvan Ve 0. §. Schveiden.
g::‘mmm&

hean Viarfatren wwo bam Passeu Detriaben. Ol
Zum Schreiben vom 03 08 2010

ammmmmmmmwusmum

Mt frourciiohen GooBen

¢ Rich! g keil dieses
Sc‘vlelub g( c[(l./ Hc';,;'

3
?‘

e A m:.. [ w3 [Fo————

Der § 15 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) besagte: “Die Gerichte sind Staatsgerichte.”
Vor Gericht ist daher die korrekte Frage “Ist dies ein Staatsgericht?” und nicht “Ist dies ein
staatliches Gericht?”.
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@ Bundesministerium der Justiz Serin, den 29. Marz 2004
Uastacacre®y
Ponceumesi s gor Aot 11015 Bes
Cesordraeurwn £.4 - 9101 % 1) 2320004 LSt Wiivesayale 37, 33317 B
(ot Aot B8z argaten) Ueache onessrale 49 20T
- 21885800
WIWIST0

SeDumaht OV S8 1a
LR A
Tetas oMMIN-
WRW/I--2

Sehuzbund dor Kradinetmer
Landeswverdand Vv
i Huesan & EINGEGANGEN]
35315 Homdarg { Oten 1 ML K
===

Bozug.  ihr Schreben vom 20, Marz 2004

Sehr goenrior Horr Washed,

vielen Daek fr (he Schreiben vom 20, Mirz 2004, mit dern Sie sich nach der Geltung von
Artikel 2 des Obereltungsvertrages erkundigt hatten,

= iwe Annahme, wonach Artiel 2 Abs. 1 des Cbereitungsveriages (BGEL 1955 11 S. 405)
wesitechin in Kraft sel, ist zutre#ond, In der Vercinbarung vom 27, / 28. September 1990 2u
dem Vertrag Obor die Baxiehungen Zatschen der Bundesrepubik Dewtschland und den drai
Machien (in dor gednderien Fassung) sowke 2u dem Vortrag zur Regelung aus Krieg und Be-
satnung entstandener Fragen (in dee gedndenion Fassung) (BGBL1900 Il S. 1386) st unter
Ziffer 3 bestimmt, dass unlor anderem Astikel 2 Abs. 1 des Uberdeflungsvertrages in Kraft
tlelt.

M feundlichen Griilon
Im Aufirag

{Dr. Minstand)
Der Uberleitungsvertrag regelt die Besatzung der deutschen Gebiete. Da dieser Vertrag wei-
terhin in Kraft ist, folgt daraus, daf Deutschland noch immer von den drei Méchten (USA,

GB, FR) des Ersten Weltkrieges besetzt ist.
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E' Schulamt
d des Kreises Rendsburg-Eckernférde
Krwn Rty Ectaviivie - Pestfen 304 + J4THE Randetnry
w~
Frau Loer
“ )
= =
Crmaldcema
Crirhane LooerQorassmd wiosh 3o
dd. Schulleitung
T lenree By Lebvwbon e [T A A S — P
FD 52 70.01.20%4
Ubemahme in das Beamtenverhaitnis auf Probe
e et o
e ist beabsichagl sofem die beamtenrechitichen 1Rt sind, Sie.zum

Wenn Sio damit einverstanden sind, itle kb Ske, die nachsiehend gokennzsichnetsn
Untaiagen an das Schulamt des Kreises Rendstury-Eckamiore nurickzusenden

Wegen Ser smisdrztichen Unfersuchung erhaten Sie oln woltares Schraiben.

Mt froundtichen GriGien
e _;—:bo—bk

A Dube
Aréagen

Tl vawt O veciare Limetbavarere
DA A AL aiee heaer W ST A e
Tulodorm. 1.4 3092 0

Foni T2 TS Ty
Manerstale 8 Tewles 00 310 G2 298 “m - ::

et e B Bts WP N 4 OO e e v
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Vot wd Zuravme .
Aracten

Erkiirung

wwwmdmmbmvowmlmlnﬁmmu&wummmmm
WW"W&EMW'M,

Ecmuwamm.aanmhmm

DGt (Saatsanpensaghatsskinda, u&wm-aﬁmwnhm.m 14

irbards). beuts ich miot. .
' wwmmmrmmamwmm.maa-w

penancies Badingungm orfite

b = Saskie cen ’V&-Mwmmaﬁju l

* At Woroet Gr Dewart weo Dhee wrtster Cw e e Ve hay
-W*nu—-&nu oy e
. — Mnammmum—m”‘

Eine EU-Staatsangehorigkeit kann es nicht geben, da die EU kein Staat, sondern ein Verein
ist. Werden durch die Erkldrung “Staatsangehorigkeitsurkunde |...| besitze ich nicht” alle
Deutsche Staatsangehorige vom “Beamtenstatus” ausgeschlossen?
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C'-.- juris
Gesetz, betreffend die EinfOhrung der ZivilprozeSordnung
Nt darvgilety nbaver sovivry
P0G
Astatgurgasaner 3) 01 1877
airrat

“Conale, totrefond do Uinfitrung ter Iviproselonimon 1 der m Buideageselzbiet Tel 15, Gloderungarurmmes
3102, vertiorSchian borminigien Mesturg, Ces sutetsl Surth Artiadl 4 det Gesetoes vom 22 Daember 2071 (DGR |
£ 3044) gedndert worden af”

SUOE  Zuet galedent durch Art 4 G v 22 12 2011 | 3044

Nheres £ Standergabe frden De im Wend umer [Lrweiag

Fobsusn
(s Tummaatends Seliang ahe Lo VYT s
MNCSLSChi FOMMve IO
Brgangatanae.

e .
verondren i Naven des Deutaches Melcka, nach erfogier Zaliwrung dos Bundewrats und des Reichatags, wes lokgt
Mchigriiches inbalievesaichon

"
(wogguiaien )

82
waggetulan |

L 1
1) D Dvipreasdorioung o af obe Ve sy otgtaten wolche

bingarbeon Arwendarg, Vo Ga S Echer

2) wetwal Sa GereMatedsat n bimerichen Rechtusssigoaten, r wiichw Dasondewn (ercie Dugsimsen wnd,
Soh Be Lardesgmetipatung Gan roardcien (erciier. (e Vagern werl hare Gosele e sbwechendes Ve st e

Ncreaveint veatsveneicivn
"
FOr bOrgaricho Rachtxatraipiaden, Fr walthn sach dem Gagenaiand ofer dor A% det Arapnucts Oor Receiswng
Vg el

DA Bt daT as ey Grund, wad aie Parisl der Piaku, eno Gameinds cder eire anders (ferdiche
Dl . der Mechineeg Sach de Landesgeeetipedung richl Bepenchicaes warien.
Srtardiches Dtatyraceichon

% 5 und 6 (weggeialian)

Nur souverdne Staaten konnen (neue) Gesetze erlassen, nicht aber Mandatsregierungen. Die
Einfiihrung des (neuen) Gesetzes der ZPO(EG) bedarf offensichtlich des Bezuges auf das
originale Gesetz von 1877 als Basis, sowie der Formulierung “|...| im Namen des Deutschen
Reichs [...]|” in der Eingangsformel. Das Ausfertigungsdatum beweift, daf mit dem Begriff
“Deutsches Reich” das Kaiserreich gemeint ist.
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Auch hier fiihrt die “BRD” ein neues Gesetz ein und nutzt folgende Eingangsformel
“Wir [...] verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des

Bundesrats und des Reichstags, was folgt:”
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Nr. 354B
Anlage 2
Protokoll des franzbsischen Vorsitzenden

Luseempeoivanf dor Aullenmintsicr
Franksrechs,

Polens,

Der Union der Sazialistischen Sowjetrepubliken,
Der Vercinigten Stasten von Ameeika,
GroSbruanniens,

Der Bundessopublik Dewschland

und der Deutschen Domokratischen Repubdik

i Parks am 17, Juli 1990

Protoketl |

1. Des Primzip Ne. | hinsicitlich der Frage der destschen Grenzen, sof das sich die secha
Mitgliedstaaten der in Onmawa cingesstzion Grappe goeinigt haben, wind durch folgenden Satz
erginzt: »Dve Bestitigung des endgillligen Chasakiers der Grenzen wind cloen weseatlichen
Bestandiell der in Europs desstclion. «

2 Der Wortlaut des 2. Prinzips hinsichtlich der Frage der devtschon Geesen wind wie folgs
geindert: Die Worte ndie bestehende Wesigrenae Polense werden durch die Worse sdic xwischen
ihoen bestehende Grenscw ersetzt,

3 Uer Anticnminister der Bundesrepubiik Deutschland, Hans-Dietrich Gesscher, erklint, dafl sder
Veruag dber die deutsch-polnische Grenue innarhalld der kirzestmiglichen Frist sach der

Partamont zwocks Rati(ixierung umterteritet werden wird 2
Der AuBenminister der Destschen Demokratischen Republik, Markus Mocked, bat darsuf
hlogewiesen, dafl scin Laod dieser Exiilirung rustimmt.

4. Dic vier Sicgermichie ccklioern, dall die Gronzen dees vereinigien Dewtschland cinen

Charaiier haben, der weder durch ein Sulleres Ercignis noch durch Sefiere Umstinde in Frage
postellt werden larm.

Der Auflenminister Polees, Krxyszof Skublszewski, weist darauf hin, daf nach Ansicht der
polnischen Regienang dlese Eridinung keine Gresegarantie durch die vier Michoe darstellt

Der Aullenminisier der Bundessepubiik Dewtschiland, Hans-Dietrich Genscher, weist dard hin, daf
or zr Kenotnis genommen hat, dall diese Eridinng fir die poloische keine
@?dt“ stimnt der Exidirung der vier Michee 23 und dafl

s
Die DDR stimnt der voo
m

B e T o
Protokoll 52 4069 (vg). De. Einh, 5.
1369-1370) (<) Oldenboury Verlag)

Nach dem Vélkerrecht (HLKO) befindet sich Deutschland weiterhin im Waffenstillstand /Kriegszustand
ohne Friedensvertrag zum Ersten Weltkrieg (dem bisher einzigen Weltkrieg).
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A.4. Fax-Nummern und Adressen

Folgende Daten konnen sich mit der Zeit dndern. Deshalb bitten wir darum die Aktualitét
zu priifen.
Wichtig: Einige “Behorden” schalten das Telefax nur wihrend der Geschéftszeiten ein!

Area Claims Office (North West Europe) G 8

Headquarter Britisch Forces Germany — BFPO 140
Catterick Barracks, Detmolder Str. 440, [33605] Bielefeld
Fax: 0521 - 9254 2545

Generalstaatsanwaltschaft Diisseldorf
Sternwartstral3e 31, zu Hdnden Herrn Topp
[40223] Diisseldorf

FAX: 0211 -9016 200

Bundesgerichtshof D-U-N-S Nr. 551502420
Verantwortlich: Herr Giinter Hirsch, Herr Klaus Tolksdorf,
Herr Wolfgang Schlick

FAX: 0721 - 159 2512

Bundesverfassungsgericht, Karlsruhe D-U-N-S Nr. 332619956
Herr Ferdinand Kirchhof, Herr Andreas Vof3kuhle
FAX: 0721 -9101 382

Bundesministerium des Inneren D-U-N-S Nr. 507111040
Verantwortlich: Herr Thomas de Maiziere
FAX: 030 - 1868 12926

Ministerium fiir Inneres NRW D-U-N-S Nr. 313206849
Verantwortlicher: Herr Ralf Jager
FAX: 0211 - 871 3355

British Forces
Britischer Verbindungsoffizier Herrn Ian Grant
FAX: 05254 - 982 3770

030 - 2299 397 Russische Foderation (Botschaft)
030 - 8305 1215 USA (Botschaft)

001 - 2129 634 879 UNO, New York

030 - 2758 8221 China (Botschaft)

030 - 590 039039 Frankreich (Botschaft)

030 — 2045 7579 GrofBbritannien (Botschaft)
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Botschaft der U.S.A.

z. Hd. Des Hohen Kommissars der Militirregierung Herrn Botschafter S.E. Philip D. Murphy
Pariser Platz 2

14191 Berlin

FAX: 030 — 8305 1215

Botschaft der Russischen Foderation

z. Hd. Des Hohen Kommissars der Militarregierung Herrn Botschafter S.E.
Vladimir M. Grinin

Unter den Linden 63-65

10117 Berlin

FAX: 030 — 229 9397

Botschaft des Vereinigten Konigreichs von England
z. Hd. Des Hohen Kommissars der Militdrregierung
Herrn Botschafter Sir Michael Arthur

Wilhelmstr. 70-71

10117 Berlin

Botschaft von Frankreich

z. Hd. Des Hohen Kommissars der Militarregierung Herrn Botschafter Bernard de Montferrand
Pariser Platz 5

10117 Berlin

FAX: 030 -5900 39 110

Botschaft der Volksrepublik China

z. Hd. Herrn Botschafter S.E. Herr Wu Hongbo
Mirkisches Ufer 54

10179 Berlin

FAX: 030 -9651 3119

Supreme Court to hands of Chief Judge Mr. John Roberts E Capitol St NE and 1st St NE
Washington, DC 20001

U.S. Court of Appeals for the Armed Forces to hands of Chief Judge Mr. Andrew S. Effron 450 E.
Street N.W.
Washington, DC 20442

Internationaler Strafgerichtshof (ISTGH), International Criminal Court (ICC)
Maanweg 174
2516 AB Den Haag, Niederlande

Mr. Ban Ki-Moon, Secretary-General
United-Nations

New York, NY

10017 USA

FAX: 001 —2126 8291 85
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A.5. Zehn Strategien, die Gesellschaft zu manipulieren
Von Noam Chomsky[?]

1 — Kehre die Aufmerksamkeit um

Das Schliisselelement zur Kontrolle der Gesellschaft ist es die Aufmerksamkeit der Offent-
lichkeit auf Ereignisse umzulenken, damit man von wichtigen Informationen iiber tatsachli-
che Anderungen durch die politischen und wirtschaftlichen Fithrungsorgane auf unwesentliche
Nachrichten ablenkt, der Technik des stetigen Préasent-Sein. Jene Strategie ist der Grundstein,
der das Basisinteresse aus den Bereichen Bildung, Wirtschaft, Psychologie, Neurobiologie und
Cybernetik verhindert. Somit kehrt die 6ffentliche Meinung den wirklichen gesellschaftlichen
Problemen den Riicken zu, berieselt und abgelenkt durch unwichtige Angelegenheiten. Schaf-
fe es, dalt die Gesellschaft beschéftigt ist, beschéftige sie, beschéftige sie so, damit sie keine
Zeit hat iiber etwas nachzudenken, entsprechend auf dem Level eines Tieres.

2 — Erzeuge Probleme und liefere die Lésung

Diese Methode wird die ,,Problem-Reaktion-Losung” genannt. Es wird ein Problem bzw.
eine Situation geschaffen, um eine Reaktion bei den Empfangern auszulosen, die danach eine
praventive Vorgehensweise erwarten. Verbreite Gewalt oder zettle blutige Angriffe an, damit
die Gesellschaft eine Verscharfung der Rechtsnormen und Gesetze auf Kosten der eigenen
Freiheit akzeptiert. Oder kreiere eine Wirtschaftskrise um eine radikale Beschneidung der
Grundrechte und die Demontierung der Sozialdienstleistungen rechtzufertigen.

3 — Stufe Anderungen ab

Verschiebe die Grenzen von Anderungen stufenweise, Schritt fiir Schritt, Jahr fiir Jahr. Auf
diese Weise setzte man in den Jahren 1980 und 1990 die neuen radikalen sozio-0konomischen
Vorraussetzungen durch (Neoliberalismus): Minimum an Zeugnissen, Privatisierung, Unsi-
cherheit, was der Morgen bringt, Elastizitdt, Massenarbeitslosigkeit, Hohe der Einkiinfte,
das Fehlen der Garantie auf gerechte Lohn&nderungen.

4 — Aufschub von Anderungen

Die folgende Moglichkeit auf Akzeptanz einer von der Gesellschaft ungewollten Anderung
ist es, sie als ,schmerzhaftes Muss* vorzustellen, damit die Gesellschaft es erlaubt, sie in
Zukunft einzufiihren. Es ist einfacher zukiinftige Opfer zu akzeptieren, als sich ihnen sofort
auszusetzen. Zudem hat die Gesellschaft, die naive Tendenz negative Verdnderungen mit
einem ,alles wird gut” zu umschreiben. Diese Strategie gibt den Biirgern mehr Zeit um sich der
Anderung bewusst zu werden und die Akzeptanz in eine Art der Resignation umzuwandeln.

5 — Sprich zur Masse, wie zu kleinen Kindern

Die Mehrheit der Inhalte gerichtet an die 6ffentliche Meinung missbraucht die Art der
Verkiindung, durch Argumente oder sogar durch einen gonnerhaften Ton, den man norma-
lerweise in einer Unterhaltung mit Kindern oder geistig behinderten Menschen verwendet.
Je mehr man seinem Gesprachspartner das Bild vor Augen vernebeln will, umso lieber greift
man auf diese Technik zuriick. Warum? Wenn du zu einer Person sprichst, als ob sie 12 Jahre
alt ware, dann, aus dem Grund der Suggestion, wird mit héchster Wahrscheinlichkeit jene
Person kritiklos reagieren oder antworten, als ob sie tatsdchlich 12 Jahre alt wire.

129https:/ /de.wikipedia.org/wiki/Noam Chomsky
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6 — Konzentriere dich auf Emotionen und nicht auf Reflexion

Der Missbrauch des emotionalen Aspektes ist die klassische Technik, das Ziel habend,
eine rationale Analyse und den gesunden Menschenverstand eines Individuums zu umgehen.
Dariiber hinaus 6ffnet eine emotionale Rede Tiir und Tor, Ideolgie, Bediirfnisse, Angste und
Unruhen, Impulse und bestimmte Verhaltensweisen im Unterbewusstsein zu initiieren.

7 — Versuche die Ignoranz der Gesellschaft aufrechtzuerhalten

Die Masse soll nicht fahig sein die Methoden und Kontrolltechniken zu erkennen. Bildung,
die der gesellschaftlichen Unterschicht angeboten wird, soll so einfach wie moglich sein, damit
das akademische Wissen fiir diese nicht begreifbar ist.

8 — Entfache in der Bevolkerung den Gedanken, dal} sie durchschnittlich sei
Schaff es, daf die Biirger zu glauben beginnen, daf es cool und norml sei dumm, vulgér
und ungebildet zu sein.

9 — Wandle Widerstand in das Gefiihl schlechten Gewissens um

Erlaube es, daf die Gesellschaft denkt, daf sie aufgrund zu wenig Intelligenz, Kompetenz
oder Bemiihungen die einzig Schuldigen ihres Nicht-Erfolges sind. Das ,System* wirkt also
einer Rebellion der Bevolkerung entgegen indem dem Biirger suggeriert wird, daf er an allem
Ubel schuld sei und herabwiirdigt damit dessen Selbstwertgefiihl. Dies fiihrt zur Depression
und Blockade weiteren Handelns. Ohne Handeln gibt es ndmlich keine Revolution!

10 — Lerne Menschen besser kennen, als sie sich selbst es tun

In den letzten 50 Jahren entstand durch den wissenschaftlichen Fortschritt eine Schlucht
zwischen dem Wissen, welches der breiten Masse zur Verfiigung steht und jenem, das fiir die
schmale Elite reserviert ist. Dank der Biologie, Neurobiologie und der angewandten Psycho-
logie erreichte das ,System” das Wissen zur Existenz des Menschen im physischen als auch
psychischen Bereich. Gegenwértig kennt das ,System” den Menschen, den einzelnen Biirger
besser, besser als dieser selbst und verfiigt somit iiber eine grofere Kontrolle des einzelnen.

A.6. Briefvorlagen und Schreiben

Einige Vorlagen der Gemeinde Neuhaus i. W. liegen im offenen Dokumentenformat (ODT)
vor. Sie kénnen die Dateien mit dem kostenlosen freien Programm Libre Officd™| bearbeiten.
Die Dateien kénnen von den Internetseiten der Gemeinde Neuhaud™] und des Netzwerks der
Staatsangehorigen (NESTAGFE]) heruntergeladen werden:

Nachfolgend sind folgende Formulare zusammengestellt:

1. Schreiben an die Krankenkasse AOK NORDWEST
2. Antwortschreiben der AOK NORDWEST

3. Schriftverkehr mit dem Hauptzollamt Bielefeld bzgl. der “Kraftfahrzeugsteuer” (Schen-
kung)

4. Schreiben an die POLIZEI des Kreises Paderborn

13%https:/ /de.libreoffice.org/
131http: //gemeinde-neuhaus.de
132http:/ /nestag.de
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MAX MUSTERMANN
Postfach ...
[33104] Neuhaus in Westfalen

An die Firma zur Kenntnis an die
AOK NORDWEST in Westfalen-Lippe Direktion der AOK NORDWEST
Postfach 1140 Kopenhagener Strafle 1
33041 Paderborn 44269 Dortmund
gerichtsfest per FAX an 05251-124-499 gerichtsfest per FAX an 0231-419311139
per Email an ernst.rohe@nw.aok.de, per Email an kontakt@nw.aok.de
...@nw.aok.de,
...@nw.aok.de,
...@nw.aok.de

in Kopie an das Netzwerk der Staatsangehorigen (NESTAG)

z. Hd. Martin Litsch als Vorsitzender des Vorstands der AOK NORDWEST, Herrn Ernst Rohe
(Regionaldirektion Paderborn der AOK NORDWEST), Frau ..., Herrn ...

Betreff: Versuchte rechtswidrige Zwangsanmeldung meiner abgemeldeten juristischen Person
durch die AOK NORDWEST

Neuhaus in Westfalen, den 12.09.2015

Sehr geehrter Herr Martin Litsch, sehr geehrter Herr Ernst Rohe, sehr geehrte Damen und Herren,

es wird aus dem Rechtskreis der Staatlichkeit geschrieben und angezeigt, dal$ Herr Max
Mustermann Staatsangehoriger des Konigreich PreulSen seinen Wohnsitz nach § 7 BGB von 1896 in
der Gemeinde Neuhaus i. W., Musterstralle Str. ... begriindet. Schreiben an andere Stellen kénnen
und werden nicht entgegengenommen.

Als Firma (mit D-U-N-S® Nummer 551171098) wird es Thnen sicher nicht entgangen sein, da8 das
Jahr 1990 das bedeutendste Jahr seit 1918 war. Die Alliierten haben im sogenannten 2+4-Vertrag
unser Land zum Rechtsstand des Jahres 1918 in die Staatlichkeit freigegeben. Der Art. 7 besagt:

Artikel 7 (1) ,,Die Franzésische Republik, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, das
Vereinigte Konigreich Grolsbritannien und Nordirland und die Vereinigten Staaten von Amerika
beenden hiermit ihre Rechte und Verantwortlichkeiten in Bezug auf Berlin und Deutschland als
Ganzes. Als Ergebnis werden die entsprechenden, damit zusammenhdngenden vierseitigen
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Vereinbarungen, Beschliisse und Praktiken beendet und alle entsprechenden Einrichtungen der Vier
Midchte aufgeldst.“ (1918 waren es beim Waffenstillstand 3 Alliierte.)

Deutschland ist das Deutsche Reich in den Grenzen von 1937. (SHAEF Vertrag von 1944)

Das bedeutet, daf$ sich jeder Staatsangehorige fiir die Staatlichkeit vor 1914
oder den handelsrechtlichen Verwaltungsbereich der BRD entscheiden kann.

In den Jahren 2009 bis 2013 wurden Fakten gesammelt damit sich die Gemeindemitglieder ein Bild
von der Lage in unserem Land machen kénnen. Dieses Wissen wurde im Buch ,,Weltfrieden — er
liegt in unserer Hand!“ dokumentiert. Sie konnen das Buch kostenlos herunterladen:

http://gemeinde-neuhaus.de/buch.html

Sichtbar wurde die Anderung des Rechtes auch mit der Streichung des Geltungsbereichs im Grund-
gesetz durch den Hauptalliierten Aulenminister J. Baker, USA und durch die von den Alliierten
angeordneten Bereinigungsgesetze die alle Gesetze der BRD aufheben. Die Streichung des
Geltungsbereiches eines Gesetzes bewirkt dessen Aufhebung.

Auf den Internetseiten der Stadt Aschaffenburg war Folgendes zu lesen: ,,Der Bundespersonalaus-
weis oder der deutsche Reisepass sind kein Nachweis liber den Besitz der deutschen Staatsangeho-
rigkeit. [...]“ und der Landkreis Demmin schreibt: ,,Aus dem Grundsatz des Fortbestandes des
deutschen Staatsvolkes folgt, dass es eine Staatsangehorigkeit der Bundesrepublik Deutschland,
[...], nicht gibt.

Der Mann Max aus der Familie Mustermann, geboren am .... in Musterstadt in der Provinz
Westfalen des Konigreichs Preulen, schreibt aus dem Rechtskreis der Staatlichkeit beziiglich
seiner abgemeldeten juristischen Person MAX MUSTERMANN welche von der AOK
NORDWEST angeschrieben wurde und welche Sie versucht haben zwangsweise anzumelden. Der
Mann Max aus der Familie Mustermann nennt sich grundsétzlich und insbesondere im Folgenden
kurz Max. Seine abgemeldete juristische Person wird im Folgenden mit MAX MUSTERMANN
bezeichnet.

Die juristische Person MAX MUSTERMANN wurde von der damaligen BRD-Verwaltung
erschaffen. Nach dem Verursacherprinzip obliegen der BRD-Verwaltung samtliche Kosten und
Pflichten dieser Person. Die juristische Person MAX MUSTERMANN wurde dem Mann Max
aus der Familie Mustermann zugeschrieben. Der Mann Max hat sich auf den § 119 des BGB
(“Anfechtung wegen Irrtums”) berufen und diese Person abgemeldet! Die Abmeldung von der
Firma Stadt Paderborn ist erfolgt; die Abmeldebescheinigung ist als Anlage beigefiigt. Max ist in
der nach Volkerrecht aktivierten staatlichen Gemeinde Neuhaus in Westfalen gemeldet; die
Anmeldung ist als Anlage beigefiigt. Hiermit erfiillt Max die von den Alliierten Besatzern
geforderte Meldepflicht! Sein standiger Wohnsitz befindet sich auf dem Boden der
Gebietskorperschaft Gemeinde Neuhaus in Westfalen und damit au8erhalb der
Wirtschaftszonen der BRD (siehe Grundgesetz Art. 133)! Dadurch fdllt die wesentliche
Voraussetzung fiir eine Zwangsmitgliedschaft bei einer Korperschaft des éffentlichen Rechts
weg! Die AOK NORDWEST ist laut eigener offizieller Aussage eine Korperschaft des
offentlichen Rechts. Als solche befindet sich diese immer im Handelsrecht.

Der Mann Max aus der Familie Mustermann erklart hiermit nochmals seinen Willen PreulSischer
Bundesstaatsangehoriger nach RuStAG 1913 4.1 entsprechend seiner Abstammung zu sein, sowie
die fiir ihn geltenden Gesetzes aus dem Rechtskreis von vor 1913 anzuerkennen, sich auf diese zu
berufen und entsprechend diesen behandelt zu werden! Die fiir die abgemeldete juristische
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Person MAX MUSTERMANN geltenden Gesetze resp. der Rechtskreis sind insbesondere die
Haager Landkriegsordnung (HLKO), das Internationale Deutsche Recht mit dem HGB von
1896, dem BGB von 1897 und dem GVG von 1877.

Entgegen Threm Schreiben vom 03.06.2015 besteht kein Vertragsverhaltnis zwischen der juris-
tisch abgemeldeten Person MAX MUSTERMANN und der AOK NORDWEST. Der vormals
bestehende Vertrag wurde zum 30.11.2011 gekiindigt. Diese Kiindigung wurde von der AOK
NORDWEST mit einem Schreiben vom 30.09.2011 nach §175 Abs. 4 Satz 3 SGB V bestitigt. Mit
der versuchten Zwangsanmeldung verletzen Sie meine Privatautonomie; das Schliefen von
Vertrdgen zu Lasten Dritter ist gesetzeswidrig.

Der AOK NORDWEST wurde bereits mitgeteilt, dass sich der Mann Max resp. er seine natiirliche
Person anderweitig absichert um die Versicherungspflicht zu erfiillen die der Gesetzgeber fordert
obwohl er nicht den Anordnungen, Verordnungen und Empfehlungen (,,Gesetzen“) der BRD
unterliegt, da er im Rechtskreis der Staatlichkeit und nicht im Handelsrecht agiert bzw. lebt.

Das Amt Neuhaus der Gemeinde Neuhaus ist nach der Landgemeindeordnung fiir die Provinz
Westfalen vom 19. Miarz 1856 gemal § 5 berechtigt der Trager der Gemeindekrankenversi-
cherung zu sein und nimmt diese Aufgabe wahr!

Auch der GKV Spitzenverband ( D-U-N-S® Nummer 341459401) ist eine private Firma im
Handelsrecht ohne staatliche Befugnisse! Diese Korperschaften, privaten Firmen und Vereine
achten nicht das Primat der Politik und handeln somit gegen das Recht und gefdhrden somit die
offentliche Ordnung!

Hiermit wird die AOK NORDWEST letztmalig und unmissverstindlich aufgefordert das Einzie-

hen von Geldern fiir die Sozialversicherung, Krankenversicherung, Rentenversicherung, Pflege-
versicherung und Arbeitslosenversicherung zu unterlassen! Bereits eingezogene Betrdge sind an
den Arbeitgeber, die Musterbau GmbH zuriick zu tiberweisen!

Die AOK NORDWEST als Korperschaft des 6ffentlichen Rechts wird aufgefordert sich an
deutsches Recht zu halten und dementsprechend Ihre Forderungen zu unterlassen sowie alle Daten
die einen Bezug zu der Person MAX MUSTERMANN aufweisen bis zum 15. Oktober 2015 zu
16schen, was schriftlich und gerichtsfest zu bestdtigen ist! Sollten Sie diese Frist verstreichen lassen,
so wird davon ausgegangen, dafl Thre Forderungen sowie die versuchte Zwangsanmeldung
hinféllig sind und dal§ Sie durch konkludentes Handeln rechtsverbindlich einem Vertrag mit
folgenden Vertragsbedingungen zustimmen. Sie — die angeschriebenen Privatpersonen —
verpflichten sich zur Zahlung von 300 € (in Worten dreihundert Euro) an die Gemeinde Neuhaus in
Westfalen als Aufwandsentschadigung fiir jedes — durch uns zu verfassende — Antwortschreiben,
sowie zur Zahlung von 5.000 € (in Worten fiinftausend Euro) falls eine Zwangsmitgliedschaft /
Zwangsanmeldung vorgenommen wird oder falls Sie Dritte beauftragen durch deren Handeln dem
Mann Max resp. der Gemeinde Neuhaus ein weiterer Aufwand oder ein Schaden entsteht.

Fiir den Fall daB Sie meinen Forderungen nicht nachkommen, wird die ladungsfahige
Anschrift der verantwortlichen Person(en) gefordert. Gegen diese ergeht dann Strafantrag!

Des Weiteren behalten wir uns vor den Schaden gegen Sie einzuklagen der uns durch die erzwunge-
ne Korrespondenz und die notwendige Rechtsberatung entstanden ist. Die Hohe des uns entstande-
nen Schadens betrdgt zum jetzigen Zeitpunkt 500 € (in Worten fiinfhundert Euro). Hiermit setzen
wir Sie dariiber in Kenntnis, da8 Sie vollumfanglich mit Threm Privatvermogen haften.
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Des Weiteren wird der AOK NORDWEST ausdriicklich untersagt weitere Angebotsschreiben an
den Mann Max a.d.F. Mustermann oder seine juristisch abgemeldete Person MAX
MUSTERMANN zu schicken! Damit sind insbesondere Angebote zu Versicherungsleistungen,
Krankenkassenkarte, Mitgliederzeitschriften und Organspendeausweise gemeint!

Nutzen Sie fiir Antworten die Melde-/Wohnsitzadresse der juristischen Person MAX
MUSTERMANN
Postfach ..., [33104] Neuhaus in Westfalen.

Hiermit erkliart der Mann Max aus der Familie Mustermann fiir Sie verbindlich, daf} er die
Freiwillige Gerichtsbarkeit (FGG) sowohl fiir sich als auch fiir seine abgemeldete juristische
Person ablehnt. Damit sind BRD-Gerichte weder in der Form, noch in der Sache fiir den
Mann als auch fiir die Person zustandig!

Weitere Einlassungen finden zum jetzigen Zeitpunkt nicht statt!

Hochachtungsvoll

Ihr Max a.d.F. Mustermann

Bundesstaatsangehoriger des Kgr. Preulen nach RuStAG 1913 4.1
Mitglied im Netzwerk der Staatsangehdrigen (NESTAG)
Natiirliche Person gemél §1 des staatlichen BGB

Anlagen
1. Abmeldung von der AOK NORDWEST Paderborn

2. Abmeldung von der Firma Stadt Paderborn
3. Anmeldung bei der nach Vélkerrecht aktivierten staatlichen Gemeinde Neuhaus i. W.
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Amt Neuhaus / Westfalen
Gemeinde Neuhaus / Westfalen

Gemeindebiiro:

Postfach 6220

[33104] Neuhaus / Westfalen Gebietskorperschaft
Konigreich Preufien mit der Verfassung von 1850
Preuflische Provinz Westfalen

Telefon:

E-Post:

Amt - Gemeinde Neuhaus / Westfalen, Postfach 6220, [33104] Neuhaus / Westfalen

Firma HZA Bielefeld D-U-N-S Nr. 333 574 650 (SIC) 9311 (Public Finanz, Taxation, and Monetary Policy)
Werner-Bock-Stralle 25-29

[33602] Bielefeld Fax: 0521 — 3047 9010

20. April 2015

Betr.: Ihr Schreiben vom 15. April 2015

Sehr geehrter Frau Goettner-Bahr,

es wird aus dem Rechtskreis der Staatlichkeit geschrieben. Es wird angezeigt, dal das Vermogen der Familie [Vorname]
[Familienname], Staatsangehoriger des Bundesstaates Preuflen durch einen Treuhandvertrag mit der Gemeinde Neuhaus i.W.
verbunden ist. Es wird gebeten sich bei zukiinftigen Anschreiben an den Treuhdnder zu wenden. Vollmacht wird bestatigt.

Als Firmenbehorde der BRD wird es Thnen sicher nicht entgangen sein, daB3 das Jahr 1990 das bedeutendste Jahr seit 1918 war. Die
Alliierten haben im sogenannten 2+4 Vertrag unser Land zum Rechtsstand 1918 in die Staatlichkeit freigegeben. Der Art. 7 besagt:

Artikel 7 (1) ,Die Franzosische Republik, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, das Vereinigte Konigreich
Grof3britannien und Nordirland und die Vereinigten Staaten von Amerika beenden hiermit ihre Rechte und Verantwortlichkeiten in
Bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes. Als Ergebnis werden die entsprechenden, damit zusammenhdngenden vierseitigen
Vereinbarungen, Beschliisse und Praktiken beendet und alle entsprechenden Einrichtungen der Vier Mdchte aufgelost.

Das bedeutet, das sich jeder Staatsangehdrige fiir die Staatlichkeit vor 1918 oder den handelsrechtlichen Verwaltungsbereich der
BRD entscheiden kann. In den Jahren 2009 bis 2013 wurden Fakten gesammelt damit sich die Gemeindemitglieder ein Bild der Lage
in diesem Land machen konnen. Diese Zusammenstellung wurde ,,Analyse des System Deutschland* genannt und ist im Internet
hinterlegt. Sichtbar wurde die Statusdnderung auch mit der Streichung des Geltungsbereichs im Grundgesetz durch den
Hauptalliierten Auenminister J. Baker, USA und durch die von den Alliierten angeordneten Bereinigungsgesetze, die alle Gesetze
der BRD aufheben. Die Streichung des Geltungsbereiches bedeutet Authebung.

http://workupload.com/file/gExuCxwY https://www.youtube.com/watch?v=UeniO41W_Bo

Dort kann man in einem Internetauftritt der Stadt Aschaffenburg folgendes lesen: ,,Der Bundespersonalausweis oder der deutsche
Reisepass sind kein Nachweis iiber den Besitz der deutschen Staatsangehorigkeit. ....... “und auf Seite 48 / 49 schreibt der Landkreis
Demmin: ,,Aus dem Grundsatz des Fortbestandes des deutschen Staatsvolkes folgt, dass es eine Staatsangehérigkeit der
Bundesrepublik Deutschland, ..... , nicht gibt. *

[Vorname] [Familienname], Staatsangehdriger des Bundesstaates Preulen mochte hier nicht alle Fakten weiter vertiefen, aber es
zeigt sich eindeutig das Bild, daf die BRD ein reines Verwaltungskonstrukt der Alliierten war und ist und niemals Staatlichkeit hatte
oder haben wird. Auch Carlo Schmidt vom Parlamentarischen Rat hat das damals in einer Radiosendung iiberdeutlich zu Ausdruck
gebracht.

Nach RuStAG 1913 4.1 ist [Vorname] [Familienname] durch seinen Vater / Grofvater deutscher Staatsangehdriger, alle
handelsrechtliche Vertrage mit der handelsrechtlich organisierten BRD wurden gekiindigt, die Abmeldung aus dem System der BRD
ist erfolgt und der Wohnsitz ist nach Art. 7 BGB von 1896 in Neuhaus i. W. begriindet.
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Alle Kommunen, Gemeinden und Stidte tiber 40.000 Einwohner wurden ab 1990 offiziell dariiber informiert, dal man sich nun als
Verwaltungsorgan selbst privatrechtlich organisieren und absichern muss, da sich die Rechtsstellung und Gerichtsbarkeit im Zuge der
“Wiedervereinigung” in der BRD existentiell und grundlegend im Status quo geéndert hat. Ab dann lief das lange Zeit
unverstindliche ,,Privatisierungsprogramm® auch in Deutschland auf Hochtouren. Amtswesen, Post, Bahn, Energieversorger usw.
etc. pp. wurden sukzessive still und ohne groBe Offentlichkeit, fast heimlich “umgestellt auf Firmenrecht, Handelsrecht frei von
jeglichem Staatswesen. Den wahren Grund hat man selbstverstindlich gezielt unterschlagen. Der Grund war und ist schlicht und
ergreifend, dass mit der “Wiedervereinigung” von Teilen Deutschlands (quasi alle Gliedstaaten des Deutschen Kaiser Reiches,
Lander wie Konigreich Preufien, Konigreich Bayern usw. — nebst allen Provinzen und Gemeinden) per sofort wieder ihre volle
Souverinitit erlangt hatten, frei von jeglichem Besatzungsstatut waren! Auch das Amtsgericht Paderborn, die Finanzverwaltung, die
Stadt oder die Staatsanwaltschaft sind seit dem als Firma im Handelsrecht gelistet.

Der zweite gravierende Punkt ist die Person im System der BRD. In den Ausweisen des Besatzungskonstrukt BRD steht seit 1949
Name und nicht Familienname. Das heifit, dafl die Staatsangehdrigen zur juristischen Person gemacht wurden. (§ 14 BGB von 1896
und § 17 HGB von 1897 ,,Die Firma eines Kaufinanns ist der Name,...*) Der Lastenausgleich 1952 war méglich.

1. Am 15.07.1999 wurden unter der SPD-Regierung des Bundeskanzlers Gerhard Schroder alle BRD-Angehorige zu
Kolonieangehorige: "Deutscher ist, wer die [...] unmittelbare Reichsangehdrigkeit [. . . ] besitzt." Das Wort “unmittelbar” bedeutet
Reichsangehorigkeit, wihrend “mittelbar” die Angehdrigkeit in einem Bundesstaat mit Bodenrecht meint.

2. Seit dem 21.08.2002 heifit es: "Deutscher ist, wer die [...] unmittelbare /*Reichs*/ angehorigkeit [...] besitzt." Damit sind alle
Bundesbiirger ab diesem Zeitpunkt Staatenlos. (Apolide) Bei der Notation “/* */” scheint es sich juristisch um eine Ausklammerung
zu handeln.

3. Am 08.10.2010 erfolgte der groBe Staatsstreich und die Reichsangehorigkeit (unmittelbare deutsche Staatsangehdrigkeit) wurde
endgiiltig beseitigt. Damit wurden alle Bundesbiirger der Bundesrepublik Deutschland entgiiltig staatenlos! Der Bezug auf das letzte
Staatsangehdrigkeitsgesetz aus dem Jahre 1913 (RuStAG) wurde endgiiltig beseitigt. Hierbei handelt es sich um die Vorbereitung auf

die Uberfiihrung in die sogenannte EU-Staatsbiirgerschaft ohne echte Staatsangehérigkeit. (Apolide)

4. Spétestens seit dem Gesetz iiber die weitere Bereinigung von Bundesrecht vom 08. Dezember 2010 (BGBI1 2010 Teil I Nr. 63,
ausgegeben zu Bonn am 14. Dezember 2010, Artikel 2 Aufhebung des Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsangehorigkeit
(102-1) ist die Staatsangehorigkeit fiir die Bundesbiirger abgeschafft. (Apolide)

Das Gesetz zur Regelung von Fragen der Staatsangehdrigkeit in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 102-1,
verdffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBI. I S. 1864) gedndert
worden ist Stand: Zuletzt gedndert durch Art. 1 G v. 8122010 I 1864, Die Bedeutung der Begriffe ,Reichs- und
Staatsangehdrigkeit* im Sinne dieses G hat sich geéndert. An die Stelle der ,,Reichsangehorigkeit ist gem. § 1 V v. 5.2.1934 102-2,
Art. 116 Abs. 1 GG 100-1 die deutsche Staatsangehorigkeit getreten. Die die Reichsangehorigkeit vermittelnde
Staatsangehorigkeit in den Bundesstaaten — seit der Weimarer Verfassung in den deutschen Léindern — ist durch § 1 V v.
5.2.1934 beseitigt worden. ,, (Apolide)

Das Volkerrecht (Haager Landkriegsordnung von 1907 — kurz HLKO) in einem besetzten Gebiet verbietet die Pliinderung im Artikel
46 und 47 bis zu einem Friedensvertrag. Das Volkerrecht gilt nur fiir natiirliche Personen, Staatsangehérige. Durch Anderung des
Rechtsstatus waren Pliinderungen moglich. Das wurde im Jahr 1952 durch den sogenannten Lastenausgleich durchgesetzt. Alle
juristischen Personen mufBiten damals 50 % ihres Vermdgens abgeben, bei Immobilien waren das 50 % Zwangshypothek mit
Riickzahlung auf 30 Jahre. Mit Zinsen wurden ca. 100 % des Gebaudewertes fillig
https://www.youtube.com/watch?v=A-hkQn5¢XKM

Wenn man sich heute die ESM — Regelung ansieht kann man von einem Lastenausgleich 2.0 in naher Zukunft ausgehen. ESM heif3t
Européischer-Stabilitdts-Mechanismus und ist eine Bank mit einer sogenannten Ewigkeitsgarantie und juristisch geschiitzten
Mitarbeitern. Diese Bank kann laut Vertrag innerhalb von 8 Tagen jede ihr beliebe Geldsumme von der BRD im Handelsrecht
fordern. Die sogenannten Schulden in Europa, die die BRD absichert und im System der BRD begriindet sind, iiberschreiten bereits
das gesamte Volksvermdgen in diesem Land.

Schutz vor diesen geplanten Pliinderungen kann nur die Entscheidung zwischen Handelsrecht oder Staatsrecht sein. Im Jahr 2012 die
wurden die Zusammenhénge in der Gemeinde Neuhaus verstanden und als erster in diesem Land eine Gemeinde, die Gemeinde
Neuhaus aktiviert. Die Gemeinde hat seit 1918 nie ihre Rechtsfihigkeit eingebiift. Seit 1975 ist die Gemeinde, das Amt ohne
Organisation. Staatsangehorige des Konigreich Preulen (jeweils vor 1918) haben im April 2013 die Gemeinde Neuhaus, das Amt in
Westfalen wieder aktiviert. Seit dem haben Staatsangehoérige in viele Stadte und Gemeinden in unserem Land nach unserem Beispiel
Aktivierungen vorgenommen.

Die Stadt Paderborn (Rechtsabteilung) hat den Status der Gemeinde Neuhaus i. W. iiberpriift und uns durch den Referenten des
,Blirgermeister” mitteilen lassen, dal wir an die Firma Stadt Paderborn mit der D-U-N-S Nummer: 332 914 381 keine Grundsteuer
zu zahlen brauchen.

Interessant in diesem Zusammenhang ist, dal sich die Behorden im Raum Paderborn auch in der Zeit ab 1930 nicht um
Rechtsstandards gekiimmert haben. Im Jahr 1994 haben meine Mutter [ Vorname] [Familienname] und [Vorname] [Familienname] die
Druckkosten fiir das von der Universitit-Gesamthochschule-Paderborn, Fachbereich 2 — Erziehungswissenschaften erarbeitete Buch
»Die Ortserkundung Stétten der Nazi-Verfolgung in Paderborn, Herausgeber Klaus Himmelstein, gespendet. In dem Buch wird
unter anderem beschrieben, dafl in Paderborn die jiidische Bevdlkerung aus dem Kaiser-Karls-Bad ausgeschlossen wurde, die
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jiidischen Marktbeschicker vom Markt verdrangt wurden, jiidische Familien aus ihren Wohnungen vertrieben wurden u.a.m.. Das
Erstaunliche ist, da die Verordnungen, Anordnungen und Empfehlungen der Mandatsregierung unter Hitler (durch
Selbsterméchtigung im Jahre 1933) fiir diese Malnahmen erst Jahre spéter kamen.

Auch wenn viele in der Bevolkerung so konditioniert sind, dafl sie die Zusammenhénge nicht verstehen oder verstehen wollen,
sprechen die Tatsachen eine deutliche Sprache. Die Gemeinde Neuhaus hélt sich an die vorgegebenen Spielregeln wie u.a.
internationales deutsches Recht, Volkerrecht und Besatzungsrecht.

[Vorname] aus der Familie [Familienname]
Gemeindevorsteher

Dem Schreiben wurde folgendes Dokument als Anlage beigefligt (Kfz-“Steuer* ist eine Schenkung).
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Diplomatische Mission des Kgr. Preufien |
Amt Neuhaus / Westfalen
Gemeinde Neuhaus / Westfalen

Diplomatische Mission des Konigreich Preufien
Amt und Gemeindebiiro:

Postfach 6220

[33104] Neuhaus / Westfalen Gebietskorperschaft
PreuBische Provinz Westfalen

Konigreich PreuBen mit der Verfassung von 1850
Telefon:

E-Post:

Mission des Kgr. Preufien, Postfach 6220, [33104] Neuhaus / Westfalen

An alle Polizeibehorden der BRD-Verwaltung des Kreis Paderborn
Lt. internationalem Firmenverzeichnis D-U-N-S-Nr.: 506970172

01. Juli 2015

Sehr geehrte Damen und Herren,
an die fiir die deutsche Frage zustéindige Personen im Kreis Paderborn,

es wird aus dem Rechtskreis der Staatlichkeit geschrieben. Weitere Grundlagen sind u.a. das HGB von 1897, BGB von
1896 und das GVG von 1877.

Es konnen seit dem 2+4 Vertrag in diesem Land zwei Rechtskreise bestehen. Erstens der Rechtskreis der Verwaltung
der Alliierten zur Besetzung nach dem WK I die BRD-Verwaltung und zweitens der Rechtskreis der Staatlichkeit. Den
Rechtskreis der Staatlichkeit kann der Souverén als Staatsangehdriger eines Bundeslandes wie z.B. das Kgr. Preufien
durch Aktivierung der Gemeinde aus der Zeit vor 1914 schaffen. Das hat die Gemeinde Neuhaus i.W. / Amt Neuhaus
1.W. im April 2013 allen Alliierten der UNO und allen Behorden der handelsrechtlich organisierten BRD mitgeteilt.

Warum wurden alle Behérden der BRD nach dem 2+4 Vertrag in das Handelsrecht gefiihrt 2 Warum wurde der Art. 23
GG (Geltungsbereich) ersatzlos vom amerikanischen AuBlenminister Baker als Hauptalliierter gestrichen ? Warum
wurde durch die Bereinigungsgesetze der Jahre 2006, 2007 und 2010 allen ,,Gesetzen* der Geltungsbereich und damit
die Giiltigkeit genommen ? Warum steht in der Personalausweisverordnung das man einen Ausweis besitzen mufl und
nicht welchen ? Warum laufen alle Hausversicherungsvertrige iiber die Bewertung des Jahres 1913 ?

Quellen zu den Bereinigungsgesetzen (Gesetzblétter): 1. BGBI. 2006, Teil I, Nr. 18, S. 866ff, ausgegeben zu Bonn am
24. April 2006 2. BGBI. 2007, Teil I, Nr. 59, S. 2614ff, ausgegeben zu Bonn am 29. November 2007 3. BGBI. 2010,
Teil I, Nr. 63, S. 1864ft, ausgegeben zu Bonn am 14. Dezember 2010

Der Art. 7 des 2+4 Vertrages gibt die Auskunft ! ,,.Deutschland* wird von den Alliierten im SHAEF-Vertrag Art. 52 wie
folgt definiert: ,,Deutschland ist das Deutsche Reich in den Grenzen vom 31.12.1937.“

Die Besatzung des Jahres 1945 wurde aufgehoben, nicht aber die Besatzung des Jahres 1918. Deshalb gibt es jetzt zwei
Rechtskreise. Die BRD-Behorden verwalten deren freiwillige Mitglieder und der Souverin mit der jeweiligen
Bundesstaatsangehorigkeit wie z.B. Kgr. Preufien hat die Moglichkeit sich selbst iiber die aktivierte Gemeinde zu
verwalten.
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Artikel 7 (1) ,,Die Franzosische Republik, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, das Vereinigte Konigreich
Gropbritannien und Nordirland und die Vereinigten Staaten von Amerika beenden hiermit ihre Rechte und
Verantwortlichkeiten in Bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes. Als Ergebnis werden die entsprechenden,
damit zusammenhdngenden vierseitigen Vereinbarungen, Beschliisse und Praktiken beendet und alle entsprechenden
Einrichtungen der Vier Mdchte aufgelost.” (1918 waren es beim Vertrag von Versailles drei Méchte)

Mit der Bundesstaatsangehorigkeit nach RuStAG 1913 4.1 (Staatsangehorigkeitsurkunde) gelten die internationalen
volkerrechtlichen und handelsrechtlichen Vertridge die von der BRD-Verwaltung ratifiziert wurden fiir die natiirliche
Person im Rechtskreis vor 1914 ! Zum Beispiel:

1. Nach Protokoll Nr. 4 des Zusatzprotokolls der Europiischen Menschenrechte ist eine Inhaftierung wegen
zivilrechtlichen Anspriichen unzuldssig, auch fiir die Abgabe der Eidesstattlichen Versicherung. Die Abgabe
der Eidesstattlichen Versicherung ist eine zivilrechtliche Angelegenheit und kann nicht mit der Haft erzwungen
werden, da es nicht erlaubt ist, gegen sich selbst eine Erkldrung unfreiwillig abzugeben (Unschuldsvermutung
Art. 6 Il EMRK) und der Menschenrechtskonvention der UNO mit gleichlautendem Inhalt !

2. Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November 1950 (in Kraft seit dem
3. September 1953) Zusatzartikel 4 - Verbot der Freiheitsentziehung wegen Schulden
Niemand darf die Freiheit allein deshalb entzogen werden, weil er nicht in der Lage ist, eine vertragliche
Verpflichtung zu erfiillen.

3. Internationaler Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte vom 19.Dezember 1966 (BGBI. 1973 II 1553)
Artikel 11: Niemand darf nur deswegen in Haft genommen werden, weil er nicht in der Lage ist, eine
vertragliche Verpflichtung zu erfiillen.

4. Ubereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder
Strafe vom 10. Dezember 1984 (BGBJ. 1990 11 S. 246)

Das bedeutet u. a., dal man wegen Geldschulden nicht verhaftet werden darf und sich vor Gericht selbst
verteidigen kann. Das AuslG-VwV gibt Auskunft {iber die von der BRD verwalteten Bundesbiirger. Fiir Auslander
ohne Staatsangehorigkeit (Staatenlose BRD-Mitglieder) gelten die internationalen vdlkerrechtlichen und
handelsrechtlichen Vertrége nicht ! Sie haben keinen Schutz vor Verhaftung der BRD-Behorden bei Geldschulden.

Das Auslindergesetz (AuslG-VwV) sieht vor, dass jeder Bundesbiirger der seine Staatsangehorigkeit nicht mit
einer Staatsangehorigkeitsurkunde nachweisen kann, wie ein Ausléinder zu behandeln ist.

“1.2.1 Ausléander ist jede natiirliche Person, die weder die deutsche Staatsangehorigkeit besitzt noch als Fliichtling oder
Vertriebener deutscher Volkszugehorigkeit oder als dessen Ehegatte oder Abkdmmling im Gebiet des Deutschen
Reiches nach dem Stand vom31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat (Deutsche ohne deutsche
Staatsangehdrigkeit) oder diesen Status durch Abstammung oder - bis 31. Méarz 1953 - durch EheschlieBung erworben
hat.”

“1.2.3.1 Deutsche, die zugleich eine oder mehrere fremde Staatsangehdrigkeiten besitzen, sind keine Ausliander i.S.d.
Auslindergesetzes (inldndischer Mehrstaatler). Bestehen Zweifel, ob jemand Deutscher ist, obliegt die Klarung der
Staatsangehdrigkeitsbehorde. Bis zur Klidrung ist er als Ausléiinder zu behandeln. Beruft sich ein Auslinder darauf,
Deutscher zu sein, hat er dies geméifl § 70 Abs. 1 nachzuweisen (z.B. durch Staatsangehorigkeitsurkunde).”

Die Gemeinde Neuhaus i.W / Amt Neuhaus i.W. hat sich als erste Gemeinde in diesem Land aktiviert und die erste
Reststaatlichkeit wieder hergestellt. Danach mufite sich die Bundesregierung und der Bund von Berlin nach Bonn
ummelden. Als erste aktivierte Gemeinde haben wir gegeniiber der UNO, den Alliierten und den Bundesbehdrden die
Vertretung des Krg. als Diplomatische Mission des Kgr. Preufien iibernommen.

Wir bitten um Beachtung und Einhaltung der internationalen vélkerrechtlichen und
handelsrechtlichen Vertrige und des internationalen deutschen Rechtes aus der Zeit vor 1914.
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A.7. Grundlagenwissen
A.7.1. Haager Landkriegsordnung (HLKO)
Die Haager Landkriegsordnung| von 1907 ist giiltiges Vélkerrecht und besagt:

"Es ist untersagt, unverteidigte Stadte, Dorfer, Wohnstéitten oder Gebdude, mit welchen
Mitteln es auch sei. anzugreifen oder zu beschiefsen."

Art. 25, HLKO

"Der Befehlshaber einer angreifenden Truppe soll vor Beginn der Beschietung den Fall eines
Sturmangriffs ausgenommen, alles was an ihm liegt tun, um die Behérden davon zu benach-
richtigen."

Artikel 26, HLKO

"Bei Belagerungen und Beschieflungen sollen alle erforderlichen Vorkehrungen getroffen wer-
den, um die dem Gottesdienste, der Kunst, der Wissenschaft und der Wohltéatigkeit gewid-
meten Gebéude, die geschichtlichen Denkmaéler, die Hospitéler und Sammelplétze fiir Kranke
und Verwundete soviel wie mdglich zu schonen, vorausgesetzt, dafs sie nicht gleichzeitig zu
einem militarischen Zwecke Verwendung finden.

Pflicht der Belagerten ist es, diese Gebidude oder Sammelpléitze mit deutlichen besonderen
Zeichen zu versehen und diese dem Belagerer vorher bekanntzugeben."

Art. 27, HLKO

"Es ist untersagt, Stddte oder Ansiedelungen, selbst wenn sie im Sturme genommen sind, der
Pliinderung preiszugeben."

Art. 28, HLKO

"Nachdem die gesetzméfige Gewalt tatsdchlich in die Hande des Besetzenden iibergegangen
ist, hat dieser alle von ihm abhé&ngenden Vorkehrungen zu treffen, um nach Moglichkeit die
offentliche Ordnung und das offentliche Leben wiederherzustellen und aufrechtzuerhalten,
und zwar, soweit kein zwingendes Hindernis besteht, unter Beachtung der Landesgesetze."

Art. 43, HLKO

"Die Ehre und die Rechte der Familie, das Leben der Biirger und das Privateigentum sowie
die religiosen Uberzeugungen und gottesdienstlichen Handlungen sollen geachtet werden. Das
Privateigentum darf nicht eingezogen werden."

Art. 46, HLKO

"Die Pliinderung ist ausdriicklich untersagt."

Art. 47, HLKO

133http: / /rk19-bielefeld-mitte.de/info/Recht /Haager Landkriegsordnung/42-56.htm
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“Das ein Gebiet besetzende Heer kann nur mit Beschlag belegen: das bare Geld und die
Wertbesténde des Staates sowie die dem Staate zustehenden eintreibbaren Forderungen, die
Waffenniederlagen, Beforderungsmittel, Vorratshduser und Lebensmittelvorrite sowie iiber-
haupt alles bewegliche Eigentum des Staates, das geeignet ist, den Kriegsunternechmungen
zu dienen. Alle Mittel, die zu Lande, zu Wasser und in der Luft zur Weitergabe von Nach-
richten und zur Beférderung von Personen oder Sachen dienen, mit Ausnahme der durch das
Seerecht geregelten Félle, sowie die Waffenniederlagen und iiberhaupt jede Art von Kriegs-
vorraten konnen, selbst wenn sie Privatpersonen gehoren, mit Beschlag belegt werden. Beim
Friedensschlusse miissen sie aber zuriickgegeben und die Entschiadigungen geregelt werden.”

Art. 53, HLKO

"Das Eigentum der Gemeinden und der dem Gottesdienste, der Wohltéatigkeit, dem Unter-
richte, der Kunst und der Wissenschaft gewidmeten Anstalten, auch wenn diese dem Staate
gehoren, ist als Privateigentum zu behandeln.

Jede Beschlagnahme, jede absichtliche Zerstorung oder Beschiddigung von derartigen Anlagen,
von geschichtlichen Denkmaélern oder von Werken der Kunst und Wissenschaft ist untersagt
und soll geahndet werden."

Art. 56, HLKO

"Die Bombardierung aus der Luft mit dem Ziel, die zivile Bevolkerung zu terrorisieren oder
Zerstorungen von nicht militarischem Privatbesitz oder Totungen von am Krieg nicht betei-
ligten Personen - sind untersagt."

Washingtoner Abkommen "Die Regeln des Krieges" aus dem Jahr 1922, Art. 22, Teil 2
(unterzeichnet von GB, USA, Japan, Frankreich, Italien)

Uber den Beginn des sogenannten “Zweiten Weltkrieges” schreibt Maxim Saprykin, ein rus-
sischer Historiker und Dozent an der Fakultét fiir Geschichte und Kulturologie der Moskauer
Staatsuniversitat:

"1940 begannen die Briten mit Bombardierungen von Deutschland, und zwar
Grofsbritannien begann als erstes mit Bombardierungen der deutschen Stadte,
also vor deutschen Bombardierungen in Grofbritannien. "]

Nach dem Volkerrecht tritt bei einer Kriegserklarung die Haager Landkriegsordnung (HLKO)
in Kraft. Die HLKO umfafkt Kriegserklirung, Waffenstillstand und einen Friedensver-
trag. Da der Deutsche Bund Kriegserklarungen und die Kriegsgegner wie Grofbritannien,
Frankreich, USA usw. ebenfalls Kriegserkldrungen proklamiert haben, ist die HLKO wei-
terhin in Kraft. Dort wird geregelt, wie im Fall der Besetzung eines Landes vorgegangen
werden muss. Die HLKO endet mit einem Friedensvertrag. Die fiinf Alliierten (USA,
China, Russland, Frankreich, Grofsbritannien) und der Deutsche Bund gehéren auch zu den
Unterzeichnern der HLKO.

Der Friedensvertrag mit dem Deutschen Bund ist bis heute nicht vollzogen worden. Auch
die UN Charta Art. 53 bezieht sich nur auf das Deutsche Reich. Das SHAEF-Gesetz Nr. 1
regelt das Verbot aller Gesetze des 3. Reiches (ab dem Erméchtigungsgesetﬁ von 1933) und
damit die Wiederherstellung der Gesetzlichkeit des Deutschen Bundes.

134http: / /www.youtube.com /watch?v=UwsAxMHeWn4
135Das zunichst auf vier Jahre verabschiedete Erméchtigungsgesetz wurde 1937, 1939 sowie 1943 verlingert
und blieb bis zum Ende des NS-Regimes im Mai 1945 rechtliche Grundlage deutscher Gesetzgebung.
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Die Gemeinde Neuhaus beruft sich auf die Verfassung vom 16. April 1871 von Wilhelm dem
deutschen Kaiser mit der genauen Beschreibung des Deutschen Bundes und seiner einzelnen
Bundesstaaten. Der Geltungsbereich dieser Verfassung entspricht den Gebieten der Bundes-
staaten Preuften, Bayern usw. Als Preufsen berufen wir uns auf die preufsische Verfassung[rigl,
die am 5. Dezember 1848 geschrieben und am 2. Februar 1850 verkiindet wurde.

"In Preufen wurde der biirgerliche Tod durch die Verfassungen abgeschafft, die im Gefolge
der Marzrevolution von 1848 erlassen bzw. erarbeitet wurden (z. B. Art. 9 der preufischen
Verfassung vom 5. Dezember 1848, § 135 der Paulskirchenverfassung vom 28. Mérz 1849)."
Uber Art. 9 der preukischen Verfassung wird in der Wikipedia®"geschrieben.

Die Verfassung von 1848 (Nationalversammlung Paulskirche) und von 1919 (Versailles) haben
keinen genauen Geltungsbereich und sind damit unwirksam.

A.7.2. UN Charta (Feind-Staaten-Klausel der UNO)

Die UNO wurde von den fiinf Alliierten gegen die Kriegsgegner wie III. Reich, Italien, Japan
usw. gegriindet. Bis zu einem Friedensvertrag konnen diese Staaten jederzeit ohne Erméchti-
gung des Sicherheitsrates kriegerisch belangt werden. Weitere Informationen dazu liefert die
nachfolgend zitierte UN Charta™¥]

(1) Der Sicherheitsrat nimmt gegebenenfalls diese regionalen Abmachungen oder Einrich-
tungen zur Durchfiihrung von Zwangsmafnahmen unter seiner Autoritéat in Anspruch. Ohne
Erméchtigung des Sicherheitsrats diirfen Zwangsmafnahmen auf Grund regionaler Abma-
chungen oder seitens regionaler Einrichtungen nicht ergriffen werden; ausgenommen sind
Mafsnahmen gegen einen Feindstaat im Sinne des Absatzes 2, soweit sie in Art. 107 oder in
regionalen, gegen die Wiederaufnahme der Angriffspolitik eines solchen Staates gerichteten
Abmachungen vorgesehen sind; die Ausnahme gilt, bis der Organisation auf Ersuchen der
beteiligten Regierungen die Aufgabe zugewiesen wird, neue Angriffe eines solchen Staates zu
verhiiten.

(2) Der Ausdruck "Feindstaat" in Absatz 1 bezeichnet jeden Staat, der wihrend des Zweiten
Weltkriegs Feind eines Unterzeichners dieser Charta war.

Art. 53, UN Charta

3. Da der Deutsche Bund 1945 nicht aufgelost wurde (siche u. a. SHAEF-Gesetz Nr. 52
Art. VII Begriffsbestimmungen: (e) - "Deutschland" bedeutet das Gebiet des Deutschen
Reiches, wie es am 31. Dezember 1937 bestanden hat.) und mit den Alliierten noch keinen
Friedensvertrag abgeschlossen hat, gilt noch immer die HLKO fiir den Deutschen Bund und
seine Staatsangehorigen. Das Datum 1937 wurde von den Alliierten willkiirlich festgelegt, es
liegt nach dem Erméchtigungsgesetz/Diktatur und vor der volkerrechtlich und international
anerkannten Inanspruchnahme von Landmasse in der Antarktis.

A.7.3. SHAEF-Gesetz Nr. 52

Die USA, Grofbritannien, Russland, Frankreich und China haben mit allen Alliierten am
12.09.1944, in Anlehnung an die HLKO die SHAEF-Gesetzgebung proklamiert. Sie wurde

136http: / /www.documentarchiv.de/nzjh /verfpr1848.html
http://www.verfassungen.de/de/preussen /preussend8-leiste.htm
http://www.landeshauptarchiv.de/index.php?id=490

137http: / /de.wikipedia.org/wiki/B%C3%BCrgerlicher Tod

138http:/ /www.flegel-g.de/ UN-Charta.html#a53
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vom Hauptalliierten USA herausgegeben und gilt bis zum heutigen Tag fiir alle Alliierte und
zum Schutz der Bevdlkerung im besetzten Deutschen Bund.

Das sich die Alliierten bis zum heutigen Tag penibel an die SHAEF-
Gesetze halten, konnte man bei der Besetzung Libyens feststellen. Liby-
en war vom Deutschen Reich besetzt (unterliegt dem SHAEF-Gesetz).
Russland und China haben sich nur deshalb in der UNO ihrer Stimme
enthalten konnen.

Im Fall Syrien, das vom Deutschen Reich nicht besetzt war und gegen
die Alliierten keinen Krieg gefiihrt hat, (unterliegt nicht dem SHAEF-
Gesetz) haben Russland und China ihr Veto eingelegt. Damit haben sie
erreicht, daf die westlichen Alliierten das Land nicht angegriffen haben.
SHAEF-Gesetz Nr. 52 Sperre und Kontrolle von Vermogen,
Artikel I, Arten von Vermogen:

1. Vermogen innerhalb des besetzten Gebietes, das unmittelbar oder mittelbar, ganz oder
teilweise im Eigentum oder unter Kontrolle der folgenden Personen steht, wird hiermit hin-
sichtlich Besitz oder Eigentumsrecht der Beschlagnahme, Weisung, Verwaltung, Aufsicht oder
sonstigen Kontrolle durch die Militdrregierung unterworfen:

(a) Das Deutsch Reich oder seine Lander, Gaue oder Provinzen oder eine gleichartige staatli-
che oder kommunale Verwaltung, deren Dienststellen und Organe, einschliefslich aller gemein-
wirtschaftlichen Nutzungsbetriebe, Unternehmen, 6ffentliche Kérperschaften und Monopol-
betriebe, die durch irgendeine der vorgenannten Organisationen kontrolliert werden ;

(b) Regierungen, Staatsangehorige oder Einwohner von Staaten, mit Ausnahme
des Deutschen Reiches, die sich mit einem Mitglied der Vereinten Nationen zu irgend
einem Zeitpunkt seit dem 1. September 1939 im Kriegszustand befanden, und Regierungen,
Staatsangehorige und Einwohner von Landern, die seit diesem Tage von den vorgenannten
Staaten oder von Deutschland besetzt waren;"

(sieche auch HLKO Art. 46 “Das Privateigentum darf nicht eingezogen werden.”)

Folgende Seitd™)] ist nur wegen der SHAEF- Gesetze interessant — sie vertritt nicht unsere
Meinung — bitte auf die alte Originalausgabe achten und nicht die neuere Félschung nehmen.

Supreme Headquarters, Allied Expeditionary Force (kurz SHAEF@ war von Ende 1943 bis
zum Ende des sogenannten “Zweiten Weltkrieges” das Hauptquartier der alliierten Streitkréf-
te in Nordwesteuropa und erhielt Weisungen von den Combined Chiefs of Staff. Es wurde im
Januar 1944 in London durch die Umbenennung des Stabes COSSAC gebildet. Oberbefehls-
haber des SHAEF war von Beginn an Dwight D. Eisenhower. Nach der Befreiung Frankreichs
hatte SHAEF seinen Sitz in Versailles und Reims

Diese Regelung gilt bis heute fiir die "BR(D)" mit ihren Bundesbiirgern, die Lénder und
Kommunalverwaltungen. Somit auch fiir die Finanzbehorde, Kommunen oder die Ausnahme-
gerichte der "BR(D)" - die keine Staatsgerichte sind. Beim Gerichtsverfassungsgesetz (GVG)
ist der § 15 (Staatsgericht) weggefallen!

A.7.4. Gerichtsvollzieherordnung

Dieser Abschnitt beschreibt Anderungen der Gerichtsvollzieherordnung (GVO) und daraus
folgende Konsequenzen.

139http: / /principality-of-sealand.eu/hotstuff /shaef d.html
10http: / /www.history.army.mil /documents/cossac,/Cossac.htm
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Das Wichtigste vorweg: Laut GVO vom 01.08.2012 arbeiten "Gerichtsvollzieher" als Freibe-
rufler mit privatem Haftungsrisiko !
Wihrend die alte Fassung der GVO den § 1 enthélt

Rechtsstellung des Gerichtsvollziehers
Der Gerichtsvollzieher ist Beamter im Sinne des Beamtenrechts.

§ 1 GVO

ist dieser Paragraph in der neuen Fassungl'™| weggefallen
A. Allgemeine Vorschriften
§ 1 aufgehoben

Wie versucht sich das “Land” Nordrhein-Westfalen zu legitimieren? Es herrscht hochs-
te Not bei den "Staats-Simulanten", sich staatlich legitimieren zu wollen, das gilt auch fiir
NRW, da "Thnen" eine Ankniipfung an ein Hoheitsgebiet (Gebietskorperschaft), einem Gel-
tungsbereich fiir "Thr" Recht fehlt, versuchen "Sie" dieses verzweifelt zu finden und kiinstlich
zu konstruieren, um eine scheinbare, angebliche Rechtskontinuitéat herzustellen.

Justizministerialblatt fiir das Land Nordrhein-Westfalen Diisseldorf, den 15. De-
zember 2012, Nr. 24

Erganzungsbestimmungen des Landes Nordrhein-Westfalen zur Gerichtsvollzieherordnung
und zur Geschéftsanweisung fiir Gerichtsvollzieher (auszugsweise)

I1. Geschiftsanweisung fiir Gerichtsvollzieher Erster Tei['™]

Zustellung von Amts wegen

Wird in den ehemals preufischen Landesteilen von einem Notar im Falle des Artikels 26
des preufischen Gesetzes iiber die freiwillige Gerichtsbarkeit eine Zustellung von Amts
wegen veranlasst, finden die Vorschriften iiber Zustellungen von Amts wegen mit der Mafsgabe
Anwendung, dafs der Notar an die Stelle der Geschéftsstelle und der Gerichtsvollzieher an die
Stelle des Gerichtswachtmeisters tritt.

1 zu § 11 Abs. 2 GVGA

Dieses Vorgehen einer Mandatsregierung ist nach dem Voélkerrecht nicht zuldssig.
Allein der Souveran — das Staatsvolk — hat die Moglichkeit am souveridnen Staat
ankniipfen. Siehe Reaktivierung der Gemeinde Neuhaus in Westfalen.

A.7.5. Umorganisation der BRD

Wenn man nur genau genug hinsieht, kann man die Umstellung seit 1990 iiberall feststellen.
Die BRD wurde als NGO organisiert. Weiter Beweise folgen im Text.

Zum Beispiel: Arbeitsamt — Agentur fiir Arbeit, Einwohnermeldeamt — Biirger Service,
Umsatzsteuernummer bei Stidten, Kreisen, Bundestag, Geschéftsbereiche usw.) ["*4 44440

Mhttp: / /www.justiz.baden-wuerttemberg.de /servlet /PB/show /1278051 /GVGA %202012.pdf
42http: / /justitia-deutschland.org/R/RuStAG-1913.htm

143http: / /www.bundestag.de/service /impressum /index.html

144http: / /revealthetruth.net /2013 /02 /24 /das-firmen-imperium-des-deutschen-bundestages/
M5http: / /www.kreis-paderborn.de/kreis paderborn/impressum /index.php
HM6http://de.wikipedia.org/wiki/Umsatzsteuer-Identifikationsnummer
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Die Sperre und Kontrolle von Vermégen (SHAEF-Gesetz Nr. 52) gilt nicht fiir Staatsange-
horige der Bundesstaaten des Deutschen Bundes von 1871 mit Staatsangehdrigkeitsausweis,
der handelsrechtlichen Kiindigung bei der BRD und der Bestatigung durch das Bundesver-
waltungsamt mit der Eintragung im EStA-Register.

Der Staatsangehorigkeitsausweis wird im Ausldnderamt (Einwohnermeldeamt der jeweiligen
Gemeinde, Stadt oder Kreises) beantragt. Gegeniiber der NGO BRD ist man dann Auslédnder
im eigenen Land! (RuStAG 1913 4.1)

A.7.6. Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz fiir das Deutsche Reich

In der Einleitung zum Reichs- und Staatsangehdrigkeitsgesetz fiir das Deutsche Reich™]
"RuStAG-1913" vom 22. Juli 1913 steht geschrieben:

“Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, Konig von Preufen etc.
verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bun-
desrats und des Reichstags, was folgt:”

Erster Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

Deutscher ist, wer die Staatsangehorigkeit in einem Bundesstaat (§§ 3 bis 32) oder die un-
mittelbare Reichsangehdrigkeit (§§ 3 bis 35) besitazt.

§ 1, RuStAG-1913

[1] Elsak-Lothringen gilt im Sinne dieses Gesetzes als Bundesstaat.
[2] Die Schutzgebiete gelten im Sinne dieses Gesetzes als Inland.

§ 2, RuStAG-1913

Zweiter Abschnitt

Staatsangehorigkeit in einem Bundesstaate.
Die Staatsangehorigkeit in einem Bundesstaate wird erworben 1. durch Geburt (§ 4), 2. durch
Legitimation (§ 5), 3. durch Eheschlieffung (§ 6), 4. fiir einen Deutschen durch Aufnahme (§§
7, 14, 16), 5. fiir einen Ausléander durch Einbiirgerung (8§ 8 bis 16).

§ 3, RuStAG-1913

[1] Durch die Geburt erwirbt das eheliche Kind eines Deutschen die Staatsangehd-
rigkeit des Vaters, das uneheliche Kind eines Deutschen die Staatsangehorigkeit
der Mutter.

[2] Ein Kind, das in dem Gebiet eines Bundesstaates aufgefunden wird (Findelkind), gilt bis
zum Beweise des Gegenteil als Kind eines Angehérigen dieses Bundesstaats.

§ 4, RuStAG-1913

147http:/ /justitia-deutschland.org/R/RuStAG-1913.htm
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Die Staatsangehorigkeit in einem Bundesstaate wird erworben
1. durch Geburt (§ 4),
2. durch Legitimation (§ 5),
3. durch Eheschliefung (§ 6),
4. fiir einen Deutschen durch Aufnahme (§§ 7, 14, 16),

5. fiir einen Ausléander durch Einbiirgerung (§§ 8 bis 16).

§ 3, RuStAG-1913

A.7.7. Der Begriff “Auslander”

Auszug aus der Verwaltungsvorschrift zum Auslandergesetz:

“1.2.1 Auslénder ist jede natiirliche Person, die weder die deutsche Staatsange-
horigkeit besitzt noch als Fliichtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehorig-
keit oder als dessen Ehegatte oder Abkommling im Gebiet des Deutschen Reiches
nach dem Stand vom 31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat (Deutsche ohne
deutsche Staatsangehorigkeit) oder diesen Status durch Abstammung oder - bis
31. Méarz 1953 - durch Eheschlieffung erworben hat.”

Siehe auch [ § 2 Aufenthaltserlaubnis Abs. (2) Punkt 2 (RuStAG )Y (Internetseite des
Innenministeriums Bayern wurde geloscht - Warum?)[lzfl, (Staatenlosenabkommen beachte
Art. 27/28 - Personalausweis )™

Im Personalausweisgesetz wird explizit auf juristische und natiirliche Personen (§ 1 BGB
von 1896) hingewiesen. De facto besitzt die juristische Person keine Rechte, da seine keine
Staatsangehorigkeit besitzt.

§ 28 Antrag - Personalausweisgesetz (PAusw.V) - der NRO BRD (1) Um das Vorliegen der
Voraussetzungen des § 21 Absatz 2 Satz 1 des Personalausweisgesetzes iiberpriifen zu konnen,
muss ein Antrag nach § 21 Absatz 1 Satz 1 des Personalausweisgesetzes enthalten:

1. Angaben zur Identitdtsfeststellung von juristischen und natiirlichen Personen; bei natiir-
lichen Personen sind dies insbesondere der Familienname, die Vornamen, der Tag und
der Ort der Geburt sowie die Anschrift der Hauptwohnung; bei juristischen Personen
sind diese insbesondere der Name, die Anschrift des Sitzes, die Rechtsform und die Be-
vollméchtigten; auferdem ist in diesem Fall eine Kopie des Handelsregisterauszugs oder der
Errichtungsurkunde beizulegen... [

%http://www.gesetze-im-internet.de/pauswv,  28.html

48http: / /www.gesetze-xxl.de/allgemeine-verwaltungsvorschrift-zum-auslandergesetz/ Abs. 1.2
M9http: / /www.zaoerv.de/25 1965/25 1065 3 b 499 515.pdt

150http: / /justitia-deutschland.org/R/RuStAG-1913.htm

5Ihttp: / /www.stmi.bayern.de/buerger/staat /staatsangehoerigkeit /detail /05788 /

152http: / /www.aufenthaltstitel.de/staatenlose.html
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A.8. Streichung des Grundgesetzes

Im Jahr 1990 wurde nicht nur die DDR vom Russischen Aufsenminister Eduard Scheward-
nadse aufgelost — sondern auch die BRD vom Aufsenminister der USA James Baker III — als
Hauptalliierter. Durch die Streichung des Art. 23 GG wurde der Geltungsbereich des Grund-
gesetzes aufgehoben. Dies wurde der deutschen Bevolkerung nicht 6ffentlich mitgeteilt. Die
Bundesrepublik Deutschland (BRD) wurde danach als nichtstaatliches Unternehmen neu or-
ganisiert.

Das Grundgesetz wurde 1990 durch den Aufenminister der USA (Hauptalliierter) James
Baker durch Aufhebung des Artikel 23 des Grundgesetzes (Geltungsbereich) ungiiltig. Die
BRD wurde dadurch als Besatzungskonstrukt aufgelost] Seit dem Jahr 1990 wird die BRD
als Nichtregierungsorganisation (NGO) weitergefiihrt und ist auch als solche bei der UNO
registriert (siehe auch D-U-N-S Firmeneintragung bei der Auskunftsdatei D&B).

“http:/ /www.verfassungen.de/de/gg.htm (GG - Anderungen))

Wir verweisen hier auf die Betrige von “Sommer’s Sonntag” mit Erklirungen zur LageT™]
@, sowie auf “Bundesrecht/Berlin nach 1990”@ @

A.9. Bereinigungsgesetze

In den Jahren 2006, 2007 und 2010 wurde durch die Bereinigungsgesetze von den Alliierten
angeordneten. Bei diesem Vorgang hatte weder der Bundestag noch der Bundesrat Einfluss.
Diese Bereinigungsgesetze wurden im Bundesanzeiger veroffentlichen und damit giiltig. Da-
bei handelt es sich um das erste und zweite Gesetz iiber die Bereinigung von Bundesrecht im
Zustandigkeitsbereich des Bundesministerium fiir Justiz (24.04.2006,/29.11.2007/14.12.2010)
der BRD. Somit wurde der BRD die staatliche Gesetzgebung entzogen. Die Bereinigungsge-
setze heben die Geltungsbereiche jeweils im § 1 der Gesetze auf.

Durch das Aufheben der Aufhebung erfolgt ein Wiederinkrafttreten. Aufgehoben wurden:
Die bundesrechtlichen Vorschriften {iber die Bereinigung von Besatzungsrecht im zweiten
Bereinigungsgesetz des Jahres 2007 im Art. 4 - § 2 - (Erstes Gesetz zur Aufhebung des
Besatzungsrechtes vom 30. Mai 1956. Zweite Gesetz 30. Mai 1956, drittes Gesetz 23. Juli
1958, viertes Gesetz 19.Dezember 1969). Damit wurde die Aufhebung wieder aufge-
hoben. Somit ist das Besatzungsrecht in Deutschland| wieder in Kraft gesetzt.
Das SHAEF-Gesetz ist weiterhin giiltig.

Die Haager Landkriegsordnung (HLKO, d. h. Volkerrecht) wird dagegen erst dann aufser
Kraft gesetzt, nachdem der Erste und der sogenannte Zweite Weltkrieg durch einen Friedens-
vertrag beendet wird.

Quellen zu den Bereinigungsgesetzen (Gesetzblitter):
1. BGBI. 2006, Teil I, Nr. 18, S. 866ff, ausgegeben zu Bonn am 24. April 2006
2. BGBI. 2007, Teil I, Nr. 59, S. 2614ff, ausgegeben zu Bonn am 29. November 2007

153http: / /terraherz.at /category /sommers-sonntag/

154http: / /www.politaia.org/wichtiges /sommers-sonntage-1-15-playlist /

155http: / /www.gesetze-im-internet.de/ blg 6/BJNR021060990.html

156http: / /www.gesetze-im-internet.de/avorbaschrbek /

157aut SHAEFF-Gesetz ist Deutschland das Deutsche Reich in den Grenzen von 1937
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3. BGBI. 2010, Teil I, Nr. 63, S. 1864ff, ausgegeben zu Bonn am 14. Dezember 2010

A.9.1. Erstes Bereinigungsgesetz

Im ersten Bereinigungsgesetz wird z. B. im Artikel 14 - Gerichtsverfassungsgesetz, Arti-
kel 49 - die Zivilprozessordnung, Artikel 67 - die Strafprozessordnung der Geltungsbereich
aufgehoben.

Artikel 4 Aufhebung des Gesetzes zur Priifung von Rechtsanwaltszulassungen, Notarbestel-
lungen und Berufung ehrenamtlicher Richter,

Artikel 20 Aufhebung des Gesetzes iiber die Zustindigkeit der Gerichte bei Anderungen der
Gerichtsbarkeit,

Artikel 21 Aufhebung der Verordnung zur einheitlichen Regelung der Gerichtsverfassung,

Artikel 22 Aufhebung des Gesetzes zur Wiederherstellung der Rechtseinheit auf dem Ge-
biet der Gerichtsverfassung, der biirgerlichen Rechtspflege, des Strafverfahrens und des
Kostenrechts,

Artikel 23 Aufhebung des Gesetzes iiber Rechtsverordnungen im Bereich der Gerichtsbar-
keit,

Artikel 24 Aufhebung des Gesetzes iiber das Gerichtswesen in Berlin,

Artikel 46 Aufhebung des Gesetzes zur Anderung und Ergéinzung beurkundungsrechtlicher
Vorschriften,

Artikel 53 Auflésung des Gesetzes zur Anderung des Rechtspflegergesetzes, des Beurkun-
dungsgesetzes und zur Umwandlung des Offenbarungseides in einer eidesstattlichen
Versicherung,

Artikel 55 Aufhebung der Verordnung iiber die Vollstreckung landesrechtlicher Schuldtitel,

Artikel 56 Aufhebung der Verordnung iiber Mafsnahmen auf dem Gebiet der Zwangsvoll-
streckungen,

Artikel 185 Aufhebung der Durchfiihrung zum Gesetz iiber die Errichtung einer Deutschen
Verrechnungskasse,

Artikel 186 Aufhebung des Gesetzes iiber die Deutschen Landesrentenbank

A.9.2. Zweites Bereinigungsgesetz

Im zweiten Bereinigungsgesetz wird zum Beispiel im

Artikel 1 - die Aufhebung des Gesetzes iiber die Eingliederung des Saarlandes,
Artikel 2 - Aufhebung des Gesetzes zur Einfithrung von Bundesrecht im Saarland,

Artikel 57 - Aufhebung des Einfiihrungsgesetzes zum Gesetz iiber Ordnungswidrigkeiten
(Geltungsbereich),

Artikel 4 - Aufhebung des Besatzungsrechtes wurde aufgehoben, alles was nicht dem Art. 73,
74, 75 GG zuzuordnen und Bundesgesetz ist, aufgehoben.
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Artikel 3 Aufhebung des Zweiten Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsangehorigkeit
Artikel 18 Aufhebung des Gesetzes, betreffend die Beglaubigung offentlicher Urkunden,
Artikel 40 Anderung des Patentgesetzes,

Artikel 42 Aufhebung des Gesetzes iiber die Errichtung eines Patentamtes im Vereinigten
Wirtschaftsgebiet,

Artikel 108 Aufhebung des Gesetzes iiber Sozialversicherungen.

Das "Gesetz iiber die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit" in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 20.05.1898 (RGBI. I S. 771) zuletzt gedndert durch Gesetz vom 12.03.2009
(BGBI. I S. 470) m.W.v. 18.03.2009 wurde aufer Kraft gesetzt am 01.09.2009 aufgrund des
Gesetzes vom 17.12.2008 (BGBI I S. 2586). Damit gibt es keine staatliche und keine freiwillige
Gerichtsbarkeit mehr. Privatgerichte |7 Damit hat man dem gesamten Justizwesen (Art. 92 -
104 GG) die gesetzliche Befugnis entzogen. Alle Bereinigungsgesetze sind damit voll giiltige
Bundesgesetze. Ausdriicklich davon ausgenommen ist das Kontrollratsgesetz Nr. 35 (Schieds-
verfahren bei Arbeitsstreitigkeiten).

1982 wurde das Staatshaftungsgesetz geloscht und mit Authebung von Art. 34 GG durch
das 2. BMJBBG vom 23.11.2007 mit Art. 4 § 1 (1) auch die Staatshaftung und damit die
"6ffentliche-rechtlichen" Regelungen.

A.9.3. Bereinigungsgesetze als Reaktion auf ein Gerichtsurteil?

Wahrscheinlich waren die Bereinigungsgesetze auch eine Reaktion auf ein Urteil vor dem
FEuropdischen Menschenrechtsgerichtshof (EGMR) aus dem Jahr 2006. (Siirmeli - Urteil Nr.
75529/01 vom 8. Juni 2006). Dieses Urteil des EGMR Art. 36 Menschenrechtskonvention
besagt im Tenor, dafs ein rechtswirksames Rechtsmittel gegen Rechtsmissbrauch und Billig-
keitsrechte fiir die Einhaltung des Rechtes auf ein rechtsstaatliches Verfahren in der BRD
nicht gegeben ist.

Bereinigungsgesetz ZOOG[TE], Bereinigungsgesetz QOOS[TEI, Bereinigungsgesetz 2007[116], Sachen-
bereinigungsgesetﬂ Besatzungsrech@.

A.9.4. Gesetz zur Uberleitung von Bundesrecht nach Berlin (West)

Mit dem Gesetz zur Uberleitung von Bundesrecht nach Berlin wird dokumentiert, dak das
Bundesrecht in Berlin weiterhin keine Anwendung findet. Im Gesetz zur Uberleitung von Bun-
desrecht nach Berlin (West) werden im § 2 Sonderregelungen und im § 3 Ausnahmen festlegt.
Dies hat zur Folge, daf in Berlin weiterhin die Rechte der Alliierten uneingeschrankt gelten.
Fiir einen juristischen Laien ist dieses Gesetz so angelegt, dafs es nur schwer nachvollziehbar
ist.

Folgendes Bundesrecht findet in Berlin keine Anwendung (siche § 2 und § 3).

158http: / /www.buzer.de/gesetz /7172 /index.htm
159http: / /www.verfassungen.de/at/Bund /bvg2008-2.htm
160http: / /www.buzer.de/gesetz /7965 /index.htm
6Ihttp: / /www.buzer.de/gesetz /6679 /index.htm
162http:/ /www.buzer.de/gesetz /7963 /index.htm
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Stand: 26.11.2013 (Sechstes Uberleitungsgesetz - 6. UblG k.a.Abk.) G. v. 25.09.1990 BGBL. I
S. 2106, 2153; zuletzt gedndert durch Artikel 1 V. v. 31.10.2006 BGBI. I S. 2407; Geltung ab
03.10.1990 FNA: 105-5; 1 Staats- und Verfassungsrecht 10 Verfassungsrecht 105 Herstellung
der Einheit Deutschlands 1 frithere Fassung des 6. UblG | Entwurf/Begriindung des 6. UblG
| 6 Vorschriften zitieren das 6. UblG

O Eingangsformel
§ 1 Grundsatz

§ 2 Sonderregelungen

O

U

O § 3 Ausnahmen
O § 4 Auferkrafttretende Sondervorschriften
O

§ 5 Inkrafttreten

Nach unserem heutigen Wissenstand ist das Inkrafttreten noch nicht im Bundesgesetzblatt
bekannt gegeben worden. Ein Inkrafttreten findest jedoch nur unter folgenden Voraussetzun-
gen statt:

Ein Auszug aus dem § 5 [nkmfttreten@:

(1) Dieses Gesetz tritt in dem Zeitpunkt in Kraft, in dem die alliierten Vorbehaltsrechte in
Bezug auf Berlin fortfallen oder suspendiert werden.
(2) Das Auswartige Amt gibt den Zeitpunkt des Inkrafttretens im Bundesgesetzblatt bekannt.

A.10. Bundesgerichtsurteile
Das Bundesverwaltungsgericht urteilt (BVermGE 17, 192 =DVBI 1964, 147):

"Jedermann muss, um sein eigenes Verhalten darauf einrichten zu konnen, in der
Lage sein, den rdumlichen Geltungsbereich eines Gesetzes ohne weiteres feststellen
zu konnen. Ein Gesetz das hieriiber Zweifel aufkommen 14ft, ist unbestimmt und
deshalb wegen Verstofes gegen das Gebot der Rechtssicherheit ungiiltig."

Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Urteil (BVerfG 3, 288 (319f:6,309 (338,363))
folgendes geurteilt:

"Gesetze ohne Geltungsbereich besitzen keine Giiltigkeit und Rechtskraft."
und ...

"Die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts binden die Verfassungsor-
gane des Bundes und der Lander sowie alle Gerichte und Behorden." (BVerfGG
§ 38)

Siehe auch Artikel 20 GG. (Verfassungsgrundsétze, Widerstandsrecht)

(3) "Die Gesetzgebung ist an die verfassungsméfige Ordnung, die vollziechende Gewalt und
die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden."

(4) "Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle Deutschen das
Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht moglich ist."

163http: / /www.buzer.de/gesetz /4028 /
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A.11. Zustand der BRD

Der Zustand der BRD und seiner “Behorden” wird anhand folgender Beispiele deutlich.
Der Musterschut4™ fiir den Namen “POLIZEI” beim Deutschen Patent- und Markenamt,
die Grundsatzrede{rigl zum Grundgesetz (GG) von Carlo Schmid 1948,

“Wir haben nicht die Verfassung Deutschlands oder West-Deutschlands zu ma-
chen. Wir haben keinen Staat zu errichten.”

sowie die Aussage des SPD-Politikers Sigmar Gabrie["®|in “Sigmar Gabriel und die Wahrheit”

“Ich sage euch, wir haben gar keine Bundesregierung, wir haben - Frau Merkel ist
Geschéftsfiihrerin einer neuen - Nichtregierungsorganisation in Deutschland!”

Volker Schéne@ von der Gewerkschaft der POLIZEI (DPolG, DEUTSCHE POLIZEIge-
werkschaft Landesverband Sachsen) schreibt in der Zeitschrift der Gewerkschaft iiber die
Bereinigungsgesetze und die dadurch aufgehobenen Gesetze folgendes:

Durch die Bereinigungsgesetze wurden der BRD alle Gesetze genommen!

A.12. Kriegslist ist in der HLKO erlaubt

Die Alliierten haben die Staatsangehorigen des Deutschen Bundes von 1871 mit seinen Bun-
desstaaten zu Bundesbiirgern (juristische Personen) gemacht. Dieses Vorgehen entspricht
einer Kriegslist, die laut der Haager Landkriegsordnung (HLKO) erlaubt ist. Um den juristi-
schen Folgen zu entgehen, kann man sich wieder von der juristischen Person trennen.

Heute beantragt der Unwissende freiwillig den "Personalausweis" oder geht wéhlen. Durch
den beantragten Personalausweis geht diese Person einen Vertrag mit der BRD ein. Hierbei
ist anzumerken, dafs das Vertragsrecht dem Volkerrecht iibergeordnet ist. In der Kon-
sequenz haftet der Bundesbiirger fiir die Handlungen der BRD, d. h. auch fiir deren Schulden
(siehe Européischer Stabilitdtsmechanismus ESM, Vertrag von Lissabon, Handelsvertriage wie
TTIP, TISA, CETA).

A.13. Das elektronische Formular “Elster”

Beim Programm Elster handelt es sich um (zitiere Wikipedia) ein Konstrukt der Firma
Finanzamt der Firma BRD.

Endbenutzer-Lizenzvertrag (EULA) und Datenschutzhinweis
Endbenutzer-Lizenzvertrag und Datenschutzhinweid™®| zwischen dem Bayerischen Landes-
amt fiir Steuern als dem bundesweiten Koordinator des ELSTER-Projektes, (nachfolgend
"Steuerverwaltung" oder "LfSt") und dem Steuerbiirger.

164http: / /register.dpma.de/DPMAregister/marke /register /302437827 /DE

165http: / /www.youtube.com /watch?v=gWk1ZtdjhS0

166http: / /www.youtube.com/watch?v=KsEHnMMKfLU, http://brd-gmbh.blogspot.de/
167http: / /www.youtube.com/watch?v=gR6AxRxKERs

168https: / /www.elster.de/elfodown2.php?who=2005 /2006

137


http://register.dpma.de/DPMAregister/marke/register/302437827/DE
http://www.youtube.com/watch?v=gWklZtdjhS0
http://www.youtube.com/watch?v=KsEHnMMKfLU
http://brd-gmbh.blogspot.de/
http://www.youtube.com/watch?v=gR6AxRxKERs
https://www.elster.de/elfo_down2.php?who=2005/2006

Das LfSt (Steuerverwaltung) handelt hier fiir den Freistaat Bayern in seiner Eigenschaft als
bundesweiter Koordinator des Projektes ELSTER der Finanzverwaltungen von Bund und
Landern.

§ 1 Vertragsparteien

(1) Die Haftung fiir die Verletzung von Amtspflichten (§ 839 BGB, Artikel 34 GG) wird durch
diesen Vertrag und insbesondere § 6 nicht beschrankt. Unbeschrankt haftet die Steuerver-
waltung in den Féllen der Verletzung von Leben, Kérper und Gesundheit sowie nach dem
Produkthaftungsgesetz.

(2) Im Ubrigen haftet die Steuerverwaltung nach den gesetzlichen Vorschriften des Schen-
kungsrechts."

§ 6 Haftung (Programm Ester)

Auf diesen Vertrag ist ausschlieflich deutsches Recht mit Ausnahme des EGBGB anwendbar.

§ 12 Deutsches Recht

Damit ist in den § 6 und § 12 des Programms "diebische" Elster das BGB bis auf die § 839
-Haftung bei Amtspflichtverletzung- und den Artikel 34 GG (Haftung bei Amtspflichtverlet-
zung) ausgeschlossen.

Dadurch ist auch die Schadensersatzpflicht im § 823 des BGB (Schadensersatzpflicht)
ausgeschlossen. Offenbar will man sich als Firma vor zukiinftigen Schadensersatzpflicht
absichern!

(1) "Wer vorsétzlich oder fahrlissig das Leben, den Korper, die Gesundheit, die Freiheit, das
Eigentum oder sonstige Rechte eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen zum
Ersatz des daraus entstandenen Schadens verpflichtet."

(2) "Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz eines anderen
bezweckendes Gesetz verstofst. Ist nach dem Inhalte des Gesetzes ein Verstofs gegen dieses
auch ohne Verschulden moglich, so tritt die Ersatzpflicht nur im Falle des Verschulden ein.

BGB § 823
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A.14. Literatur

,Die Deutsche Katastrophe 1914 bis 1918 und 1933 bis 1945 im Grofsen Spiel der
Miichte ™)

, Verborgene Geschichte — Wie eine geheime Elite die Menschheit in den Ersten Weltkrieg
stiirzte 7Y

,Die Schlafwandler — Wie Europa in den Ersten Weltkrieg zog“[TE]

,Das Deutschland Protokoll”[rzl

,Preufien und die Wurzeln des Erfolgs’m

» Wenn das die Deutschen wiissten. . .: ... dann hatten wir morgen eine (R)evolution!’f:f]
,verheimlicht. vertuscht. vergessen. Was 2015 nicht in der Zeitung stand.”T"™|

,Mitteleuropa — Bilanz eines Jahrhunderts“@. Es wurde von Renate Riemeck ge-
schrieben. Sie ist Dozentin an der Padagogischen Hochschule in Oldenburg, Professorin an
der Kant-Hochschule Braunschweig und bis 1960 an verschiedenen Hochschulen in der Lehr-
erbildung tétig.

Ein besonders interessantes Kapitel ihres Buches heifst “Der Prinz von Wales, Papst Leo der
XIII. und der neue Kurs”. In diesem wird detailliert beschrieben wie Papst Leo XIII und seine
Botschafter beim ,heiligen Stuhl* willige Helfer beim diplomatischen Spiel und die russisch-
franzosische Anndherung suchten und fanden. Da eine franzosisch-russische Militdrallianz
den Kern des kiinftigen Dreierverbandes (,,Triple—Entente“E[) bilden sollte, muftte zunéchst
das Kunststiick vollbracht werden, die liberale franzosische Republik und den autokratischen
POLIZEIstaat des russischen Zaren einander anzunéhern.

A.15. Abkiirzungen und Begriffe
AO Abgabenverordnung

EU Europaische Union

BGB Biirgerliches Gesetzbuch
BGBI Bundesgesetzblatt

BRD Bundesrepublik Deutschland

169y0m ehemaligen Bundesminister Andreas von Biilow (ISBN-10: 3864451698)

170von den britischen Historikern Garry Docherty und Jim Macgregor (ISBN-10: 3864451604)

17lyon Christopher Clark, Professor fiir Neuere Européische Geschichte am St. Catharine’s College in Cam-
bridge (ISBN-10: 3421043590)

172yon Holger Frohner, Neufassung (ISBN-10: 3941956000)

173von Ehrhardt Bodecker, 5. durchgelesene Auflage (ISBN-987-3-95768-119-5)

174yon Daniel Prinz (ISBN 3938656271)

175yon Gerhard Wisnewski (ISBN 3864452783)

176ISBN 3-910168-03-5

1T Triple-Entente, kurz Entente stammt von “Einvernehmen”, “Vereinbarung”, “Absprache” und war ein Mili-
tarbiindnis zwischen dem Vereinigten Konigreich Grofbritannien, Frankreich und Russland.
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BVerfGE Bundesverfassungsgericht

BMJBG Gesetz iiber die Bereinigung von Bundesrecht im Zusténdigkeitsbereich des Bun-
desministeriums der Justiz

DDR Deutsche Demokratische Republik

DPMA Deutsches Patent und Markenamt

DR Deutsches Reich

D-U-N-S Data Universal Numbering System
ECHR Europiischen Menschengerichtshof

ESM Européischer Stabilitdtsmechnismus

EStA Bundeseinheitliches Staatsangehorigkeitsregister
GG Grundgesetz

GVG Gerichtsverfassungsgesetz

GVGA Geschiftsanweisung fiir Gerichtsvollzieher
GVO Gerichtsvollzieherordnung

HLKO Haager Landkriegsordnung

IWF Internationaler Wéahrungsfond

K. d. 6. R. Korperschaften des offentlichen Rechts
Kgr. Konigreich

NATO North Atlantic Treaty Organization

NGO non-governmental organization (siche NRO)
NRO Nichtregierungsorganisation

RAQO Reichsabgabenordnung

RuStAG Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz
SHAEF-Gesetz Supreme Headquarters Allied Expeditionary Force
StAG Staatsangehorigkeitsgesetz

SGB Sozialgesetzbuch

UN United Nations

UNO United Nations Organisations

UCC Uniform Commercial Code, deutsch etwa: Einheitliches Handelsgesetzbuch
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Abdankungsurkunde,
abhéngig Beschéftigte, [77]
Aktiengesellschaft, [74]
Aktionskunst,

C

capitis deminutio maxima,
capitis deminutio media, [39)
capitis deminutio minima,
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allgemeine Ausweispflicht, Der grofe Frieden, [36]
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Ararpaer, (S Eingangsformel,

Arbe1tnehmer, [77] Einwohnermeldeamtregistereintrag, [40]
Area Claims Office, Elster

Arztekammer, EMA-Register,
Assyrer, Emotionen, 115

Auflésung der Freistaaten, [33] Erméchtigungsgesetz, [127]
Ausklammerungen, ESM, 23 7
Ausléander, [132] ESMiVertrag 22
Ausléndergesetz, 24} [40 EStA-Registe}
Auswe%s— u‘nd Meldepflicht, EU-Staatsbﬁrg’erschaft,
Ausweispflicht, 2} [43] Exilregierung,

B

F
B&B, Feind-Staaten-Klausel,
Bayern, [31]

Festungshalft,

formliche Zustellung, [70]

Freie und Hansestaat Liibeck,
Freie und Hansestadt Bremen,
Freie und Hansestadt Hamburg,
freier Volksstaat Wiirttemberg,
Freistaat Anhalt, [31]

Freistaat Baden,

Freistaat Braunschweig,
Freistaat Lippe,

Freistaat Mecklenburg-Schwerin,
Freistaat Mecklenburg-Strelitz, [31]
Freistaat Oldenburg, [31]

Freistaat Preufen,

Freistaat Schaumburg-Lippe,
Freistaat Waldeck,

freiwillige Gerichtsbarkeit,
Friedensvertrag, [86], [89]
Fiihrerschein,

Beamtenstatus,
Bereinigungsgesetze, [20]

Besatzung,
Besatzungsanweisung,

Besatzungskosten, [77]
Besatzungsrecht, [133]
besetztes Land, [44]

blauer Reisepass, [44]
Blutsonntag,
Bundesgerichtsurteile, [136
Bundesstaat, [3]]
Bundesverfassungsgericht,
Bundeswahlgesetz,
Bundeswehr,
biirgerliche Tod,
biirgerlicher Tod, [23]
Biirgerrechte, [24]
Biirgerservice,
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Gebietskorperschaft,
Gelber Brief, [70]
Geldschulden, [40]
Geltungsbereich, [17], [128]
Gemeindeordnung,

Genfer Konventionen,
gerichtsfest, [92]

gerichtsfeste Unterschrift, [01]
Gerichtskosten,
Gerichtsverfassungsgesetz, [134]
Gerichtsvollzieher,
Gerichtsvollzieherordnung, [129)
Gerichtswachtmeisters, [I30]
Geschiftsfahigkeit,
Geschichtsfalschung,
GEZ,[17]

Gléubiger,
Gleichschaltungsgesetz, [31]
GmbH, [74]

Grundgesetz, [133

grundlosen Kiindigung,
Grundsteuermutterrolle,

griiner Reisepass, [43] [44]
GVG, 129

H

Haager Landkriegsordnung, [126]
Hambacher Manifest, [87], [90]
Hausversteigerung,

HLKO,

Hoheitszeichen,
Hoppenstedt, [14]
Hypothekenbrief, [72]

I

IHK, [77,[7§

im Auftrag,

in Vertretung,

Insolvenz,
Insolvenzverschleppung,
internationale Firmenregister, [02]

J

jeweiligen, [17]
juristische Person, 53] [62]

K
Karte des Deutschen Reiches, [69]
Kaufmann,

Kaufvertrag,
Kirchenaustritt,
Kolonieangehorigen, [31]
Kombattant, [68]
KomDoppikLG,

Konigsberg,
Kontrolltechniken, [115

Korperschaften des 6ffentlichen Rechts, [77]

Kraftfahrzeughalter,
Krankenkasse, [77]
Kreditvertrag,
Kreditvertrige,
Kriegserklarung, [I5]
Kriegsgefangenenpost, [85]
Kriegslist,
Kriegsparteien,
Kulturkampf,

Kurden,

L

Land Thiiringen,
Lastenausgleich,
Lehnsherrschaft,
Libyen, [9]

Libyer, [8§]

M

Mandatsregierung, (130
Mandatsregierungen, [8] [17], [33]
manipulieren,

manta, [14]

Meldepflicht,
Menschenrechtskonvention,
Miquelschen Steuerreform,
Mitteldeutschland, [80]
Mittelméchte,

Monopoly,
Mutterrolle,

N

Nachschusspflicht, 28]
NATO,

neutrale Person,

nicht souverdnes Land,
NRW,

O
offentliche Ordnung, [126]
P

Paraphen, [9]]



Parteien,
Patientenverfiigung,
Paulskirchenverfassung, [12§]
Personalausweise, [42]
Personalausweisgesetz, [41]
Personalausweispflicht,
Personalkonto,
Pflichtversicherung, [71]
Pliinderung, [54]

POLIZEL [64]
POLIZEI-Dienstgrade,
POLIZEI-Filiale,
Position der Unterschrift, [91]
Poststiicke, [85]

Preufien,

preufische Verfassung, [128

Privateigentum,
Problem-Reaktion-Losung, [114

R
rechtliches Gehér, [70]

Rechtsfihigkeit, [16], 24} [33]
Rechtskreis, 23]

Rechtskreise, [42] [47]
Rechtsprechung,
Rechtsprechungsmonopol,
Rechtssubjekte,
Reichsangehorigkeit, [32]
Reichsbiirger,
Reichsbiirgergesetz, [67]
Reichspostgesetz,
Reichsstaatsangehorigkeitsgesetz,
Religionskrieg, [47]
Remonstrationspflicht, [90]
Reststaatlichkeit, [9]
Rheinwiesen,

roter Reisepass,

RuStAG, 30} B3|
RuStAG-1913,

S

Sachsen, 3]

Schuldner,
Schutzgebiete,
Schutzmann,
Selbsterméchtigung, [8]
Selbsttitulierungsrecht, [61]
Selbstverwaltung, [20]
Selbstwertgefiihl,
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SHAEF-Gesetz, [12§
SHAEF-Vertrag, [9]
Siegelbruch, [07]

Slogan der Bundeswehr, [68]
Séldner,

souverdner Staat, [44]
Sozialgeld,
Sozialverbénde, [79]
Sparkasse,
staatenlos,

Staatenlosenabkommen, 132
Staatenlosigkeit,

staatlichen Registern, [25]
Staatsangehorigkeitsausweis, [35]
Staatsangehorigkeitsgesetz,
Staatsangehorigkeitsurkunde,
Staatsgebiete,

Stadtetag,

StAG, [32]
Steuerberaterkammer, [77]
Steuerpflicht, [75] [70]
Steuersitze, [70]
Subsidaritéatsprinzip,
Subsidiaritat, [I5]

Supreme Headquarters,

T

TTIP,

U

Uberleitungsgesetz, I%
Uberleitungsvertrag,
UCC, [79

Ukraine, [9)

Ukrainer,

UN Charta,

Uniform Commercial Code,
Unterhaltspflicht,
Unterschriften in Késten,

\%

Vatikan, [47]

Vereine, [9)

Verfassung, [§], [16],
Verordnungen, [21]
Versicherungsschein, [74]
Vertreibung,
Verwaltungsakt, [29)
Veto-Entscheidungen,
Volkerrecht, [16]



volkerrechtswidrig,
Volksstaat Hessen,
Vollstreckungstiteln, [61]
Vorsorgevollmacht, (1]

\)\%

Walffenstillstand, [89]
Wahlrecht, [24]

Wappen der Urgemeinde,
Weisse Rose,
Weltpostverein,
Weltpostvertrag, [84] [85

Willenserklarung, [30], (40} [47]
WITHOUT PREJUDICE,

Wohnsitz,
Wortmarke,

Z

Zukunftsvision,
Zwangsanmeldung,
Zwangsmitgliedsbeitrége, [77]
Zwangsmitgliedschaften, [77]
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Checkliste zur Gemeindereaktivierung

Notwendige Vorbereitung fur das Reaktivieren einer Gemeinde, um diese (und
ihre Mitglieder) aus dem handelsrechtlichen Vertrag nehmen zu kdnnen.

O Wissen aus dem Buch ,Souveréner Staat durch Friedensvertrag“ nutzen.
Antworten zu offenen Fragen recherchieren (Forum, Internet-Suche, ...).

O Mindestens 6 bis 8 Gemeindemitglieder vorhanden. Nur der Gemeinde-
vorsteher muss 6ffentlich namentlich bekannt sein.

O Recherchieren ...

des urspringlichen Gemeindenamens (vor 1914)
http://www.gemeindeverzeichnis.de/

des ursprunglichen Wappens der Gemeinde (vor 1914)
bspw. im Gemeinde-/ Stadtarchiv

der Landgemeindeordnung (vor 1914)
http://www.verfassungen.de/de/preussen/gesetze/gemeindeordnungen-vergleich-haupt2.htm

der Gemeindegrenzen (vor 1914)

Reaktivierungsurkunde (Mustertext im Buch) per Telefax an die
BRD-“Behorden®, Botschaften etc. senden (Telefax-Nummern siehe Buch) .

Veroffentlichen der Reaktivierung

Wichtig: Es wird dringend empfohlen die Gemeindereaktivierung 6ffentlich
zu machen. Nur so kénnen unwirksame Mehrfachreaktivierungen vermieden
werden. Leider gibt es Gruppen die ihre Reaktivierung ,geheim halten“. Da-
durch entsteht eine Rechtsunsicherheit. Sie kann unabsehbare Folgen haben.
Die Gemeinde Neuhaus, das NESTAG und weitere aktive Gruppen erkennen
nur 6ffentlich bekannt gemachte Gemeinden an. Bitte nutzt bspw. die Liste auf
www.reaktiviert.de. Diese darf frei genutzt, erweitert und veroéffentlicht werden.

O O

Name / Bundesstaat / Provinz der zu reaktivierenden Stadt/ Gemeinde

Name des Ansprechpartners / Adresse / Telefon-Nummer / eMail-Adresse

Nach der erfolgreichen Reaktivierung freuen wir uns tber eine Gemeinde-Partner-
schaft zwischen Eurer reaktivierten Gemeinde und der Gemeinde Neuhaus i.W.
sowie die kostenlose Mitgliedschaft im NESTAG ( Netzwerk der Staatsangehorigen).
Mit freundlichen GriufRen aus Neuhaus i.W.

Gemeinde Neuhaus



Die aktuelle Ausgabe 6/2016
A Y von ,Souveraner Staat durch
¥| Souveraner Staat (i Friedensvertrag” ist in begrenzter

durch Friedensvertrag

Stlickzahl als gedrucktes Buch
auf www.nestag.de oder per email
an buch@nestag.de erhaltlich.

Folgende Fibeln sind mit Hilfe von NESTAG-Mitgliedern und
Freunden entstanden. Sie sind kostenlos als PDF-Datei auf
www.nestag.de sowie auf jeweils eigenen Seiten erhéltlich.
Sie werden stetig fir Euch erweitert.

Gesundheitsfibel

www.gesundefibel.de, www.notfallfibel.de, www.zukunftsvision2020.de

Eine offentliche Liste der reaktivierten Gemeinden ist frei
auf www.reaktiviert.de erhaltlich. Bitte verteilt diese Liste.

Bitte nutzt das kostenlose Forum auf www.nestag.de
fur Eure Fragen und zur Vernetzung.

Wir informieren regelmaf3ig mit einem kurzen Info-Brief Uber die
wesentlichen Neuigkeiten und Wissenswertes.

Der kostenlose, unverbindliche Info-Brief kann auf
www.nestag.de (,Newsletter”) oder per email an
infobrief@nestag.de bestellt und abbestellt werden.



Platz fur Notizen



Die Mehrheit der gewohnlichen Bevolkerung

versteht nicht was wirklich geschient.

Und sie versteht noch nicht einmal,

/ ',_ﬂ,,_. /YH“ dass sie es nicht versteht.
» ‘
)

‘.1 -. - Noam Chomsky,
L Kommunikationswissenschatftler

Welche Vorteile und Rechte geniel3en Deutsche mit Staatsangehorigkeitsausweis im
Gegensatz zu BRD-Birgern mit PERSONALausweis?

Wieso mussen Staatsangehdrige keine Beitrage an die GEZ, IHK usw. zahlen?

Warum haften Staatsangehorige nicht fur die ESM-Birgschaft und die Pleite-Banken?
Warum zahlen nur BRD-Blrger fur die Griechenlandpleite?

Warum haben nur Staatsangehoérige die freie Wahl zwischen gesetzlichen
Pflichtversicherungen und ginstigeren Alternativen?

Wie und wo erhalten Sie Ihren Staatsangehdrigkeitsausweis? Was ist noch zu tun?

Wuldten Sie, dal’ die deutschen Staatsangehdrigen mit dem Friedensvertrag zum
Ersten Weltkrieg den Schliissel zum Weltfrieden in ihrer Hand halten?!

Ja, Sie haben richtig gelesen! Der Friedensvertrag zum ERSTEN Weltkrieg! Denn
tatsachlich handelt es sich bei dem sogenannten "Zweiten" Weltkrieg nur um die
Fortsetzung des Ersten durch Bruch des Waffenstillstandes!

Der Friedensvertrag ist mit den "Drei Machten" Grof3britannien, Frankreich und den
Vereinigten Staaten von Amerika zu schliel3en. Mit ihm Iaf3t sich die Vertreibung und
das Leiden vieler Volker beenden. Zu diesen gehoren u. a. die Libyer, die Ukrainer,
die Kurden, sowie die geschichtstrachtigen Araméaer und Assyrer aus dem Zwei-
stromland. Der Friedensvertrag ist die Basis um ihnen Schutz- und Staatsgebiete zu
ermoglichen. Ohne solche Gebiete werden diese alten Kulturvilker wohl durch
Vertreibung aussterben.

Wir, die souverdnen Deutschen, konnen diesen Menschen eine Rickkehr in ihre
angestammte, vertraute und geliebte Heimat erméglichen!

Mit dem Friedensvertrag zum Ersten Weltkrieg liegt der Weltfrieden in unserer Hand!

Warum erfahren Sie davon nichts in den sogenannten Qualitatsmedien?
Wer die Wahrheit wissen will, der wird die Antworten auf seine Fragen finden!

Einige Ihrer Fragen beantwortet dieses Buch. Zudem liefert es konkrete Anleitungen,
um lhre Deutsche Staatsangehdrigkeit zu erhalten und souveran zu werden!

Herausgeber ist das
Amt der Gemeinde Neuhaus in Westfalen

Postfach 6220, [33104] Neuhaus i. W.
/ www.Gemeinde-Neuhaus.de @@@@
Buchversand organisiert durch das BY NC ND

Netzwerk der Staatsangehérigen (NESTAG.de)


http://www.Gemeinde-Neuhaus.de/

	Zukunftsvision 2020
	Vorwort 
	Über die Autoren
	Etwas deutsche Geschichte
	Der Weg in die Freiheit und den Frieden (Staatlichkeit)
	Unsere Erfahrung und was zu erwarten ist
	Gelber Schein - Staatsangehörigkeitsausweis
	Ausfüllen des Antrages zum Staatsangehörigkeitsausweis
	Beantragen des Staatsangehörigkeitsausweis
	Schreibweisen von Vornamen und Familiennamen
	Rechte durch den Staatsangehörigkeitsausweis

	Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht
	Personalausweis, Ausweis und Reisepass
	Kündigen der handelsrechtlichen Verträge der BRD
	Erklären des Willens als deutscher Staatsangehöriger
	Reaktivieren einer Gemeinde
	Abmelden von der BRD-Gemeinde (im Handelsrecht)
	Anmeldung bei einer reaktivierten Gemeinde
	Schutz der reaktivierten Gemeinde
	Besonderheit für die britische Besatzungszone
	Klage beim Internationalen Gerichtshof
	Gemeindepartnerschaften


	Staatsangehörige im BRD-System (Handelsrecht)
	Was jeder souveräne Bürger tun kann
	Bundesverfassungsgerichtsurteile
	Pflicht zur Identitätserhaltung des deutschen Staatsvolkes
	Sparkassen ohne Recht zur grundlosen Kündigung
	Selbsttitulierung mit dem Grundgesetz unvereinbar

	Schriftverkehr und Begriffsbedeutung
	Medien und der Umgang mit Pressevertretern
	Vermeiden der juristischen Person
	Führerschein weg wegen politischer Meinung?
	Die POLIZEI unser Freund und Helfer
	Staatsangehörige sind keine ``Reichsbürger''
	BRD-''Behörden'' und wir
	Gesetz über die Pflichtversicherung für Kraftfahrzeughalter
	Eigentümergrundschuld
	Grundsteuermutterrolle (Mutterrolle)
	Drohende Hausversteigerung wegen BRD-Forderungen
	Achillesferse GmbH, Aktiengesellschaft & Co.
	Ungültige Kreditverträge
	Allg. Steuerpflicht für Bundesstaatsangehörige
	Allgemeine Steuerpflicht
	Steuerpflicht für abhängig Beschäftigte

	Körperschaften des öffentlichen Rechts  (K.d.ö.R.)
	Abmelden von der Krankenkasse (K.d.ö.R.)
	Abmelden von der GEZ (K.d.ö.R.)
	Abmelden von der IHK (K.d.ö.R.)

	Beantragen von Sozialgeld nach SGB II & XII gemäß HLKO
	Indirekter Zugriff auf Vermögen
	Umgang mit dem ``Gerichtsvollzieher''
	Postversand zu alten Preisen im Selbstversuch

	Friedensvertrag zum Ersten Weltkrieg 
	Schlusswort
	Anhang
	Wichtige Hinweise
	Zitate
	Dokumente inkl. Schreiben von BRD-''Behörden''
	Fax-Nummern und Adressen
	Zehn Strategien, die Gesellschaft zu manipulieren
	Briefvorlagen und Schreiben
	Grundlagenwissen
	Haager Landkriegsordnung (HLKO)
	UN Charta (Feind-Staaten-Klausel der UNO)
	SHAEF-Gesetz Nr. 52
	Gerichtsvollzieherordnung
	Umorganisation der BRD
	Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz für das Deutsche Reich
	Der Begriff ``Ausländer''

	Streichung des Grundgesetzes
	Bereinigungsgesetze
	Erstes Bereinigungsgesetz
	Zweites Bereinigungsgesetz
	Bereinigungsgesetze als Reaktion auf ein Gerichtsurteil?
	Gesetz zur Überleitung von Bundesrecht nach Berlin (West)

	Bundesgerichtsurteile
	Zustand der BRD
	Kriegslist ist in der HLKO erlaubt
	Das elektronische Formular ``Elster'' 
	Literatur
	Abkürzungen und Begriffe


